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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr

Präsident Weber: Ich eröffne die 14. Sitzung der
Bürgerschaft der Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine neunte Gymnasialklasse der Wilhelm-Ol-
bers-Schule aus Hemelingen. Ganz herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir treten in die Tages-
ordnung ein.

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien
Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2008 und

2009

Mitteilung des Senats vom 15. Januar 2008
(Drucksache 17/204)

1. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Finanzplan 2007 bis 2011 der Freien Hansestadt
Bremen

Mitteilung des Senats vom 15. Januar 2008
(Drucksache 17/205)

s o w i e

Gesetz zur Änderung besoldungs- und beamten-
versorgungsrechtlicher Vorschriften

Mitteilung des Senats vom 15. Januar 2008
(Drucksache 17/206)

1. Lesung

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch dar-
auf hinweisen, dass in diese Aussprache auch die
Beratung des Stadthaushalts einbezogen werden soll.

Es ist verlängerte Redezeit vereinbart, sie beträgt
für den jeweils ersten Redner einer Fraktion bis zu
20 Minuten.

Wir kommen zur ersten Lesung der aufgerufenen
Gesetzesvorlagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Senat legt
Ihnen hiermit die Haushaltspläne, die Haushaltsge-

setze, die Stellenpläne und die Entwürfe der Produkt-
gruppenpläne für die Haushaltsjahre 2008 und 2009
vor, und zwar für das Land Bremen und für die Stadt-
gemeinde Bremen. Hier können Sie sie in voller
Schönheit als großen Stapel sehen. Diese werden hier
heute in erster Lesung beraten und von Ihnen hof-
fentlich beschlossen und dann zur Vorbereitung der
zweiten Lesung in den Haushalts- und Finanzaus-
schuss überwiesen. Außerdem gehören die Finanz-
planung für die Jahre 2007 bis 2011 und ein Gesetz-
entwurf für die Erhöhung der Beamtenbesoldung als
Begleitgesetz zum Haushalt.

Gemeinsames Ziel soll sein, dass die Bremische Bür-
gerschaft in ihrer Sitzung im April die Haushalte be-
schließen kann und damit vorbildlich früh nach ei-
ner Wahl die Regierung an einen vom Parlament be-
schlossenen Haushalt gebunden ist. Dafür, dass al-
les bis hierher so gut geklappt hat, möchte ich mich
bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Fi-
nanzressort bedanken, die mit großem Einsatz ge-
rechnet, argumentiert und das alles noch so verständ-
lich und transparent aufbereitet haben.

(Beifall)

Auch in allen anderen Ressorts haben engagierte
Haushaltsabteilungen Bedarfe angemeldet, dafür
gestritten und dafür gesorgt, dass den Deputationen
Entwürfe vorgelegt werden konnten.

Beginnen möchte ich mit den zentralen Aussagen,
die sich aus dem heute vorgelegten umfangreichen
Zahlenmaterial ergeben:

Wir leisten unseren Eigenbeitrag zur Sanierung.
Wir fahren die Investitionen deutlich zurück und lassen
die konsumtiven Ausgaben nur leicht ansteigen. Da-
hinter verbirgt sich ein Kraftakt.

Im Jahr 2009 werden wir erstmals seit 17 Jahren
wieder einen ausgeglichenen Primärsaldo erreichen.

Wir beweisen mit unserem 50 Millionen Euro star-
ken Schwerpunkteprogramm Gestaltungskraft trotz
enger Handlungsspielräume.

Bremens Verschuldung wächst weiter auf 15,8 Mil-
liarden Euro im Jahr 2009 und damit auch die Zins-
belastung. Im Jahr 2008 müssen wir 675 Millionen
Euro Zinsen zahlen, und in 2009 sind es 710 Millio-
nen Euro. Aus dieser Schuldenfalle können wir uns
nur mithilfe von Bund und Ländern befreien.

Zahlen kann ich Ihnen nicht ersparen. Ich möchte
aber versuchen, möglichst leicht verständlich über
die drei großen Ausgabenblöcke des Haushaltes zu
sprechen: konsumtive Ausgaben, Personalausgaben
und Investitionen, zu erklären, wie die jeweiligen
Haushaltseckwerte ermittelt wurden, wo die Probleme
lagen und wie wir sie gelöst haben. Ich hoffe, dass
es mir gelingt darzustellen, wie sich im Zahlenwerk
des Haushalts die politische Orientierung des Senats
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wiederfindet: Verantwortung gegen die soziale Spal-
tung, für Wirtschaftsentwicklung und Arbeitsplätze,
gerechtere Bildungschancen und eine ökologische
Orientierung vor allem vor dem Hintergrund der Kli-
maveränderungen!

Wir haben uns strikt an der Haushaltsplanung, die
dem Bundesverfassungsgericht im April 2006 gemel-
det wurde, orientiert. Die bremische Sanierungsstra-
tegie „Verhandeln im Rahmen der Föderalismusre-
form, Klagen und Eigenbeitrag“ bedeutet das Angebot
an den Bund, die anderen Länder und das Verfas-
sungsgericht, dass Bremen auch nach jahrelangem
Sparkurs im Bereich konsumtiver Mittel und Perso-
nal noch einmal in einer großen Anstrengung den
Haushalt absenkt, um 2009 einen ausgeglichenen
Primärhaushalt zu erreichen.

Für die konkreten Haushalte 2008 und 2009 be-
deutet diese Selbstverpflichtung: Von 2007 auf 2008
dürfen die konsumtiven Ausgaben ohne Zinsausga-
ben um 50 Millionen Euro steigen. Die Personalaus-
gaben dürfen um 17 Millionen Euro erhöht werden.
Die Investitionen müssen um 39 Millionen Euro ge-
senkt werden.

Bei der Steigerung von 2008 auf 2009 dürfen die
konsumtiven Ausgaben ohne Zinsen noch einmal um
8 Millionen Euro und die Personalausgaben um 13
Millionen Euro steigen, die Investitionen müssen um
weitere 21 Millionen Euro abgesenkt werden. Darüber
hinaus wurde gegenüber Karlsruhe die feste Zusa-
ge abgegeben, etwaige Steuermehreinnahmen, und
das sieht ja gut aus, dafür zu verwenden, weniger
Kredite aufzunehmen. Damit sind dem Handlungs-
spielraum des Senats enge Grenzen gesetzt.

Wie ich dargestellt habe, sind auch in den Karls-
ruhezahlen zugegeben geringe, aber immerhin Stei-
gerungsraten für die Bereiche konsumtive Primäraus-
gaben und Personal vorgesehen. Diese Raten bezie-
hen sich aber naturgemäß immer nur auf die geplanten
Haushalte und nicht auf die dann tatsächlichen Ist-
Ausgaben.

Schon im Sommer 2007 drohte ein Haushaltsloch
in einer Größenordnung von über 60 Millionen Euro,
dem der Senat durch sofortige Haushaltssperre und
Bewirtschaftungsmaßnahmen begegnen musste. Am
Dienstag dieser Woche hat der Senat den vorläufi-
gen Haushaltsabschluss 2007 vorgelegt bekommen,
und ich kann Ihnen sagen, dass es gelungen ist, die
Plandaten in der Summe einzuhalten, obwohl knapp
50 Millionen Euro höhere Sozialhilfeausgaben als
veranschlagt bewältigt werden mussten.

Diese höheren Ausgaben wirken natürlich in die
Haushalte 2008 und 2009 fort. Der Senat ist verpflich-
tet, Ihnen Haushaltsentwürfe vorzulegen, die realis-
tisch sind. Deshalb mussten wir – und nicht etwa, wie
jetzt behauptet wurde, weil wir lieber Sozialhilfe
zahlen als zu investieren – orientiert am Ist 2007 580
Millionen Euro für Sozialausgaben einplanen und

damit 80 Millionen Euro mehr, als den ursprünglichen
Planungen zugrunde lag.

Es  war völlig klar, dass die gesamten 80 Millio-
nen Euro aus dem Haushalt nicht herausgekürzt wer-
den konnten, ohne jegliche Handlungsmöglichkei-
ten außerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Leis-
tungen aufzugeben. Deshalb hat der Senat sich ent-
schlossen, Ihnen vorzuschlagen, die Hälfte dieser 80
Millionen Euro im Haushalt einzusparen, die ande-
re Hälfte als zusätzliche Kreditaufnahme über die
Karlsruhezahlen hinaus zu finanzieren. Wer hier ein
strengeres Regiment möchte, muss laut und öffent-
lich sagen, woher das Geld denn nun innerhalb des
Haushaltes kommen soll.

So mussten wir bei der Ermittlung der konsumti-
ven Eckwerte zum einen die unausweichliche Erhö-
hung der Sozialhilfe wegstecken. Weitere 20 Millio-
nen Euro in 2008 und 30 Millionen Euro in 2009 ha-
ben wir vorab aus allen Ressorthaushalten heraus-
gekürzt.

(Unruhe auf dem Besucherrang – Glocke)

Präsident Weber: Entschuldigung, Frau Bürger-
meisterin! Ich bitte den Aufsichtsdienst! Bitte nehmen
Sie das Transparent weg, es ist nicht gestattet, Kund-
gebungen hier im Hause durchzuführen! Bitte neh-
men Sie jetzt das Transparent von der Balustrade, von
der Besuchertribüne weg!

Frau Bürgermeisterin, es geht weiter!

Bürgermeisterin Linnert: Ich sprach darüber, wie
wir die konsumtiven Eckwerte ermittelt haben, So-
zialhilfeleistungen müssen eingepflegt werden in den
Haushalt und 20 und 30 Millionen Euro Schwerpunkt-
mittel für die Koalition, um damit die sozial- und bil-
dungspolitischen Schwerpunkte der Koalition zu fi-
nanzieren. Dieses Geld wird gezielt eingesetzt für
Personal- und Sachkostenverstärkung zur Sicherung
des Kindeswohls, Standardsicherung und Ausbau der
Versorgung im Bereich der Kindertagesbetreuung
sowie ein kostenloses Mittagessen im Kindergarten
für die Kinder, die als Empfänger von SGB-II-Leis-
tungen von 208 Euro Regelsatz im Monat leben
müssen. Für diese Kinder und ihre Familien bedeu-
tet das eine spürbare Entlastung, und das wollen wir
auch so. Außerdem wird mit diesem Schwerpunkt-
geld die Betreuungssituation im Kindergarten verbes-
sert.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir wissen, dass auch hier mehr wünschenswert
wäre. In Anbetracht der Lage ist es aus Sicht des Senats
eine große Summe, die die Lage armer Menschen
verbessern soll. Wir bekennen uns ganz klar dazu,
dass wir auch in diesen Zeiten Mittel und Wege fin-
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den, der sozialen Spaltung unserer Gesellschaft ent-
gegenzuwirken.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Im Bereich Wissenschaft gibt die Koalition zusätz-
liche 7,5 Millionen Euro jährlich an Universitäten und
Hochschulen zur Verbesserung der Lehre.

Die konsumtiven Eckwerte für die Ressorts entstan-
den also aus den nach Karlsruhe gemeldeten Zah-
len minus zusätzliche Sozialhilfe minus Koalitions-
schwerpunkte, das ergibt eine Kürzungsquote über
alles von 4,3 Prozent. Sie werden es sehen, das ist
nicht leicht. Bei den Zuwendungsempfängern stei-
gen schließlich auch die Personalkosten und bei uns
allen die Energiekosten. Trotzdem gilt für kommen-
de Haushaltsjahre: Erstmalig seit ziemlich vielen
Jahren wurde die Sozialhilfe realistisch eingestellt,
wir müssen das Geld dann auch nicht im Haushalts-
vollzug einsammeln, und es gibt auch Hoffnung! Es
spricht einiges dafür, dass die verbesserte Konjunk-
tur langsam doch bei den Sozialhilfeausgaben an-
kommt. Jede Entlastung dort wird Spielräume für alle
anderen Politikfelder erbringen.

Von den immerhin fast 1,7 Milliarden Euro kon-
sumtiven Mitteln, also ohne Zinsen und ohne Perso-
nal, finanziert Bremen Kindergärten und Schulen, die
gesamte Kulturlandschaft und die Sportförderung. Für
die laufenden Ausgaben für Wissenschaft und For-
schung stehen rund 270 Millionen Euro zur Verfü-
gung. 250 Millionen Euro gehen als Rechtsanspruch
im Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes nach Bre-
merhaven. Damit ist Bremen das einzige Bundesland,
das die Einwohnerinnen und Einwohner in allen
Kommunen unabhängig von der Größe im Finanz-
ausgleich gleichstellt.

Sie können dem Benchmark-Bericht, einem auf-
gabenbezogenen Länder- und Großstädtevergleich,
entnehmen, wo wir jeweils stehen. Innere Sicherheit,
Schüler-Lehrer-Relation und öffentliche Ausgaben für
Kulturförderung und Grünflächen werden quantitativ
miteinander ins Verhältnis gesetzt. Spitzenplätze
werden da an Bremen nur noch selten vergeben, aber
in vielen Bereichen haben wir immer noch verteidi-
gungswürdige Mittelplätze.

Sie können sicher sein, der Senat wird allen Ten-
denzen auf Bundesebene entgegentreten, die uns
verpflichten wollen, in jedem Aufgabenfeld nur noch
im unteren Bereich zu finanzieren. Großstädte und
insbesondere Städte mit hoher Arbeitslosigkeit und
hohem Anteil zugewanderter Menschen haben hö-
here Ausgaben für soziale Aufgaben und müssen sich
zum Beispiel auch kleinere Klassen leisten können.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Im Haushaltsnotlageland Bremen machen die Zin-
sen zurzeit 18,5 Prozent der gesamten konsumtiven
Ausgaben aus. Wir prognostizieren einen Zinssatz für
die öffentliche Hand von 4,7 Prozent. Auch wenn die
Zinsen aktuell wegen der Bankenkrise etwas nied-
riger sind, planen wir vorsichtig. Wegen der erforder-
lichen Kreditaufnahme zur Deckung des Haushalts
von 743 Millionen Euro in Jahr 2008 und 651 Millio-
nen Euro in 2009 steigen sie unaufhaltsam an. Sie sind
der zentrale Grund dafür, warum sich Bremen nicht
aus eigener Kraft aus der schwierigen Finanzlage be-
freien kann. Zur Finanzierung der Zinsen müssen wir
Kredite aufnehmen, was die Zinslast wiederum er-
höht.

Der zweite große Ausgabenblock im Haushalt sind
die Personalausgaben. Die Meldung an Karlsruhe
sieht ab 2009 jährliche Steigerungen von einem Pro-
zent pro Jahr vor. Diese werden allerdings schon fast
vollständig von den steigenden Pensionszahlungen
aufgebraucht. So ist der Senat gezwungen, steigen-
de Personalkosten infolge von Tarif- und Besoldungs-
erhöhungen durch Personaleinsparungen zu erbrin-
gen. In den Koalitionsvereinbarungen wurde als klare
Schwerpunktsetzung verabredet, sowohl bei der Po-
lizei als auch bei den Lehrerinnen und Lehrern kei-
ne weiteren Personalkürzungen vorzunehmen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Damit, meine sehr verehrten Damen und Herren,
wurde die Hälfte der Beschäftigungsbereiche in Bre-
men und Bremerhaven von Personaleinsparungen
ausgenommen. Das ist eine große Leistung, auf die
wir auch stolz sind.

Die Kehrseite sind dann allerdings ehrgeizige Per-
sonaleinsparquoten in allen anderen Bereichen. Dabei
haben wir eine Berechnungsgrundlage gewählt, die
den senatorischen Dienststellen eine Sparquote von
jeweils über sechs Prozent auferlegt, interne Dienst-
leistungen wie zum Beispiel die Landeshaushaltskasse
mit jeweils vier Prozent belastet und Bereiche mit
direktem Kontakt zur Bevölkerung wie zum Beispiel
Gerichte, Gesundheitsämter, das Stadtamt und die
Ortsämter nur mit zwei Prozent Einsparquote belegt.

Ein weiteres Instrument, den Personalhaushalt
einzuhalten, ist der Vorschlag des Senats, die Besol-
dungserhöhung für Beamte, die die Erhöhung im An-
gestelltenbereich nachvollziehen soll, zeitlich zu staf-
feln und erst am 1. Oktober 2009 voll wirksam wer-
den zu lassen. Wir wissen, dass die Fraktionen in den
Haushaltsberatungen nach Wegen suchen, hier nach-
zubessern. Da sage ich Ihnen gern die Unterstützung
des Senats zu, im Personalhaushalt noch einmal je-
den Stein umzuwenden, um zusätzliche Mittel zu
finden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Der Presse habe ich entnommen, dass Herr Röwe-
kamp den sogenannten Risikostrukturtopf in Höhe
von 33,3 beziehungsweise 36 Millionen Euro für so
eine Art Senatssparkasse hält, aus der locker eine
höhere Beamtenbesoldung zu bezahlen wäre. Die-
ser Topf ist so ziemlich das genaue Gegenteil einer
Sparkasse. Wir erkennen nämlich in vielen Ressorts,
vor allem im Bereich Inneres für Digitalfunk, für Aus-
lagen in Rechtssachen und für Sozialleistungen, hö-
here Ausgaben an, die wir dann aber nicht einfach
in die Ressorthaushalte einstellen wollten, sondern
unter besondere Kuratel stellen und in einem zen-
tralen Topf bündeln. So wollen wir erreichen, dass
über strenge Bewirtschaftung die realen Ausgaben
im Rahmen der Eckwerte bleiben können.

Der dritte und letzte Ausgabenblock im Haushalt
sind die Investitionsausgaben. Hier sehen die nach
Karlsruhe gemeldeten Zahlen einen deutlichen Ab-
bau bis auf das Hamburger Niveau vor. Aus dem Ber-
lin-Urteil kann man schließen, dass das Verfassungs-
gericht Wert darauf legt, dass sich Bundesländer in
einer Haushaltsnotlage auch im investiven Bereich
stark beschränken.

Der Investitionshaushalt ist ganz stark von Vorent-
scheidungen der letzten Jahre geprägt. Kreditaufnah-
men in den Sondervermögen, die über den Haushalt
abfinanziert werden, und verbindliche Zusagen für
begonnene Maßnahmen, zum Beispiel in der Über-
seestadt, bei Verkehrsprojekten oder Gewerbeflächen
lassen nur sehr geringe Spielräume. Um es in Zah-
len zu sagen: Im Jahr 2008 beträgt der Investitions-
haushalt des Landes und der Stadtgemeinde 454 Mil-
lionen Euro, davon ganze 53 Millionen Euro für neue
Maßnahmen. Im Jahr 2009 geben wir 436 Millionen
Euro aus, davon sind 57 Millionen Euro frei.

Es war eine richtige Entscheidung des Senats, das
Anschlussinvestitionsprogramm in das allgemeine In-
vestitionsprogramm zu überführen. Nur so gewinnen
wir die nötige Transparenz. Erstmalig legen wir Ih-
nen als Haushaltsgesetzgeber und der Öffentlichkeit
eine vollständige Übersicht über die Investitionen der
Jahre 2008 und 2009 vor. Zugegeben, wir können we-
nig Neues machen. Warum das aber gerade auf die
Kritik derjenigen stößt, die ja diese Lage wissentlich
herbeigeführt haben, ist doch recht verblüffend.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Sage niemand, Bremen investiert nicht: Der CT 4
ist fast fertig, mit einer halben Milliarde reiner Bau-
kosten. Mit der Kaiserschleuse, die Bremen 230 Mil-
lionen Euro kosten wird, ist angefangen worden. 37
Prozent aller staatlichen Investitionen fallen im Üb-
rigen auf den Bereich Wirtschaft und Häfen, und das
ist gut so.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

In der Überseestadt wird kräftig gebuddelt und
gebaut. Das Projekt Alter/Neuer Hafen in Bremer-
haven wird realisiert. Für die Krankenhäuser in Bre-
men und Bremerhaven stehen fast 60 Millionen Euro
in den beiden Haushaltsjahren zusammen zur Ver-
fügung. Gelder für die Brückensanierung, die gro-
ßen Straßenbauprojekte wie die A 281 oder die Pla-
nungskosten für die Cherbourger Straße, aber auch
für öffentlichen Nahverkehr und Radwege sind eben-
falls eingeplant.

Der Senat schlägt Ihnen außerdem fast eine Ver-
doppelung der öffentlichen Energieeinsparförderpro-
gramme vor. Ebenfalls eingeplant sind insgesamt in
diesen beiden Haushaltsjahren 7 Millionen Euro für
die Sanierung der Justizvollzugsanstalt. Alle Kritiker
dieser Investition sollten sich erst selbst durch den
Besuch im Gefängnis ein Bild von der baulichen Si-
tuation und den Lebensbedingungen dort machen.

Außerdem haben wir pro Jahr 10 Millionen Euro
für Investitionsschwerpunkte der Koalition bereitge-
stellt. Das sind vier neue Ganztagsschulen pro Jahr,
drei in Bremen und eine in Bremerhaven. Außerdem
geben wir Geld für unseren Anteil am Neubau der
Kunsthalle aus.

Dieser Senat greift auch zu einer Reihe von zum
Teil unbequemen Sparmaßnahmen. Die bekanntes-
te und am meisten kritisierte ist die verschobene
Besoldungserhöhung, aber wir tun viel mehr: Wir
reduzieren die Wohnungsbauförderung, überführen
die Neubürgeragentur in die allgemeine Verwaltung,
und auch das Übertragen des Rhododendronparks
in eine private Stiftung dient dem Ziel, Kosten zu
reduzieren. Die Tatsache, dass Wirtschaftsförderung
in der Regel nur noch als Darlehen gewährt wird, ist
einerseits natürlich den knappen Kassen geschuldet,
auf der anderen Seite kann nun spätestens seit der
Nokia-Geschichte niemand mehr den bedingungs-
losen staatlichen Wirtschaftssubventionen das Wort
reden.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Durch die Darlehensvergabe gewinnt Bremen an
Gestaltungskraft, und das tatsächliche Fördervolu-
men steigt an.

Auch die Kritik, die Wirtschaftspolitik würde an
Bedeutung verlieren, weil endlich Transparenz in den
Sondervermögen geschaffen wird und Teile ihrer
Rücklagen dem allgemeinen Haushalt zugeführt
werden, entbehrt jeder Grundlage. Es kann ja wohl
nicht sein, dass am Haushalt vorbei Guthaben bei den
Gesellschaften gebildet werden, die vom Staat teu-
er kreditfinanziert werden müssen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)
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Vieles in den vorgelegten Haushalten ist Pflicht.
Wir haben uns vorgenommen, das Thema Gender
Budgeting sozusagen als „Kür“ auf die Hörner zu neh-
men. Wir sind dabei, pro Ressort ein geeignetes Mo-
dellprojekt auszuweisen. Anfang Februar wird im
Gleichstellungsausschuss eine Auftaktveranstaltung
stattfinden. Darüber besteht Einvernehmen mit al-
len Fraktionen. Ich hoffe, dass ich Ihnen noch vor der
zweiten Lesung der Haushalte einige interessante
Ergebnisse und Modellprojekte präsentieren kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zum Schluss meines Beitrags möchte ich Sie auf
die mittelfristige Finanzplanung 2007 bis 2011 auf-
merksam machen. Wir legen Ihnen dar, in welchen
Bereichen wir im Benchmark an welcher Stelle ste-
hen, und belegen damit Bremens Eigenanstrengun-
gen. Wir zeigen die Bremen benachteiligende Wir-
kung des Länderfinanzausgleichs, und in den Dar-
stellungen haben wir aufgezeigt, welche realen Spiel-
räume im Haushalt wir überhaupt noch für Einspa-
rungen oder Mehrausgaben haben. Es ist nicht mehr
viel, trotzdem müssen wir sie nutzen. Auch deshalb
ist die mittelfristige Finanzplanung, die die Ausga-
ben und Einnahmen der nächsten Jahre auf die Res-
sorts herunterbricht, so wichtig. Sofort nach Beschluss-
fassung über diesen Haushalt beginnt die Arbeit an
dem nächsten. Wer heute weiß, wie es 2010 und 2011
aussieht, kann sich darauf einrichten. Der Senat wird
Ihnen in den nächsten Monaten eine Reihe von struk-
turell wirksamen Maßnahmen vorlegen, die wir um-
setzen wollen, um die Haushalte der nächsten Jah-
re für die Bevölkerung erträglich über innere Refor-
men und Strukturverbesserungen zu erreichen.

Sie können sich darauf verlassen, meine Damen
und Herren: So sehr der Senat in Bremen auf Aus-
gabendisziplin drängen muss und um Verständnis für
diesen Kurs wirbt, so sehr kämpfen wir vor dem Bun-
desverfassungsgericht und mit Bürgermeister Böhrn-
sen an der Spitze im Rahmen der Föderalismusreform-
kommission um weitere Hilfen für Bremen, insbe-
sondere für Zinsbeihilfen, wenn es wie gewünscht
zu einer Einschränkung der Möglichkeiten der Kre-
ditfinanzierung der Staatshaushalte in Deutschland
kommt.

Wichtiges Ziel für den Senat, und das hängt auch
mit unserer Außenwirkung zusammen, ist ein öffent-
lich vermittelbarer, transparenter Haushalt. Nur wenn
es gelingt, Verständnis und Interesse am öffentlichen
Haushalt zu verbessern, Bewusstsein dafür zu schaf-
fen, dass die Logik einzelner Töpfe noch lange kei-
ne Gesamtverantwortung ergibt, haben wir eine Chan-
ce. Ich selbst habe eigentlich immer sehr gute Erfah-
rungen damit gemacht, wenn ich die finanziellen
Grundlagen unseres Staates erläutert habe: Interesse,
Erstaunen, Ideen! Machen Sie es auch!

Herr Block, Referatsleiter im Finanzressort, hat ein
wunderbares Zitat von Richelieu aus dem 17. Jahr-

hundert gefunden. Das wollte ich Ihnen hier gern noch
einmal vortragen, und zwar heißt es: „Der Haushalt
ist der Nerv des Staates, daher muss er den profa-
nen Augen der Untertanen entzogen werden.“

(Heiterkeit)

Diese Zeiten sind vorbei. Haushaltswahrheit, -klar-
heit und Transparenz sind die Kennzeichen für mo-
derne Haushalte in modernen Demokratien. Wir im
Senat freuen uns auf die weiteren Beratungen mit
Ihnen und den Bürgerinnen und Bürgern. – Vielen
Dank!

(Anhaltender  Beifall  bei  der  SPD,  beim
Bündnis 90/Die Grünen und bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen, meine Herren!
Man hat es in den letzten Tagen und Wochen gespürt
und auch, Frau Bürgermeisterin, heute bei Ihrer Rede:
Der Senat ist mit sich selbst zufrieden. Das ist auch
kein Wunder, denn in dem ersten halben Jahr hat der
Senat sich auch im Wesentlichen mit sich selbst be-
schäftigt. Alle hatten die Erwartung, dass nach dem
Regierungswechsel – 12 Jahre Große Koalition hin
zu einer rot-grünen Reformregierung – der Hauch von
Erneuerung durch die beiden Städte unseres Landes
ziehen würde, und was ist passiert? Der Hauch der
Erneuerung hat sich allenfalls im Senat selbst abge-
spielt.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich erinnere mich noch
gut, wie insbesondere die CDU sich von Ihnen, Frau
Bürgermeisterin Linnert, damals in der Oppositions-
rolle vorhalten lassen musste, welch häufigen Per-
sonalwechsel es in der Großen Koalition gegeben hat,
und wie sieht Ihre eigene Bilanz nach sechs Mona-
ten Regierungsbeteiligung aus? Fangen wir bei den
Senatoren an: Der ehemalige Finanzsenator Ulrich
Nußbaum wollte gar nicht erst wieder in diese Re-
gierung, nachdem der Koalitionsvertrag ausgehan-
delt und unterschrieben war.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das sind olle
Kamellen!)

Ich gebe zu, er war nicht immer mein Freund,

(Zurufe von der SPD)

und ich gebe zu, wir haben uns nicht immer gut ver-
standen, aber er war ein über die Parteigrenzen und
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sogar bei Ihnen, sehr geehrte Frau Linnert, sehr ge-
schätzter, sehr konsequenter und sehr aufrichtiger Fi-
nanzsenator für die beiden Städte unseres Landes,
und er hat vor dieser rot-grünen Regierung kapitu-
liert.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der eine will gar nicht
erst in die Regierung,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das ist ja süß!)

und der andere kann gar nicht schnell genug wieder
herauskommen!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Und der dritte
weint immer noch, dass er nicht mehr dabei

ist!)

Senator Lemke hat angekündigt, dass er voraussicht-
lich noch in diesem Monat die Regierung verlassen
will. Offensichtlich sitzt die parteiinterne Niederla-
ge durch Herrn Bürgermeister Böhrnsen noch so tief,
und das Abschieben in das Innenressort, in dem er
ja noch gar nicht persönlich richtig angekommen ist,
hat ihn so verunsichert, dass er auf Jobsuche ist.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Über Nie-
derlagen können Sie auch etwas erzählen!)

Wie sieht es bei den Staatsräten aus? Die Erste, die
den Senat verlassen hat, bevor man sie in Bremen
überhaupt kennengelernt hat, war Frau Staatsrätin
Dr. Weihrauch. Kurz danach hat ziemlich schnell eine
weitere Staatsrätin mit einem goldenen Handschlag
von rund 80 000 Euro den Senat verlassen, ausge-
rechnet im Ressort, Frau Bürgermeisterin Linnert, das
von den Grünen geführt wird.

Meine Damen und Herren, in sechs Monaten zwei
Senatoren und zwei Staatsräte zu verlieren

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das ist ja
falsch!)

ist in Bremen in der Tat Rekord!

(Beifall bei der CDU – Lachen beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Ich sage das gar nicht mit Kritik, denn wenn Sie so
weitermachen, Herr Dr. Güldner,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Karneval!)

in sechs Monaten zwei Staatsräte und zwei Senato-
ren, das macht in vier Jahren 16 Staatsräte und 16
Senatoren!

(Lachen bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]:

Das ist ja CDU-Niveau!)

Die Wahrscheinlichkeit, dass wenigstens ein brauch-
barer dabei ist, steigt mit der Politik der rot-grünen
Landesregierung.

(Beifall bei der CDU)

Über die Rückkehr zu rot-grünem Filz in Bremen
will ich an dieser Stelle nicht viel sagen, aber auch
das war immer einer der Kernpunkte, das Personal-
kartell der Großen Koalition.

Meine Damen und Herren insbesondere vom Bünd-
nis 90/Die Grünen, wenn ich mir anschaue, wie Sie
mit dem geachteten Bürgerschaftsdirektor umgegan-
gen sind, der aus Ihrer eigenen Fraktion als Geschäfts-
führer kommt, wie Sie ihn geopfert haben einer von
Anfang an aussichtslosen Personalie, nämlich um die
ehemalige, durch einen Misstrauensantrag von Ih-
nen sogar gestürzte Sozialsenatorin hier in der Bür-
gerschaft zu versorgen, dann zeigt das: Die Grünen
haben keine Skrupel in der Personalpolitik, seitdem
sie in Bremen regieren.

(Beifall bei der CDU)

Das Zweite, das mich neben der Personalpolitik
erfreut, und jetzt kommen wir in die Irrungen und
Wirrungen des vorgelegten Haushaltsplanentwurfes,
ist – –.

(Zurufe: Ach! – Abg. Frau B u s c h
[SPD]: Tatsächlich!)

Frau Busch, daran müssen Sie sich gewöhnen, dass
wir über Sie reden! Das gehört dazu!

(Zuruf: Ich habe gedacht, Sie haben nichts
Inhaltliches mehr! Aber bitte zum Thema!)

Dazu werden wir schon noch kommen. Ich bin ja ein-
mal gespannt, was Sie inhaltlich dazu beizutragen
haben! Frau Busch, Sie haben sich von ganz hinten
bis hier ganz nach vorn gebrabbelt, nun können Sie
das Brabbeln auch einstellen!

(Beifall bei der CDU – Lachen bei der SPD
– Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Was sind Sie

erbärmlich!)

Ich will an dieser Stelle sagen, dass offensichtlich
die vorgelegten Haushaltspläne auch das Ende des
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grünen Wolkenkuckucksheims sind. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, was mussten wir uns
alle anhören, die Große Koalition, Sie auch als SPD-
Fraktion, wie intransparent, wie unsolide, wie un-
durchsichtig und unvollständig unsere Haushaltsent-
würfe in den letzten Jahren gewesen sind!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Schauen Sie jetzt einmal hinein!)

Bei den Haushaltsentwürfen, die wir gemeinsam
als SPD- und CDU-Fraktion verabredet, im Senat mit-
einander beraten und hier im Parlament auch abge-
stimmt haben, erinnern Sie sich noch daran, wie die
Grünen an diesem Haushaltsgebaren herumgewet-
tert haben? Und was ist heute die Realität?

Die Grünen haben gesagt, mit uns wird es nie lang-
fristige Kapitaldienstfinanzierungen geben, das ha-
ben wir soeben auch wieder von Frau Bürgermeis-
terin Linnert gehört. Und was ist die Wirklichkeit?
Während die Große Koalition die wichtigen Investi-
tionsvorhaben, die Frau Bürgermeisterin Linnert eben
zum Beispiel im Hafen ausdrücklich noch einmal ge-
nannt hat, wie Containerterminal, aber auch wie die
Kaiserschleuse auf mehrere Jahre verteilt finanziert
hat, finanziert die neue Regierung Maßnahmen wie
Parkunterhaltung im Rhododendronpark über mehr
als 20 Jahre. Diese Regierung finanziert die Gefäng-
nissanierung, die dringend erforderlich ist, über mehr
als 10 Jahre.

Meine Damen und Herren, die Große Koalition hat
Kapitaldienstfinanzierung zur Stärkung der Wirt-
schaftskraft unseres Bundeslandes und zur Schaffung
von Arbeitsplätzen für erforderlich gehalten. Das ha-
ben Sie verteufelt, und Sie machen es, um konsum-
tive Kosten und investive Notwendigkeiten zu ver-
schleiern. Das ist doch keine neue Politik, meine Da-
men und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Das zweite große Argument in Zeiten der Großen
Koalition war, der Senat schmeißt das Geld hinaus.
Deswegen ist man auch als Tiger gestartet in die neue
haushalterische Zeit der rot-grünen Landesregierung.
Eine Haushaltssperre wurde verkündet und ein Bün-
del von Grausamkeiten im Senat verabredet, damit
die Leute spüren, dass es eng und ernst wird in den
beiden Städten unseres Landes. Und was ist daraus
geworden?

Während in den ersten sieben Monaten, also von
Januar bis Juli 2007, unter der Verantwortung Rot-
Schwarz die konsumtiven Ausgaben auf 72,7 Milli-
onen Euro unter dem Anschlag waren, waren sie merk-
würdigerweise ausweislich des Berichts der Finanz-
senatorin im November nur noch 54,8 Millionen Euro
unter dem Schnitt, trotzdem ein gutes Ergebnis! Aber
wenn man sich die sonstigen konsumtiven Ausgaben

anschaut, also dort, wo haushaltswirksame Maßnah-
men wirklich wirken sollen, dann hatten wir bei den
Ausgaben von Januar bis Juli 2007  14,4 Millionen
weniger sonstige konsumtive Ausgaben als veran-
schlagt, Stand November: 24,1 Millionen Euro mehr
konsumtive sonstige Ausgaben als veranschlagt!

Meine Damen und Herren, das war doch nichts als
Show, was im Sommer letzten Jahres verkündet wor-
den ist! Die Bürgermeisterin ist als haushaltspoliti-
sche Tigerin gestartet und als Bettvorlegerin des Se-
nats gelandet. Das ist die Wahrheit der neuen haus-
halterischen Konsolidität!

(Beifall bei der CDU)

Was ist eigentlich aus den Grausamkeiten gewor-
den, meine sehr verehrten Damen und Herren, die
im Sommer letzten Jahres miteinander verabredet
worden sind? Die Einführung einer zentralen Beschaf-
fung bei Polizei und Feuerwehr, wo ist sie eigentlich
geblieben?

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wo ist eigentlich das Geld für den

Digitalfunk geblieben?)

Die Heranziehung der Bremer Gesellschaften und
Sondervermögen zur Deckung des Gesamthaushalts,
die 80 Millionen Euro, Frau Linnert, die Sie immer
bei der BIG gesucht haben und dann zur Haushalts-
konsolidierung heranziehen wollten, wo sind sie ei-
gentlich geblieben? Wo ist eigentlich der Beitrag der
Bremer Aufbaubank geblieben, die zerschlagen, auf-
gelöst und wo ein dreistelliger Millionenbetrag er-
löst werden sollte? Meine Damen und Herren, aus
all dem ist nur eines geworden, nämlich nichts!

(Beifall bei der CDU)

Bei der Bremer Aufbaubank zum Beispiel hat der
Senat auf eine Kleine Anfrage der CDU-Fraktion
erklärt, man wolle bis zum 31.12.2007 ein Konzept
vorlegen. Meine Damen und Herren, wir haben heute
Ende Januar 2008, und der Senat ist in dieser Frage
wie in vielen anderen Fragen auch konzeptionslos.
Es hat nichts stattgefunden, seitdem Sie regieren,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Ich will über die anderen Grausamkeiten wie die
Eingliederung des Landesamtes für Verfassungsschutz
in die Innenbehörde, die Fusion des Statistischen
Landesamtes mit der Behörde in Niedersachsen und
so weiter im Einzelnen gar nicht mehr reden, aber
eines steht fest: Das, was sich die neue Regierung an
Grausamkeiten vorgenommen hat, meine Damen und
Herren, ist in Bremen nicht angekommen.
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Der dritte große Anspruch der Grünen, noch in der
Oppositionszeit, war, meine sehr verehrten Damen
und Herren: Wir wollen einen vollständigen, ehrli-
chen, wahren Haushalt vorlegen! Ungeachtet des-
sen, dass es ja bedeutet, dass, Herr Sieling, wir nie
einen vollständigen, wahren und ehrlichen Haushalt
vorgelegt haben, das könnte sogar an den Rand Ih-
rer Schmerzgrenze trotz neuer Verliebtheit mit den
Grünen gehen, aber wenn man sich das einmal an-
schaut und den neuen Haushalt daran misst, dann
fragt man: Ist er eigentlich vollständig? Wo ist eigent-
lich die Zusage des Bürgermeisters an die Jacobs
University im Zusammenhang mit der einzigartigen
und großartigen Spende der Jacobs Foundation, in
den nächsten Jahren noch viermal 5 Millionen Euro
zur Verfügung zu stellen? Wo findet sich das eigent-
lich in diesem Haushalt? An keiner Stelle, meine Da-
men und Herren!

Wo sind beispielsweise die Mehrkosten für die Re-
alisierung des JadeWeserPorts, die noch strittig, aber
mittlerweile anerkannt sind? Dort werden 19 Millio-
nen Euro einmal eben auf Zuruf als Mehrkosten
anerkannt.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Herr Wulff sagt etwas anderes! Das ist

ja interessant!)

Wo findet sich das im Haushalt, meine Damen und
Herren?

Wo ist eigentlich die zugesagte Lösung der Unter-
finanzierung der städtischen Klinika? 68 Millionen
Euro Kontokorrentkredit warten auf eine Lösung, die
bis zum Beginn der Beratungen hier heute im Parla-
ment zugesagt war. Auch diese finden sich im Haus-
halt nicht.

Meine Damen und Herren, in diesem Haushalt feh-
len Millionenbeträge, die bereits zugesagt, verpflichtet
oder zwangsläufig auf uns zukommen, und das ist das
Gegenteil von Vollständigkeit und Wahrheit!

(Beifall bei der CDU)

Trotzdem gibt es vieles an diesem Haushalt, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, das unaus-
weichlich ist. Deswegen kann ich auch in der neuen
Rolle in der Opposition nicht den Stab über den ge-
samten Haushalt brechen. Vieles ist von uns nicht
mehr beeinflussbar. Das betrifft zum Beispiel die Frage
der Höhe der Schulden und der dafür aufzuwenden-
den Zins- und Tilgungsleistungen. Das betrifft viele
andere Bereiche, die in den vergangenen Jahren, wie
ich finde, auch aus gutem Grunde vorfinanziert wor-
den sind, weil sie Arbeitsplätze geschaffen haben

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Auch nicht immer, oder?)

und wir die Rendite ja auch fiskalisch spüren.

Frau Stahmann, ich verstehe Ihren Einwand nicht.
Ich finde manches an der neuen Rolle der Grünen
auch konstruktiv. Also, wenn Sie sich zum Beispiel,
sonst lassen Sie sich das von dem Kollegen Dr. Güldner
noch einmal zeigen, die Controllingberichte der Fi-
nanzsenatorin anschauen, die größte Gegnerin der
Investitionspolitik der Großen Koalition sozusagen,
die bei der Frage der Entwicklung der Steuermehr-
einnahmen in den Controllingbericht hineinschreibt,
dass sie darauf zurückzuführen sind, dass die Vor-
gängerregierung erheblich in die Schaffung von
Arbeitsplätzen und in die Schaffung von Wachstum
investiert hat, meine Damen und Herren, dazu kann
ich nur sagen: Das Sein bestimmt das Bewusstsein.
Recht hat sie!

(Beifall bei der CDU)

Wir haben uns in den 12 Jahren Regierungsbetei-
ligung nicht darauf beschränkt, das Land zu verwalten.
Wir haben den Anspruch gehabt, es zu gestalten und
ihm eine Zukunft zu geben, und diese hat dieses Bun-
desland nur, wenn es in seine Stärken investiert, wenn
es wirtschaftlich leistungsfähig bleibt, wenn es Ar-
beitsplätze schafft und daraus Steuern generiert,
meine sehr verehrten Damen und Herren. Das war
die Politik der Großen Koalition,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nicht nur!)

und die Rendite daraus bekommen wir jetzt, weil wir
Steuermehreinnahmen haben.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau S t a h -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Totaler

Blödsinn!)

Wir können sie, Frau Stahmann, nicht verprassen,
weil wir uns als gute Kaufleute verpflichtet haben,
diese Steuermehreinnahmen zu verwenden, um die
Schuldenaufnahme zu begrenzen. Andere Länder ge-
ben Teile dieses Geldes aus.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Bei der Rennbahn, zum Beispiel!)

Ich finde, das ist richtig. Das hat die alte Koalition
beschlossen, und das setzt diese Koalition fort, das
finde ich richtig und vernünftig, aber Fakt ist: Die Po-
litik der letzten Jahre hat dazu geführt, dass wir am
konjunkturellen Aufschwung teilhaben konnten, mei-
ne Damen und Herren, dass wir Steuermehreinnah-
men generieren und den anderen Ländern zeigen
können, hier ist ein wirtschaftlich leistungsfähiges
Bundesland, das dauerhaft überlebensfähig ist. Das
ist doch die Botschaft der Politik der vergangenen
Jahre!

(Beifall bei der CDU)
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Deswegen sagen wir, dieser Weg muss auch kon-
sequent fortgesetzt werden.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Wird er
doch!)

Er wird mit neuen Maßnahmen in diesem Haushalt
nicht unterlegt. Der Hafensenator hat bis zum Jahr
2012 und folgende, so heißt das in der mittelfristigen
Finanzplanung, für Hafeninfrastrukturinvestition ge-
nau 0 Euro zur Verfügung. Dass das nicht mehr so
üppig sein kann wie in den Zeiten, als wir CT 4 und
die Kaiserschleuse, CT 3 und CT 3a finanziert haben,
das liegt auf der Hand, meine Damen und Herren,
aber der Hafensenator hat noch vor Kurzem öffent-
lich wirksam ein Hafenstrukturkonzept vorgelegt, das
dringenden Handlungsbedarf in der Weiterentwick-
lung der Lebensader unserer beiden Städte für er-
forderlich hält.

Wir werden die Beschäftigten in den Häfen nur
dann halten können, meine Damen und Herren, wenn
wir weiter mit dem Wachstum Schritt halten und in
die Stärke unseres Landes investieren, und diese
Regierung setzt diese Stärke in ihren Entwürfen auf
Null, das ist verantwortungslos, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen] –
Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Pure Polemik! – Abg. G ü n t h -
n e r  [SPD]: Was wollen Sie denn konkret

da machen?)

Sie reduzieren die Möglichkeiten zur Investition
in die Wirtschaftsstruktur zur Schaffung von Arbeits-
plätzen im übrigen wirtschaftlichen Bereich auf 14
und 9 Millionen Euro in den nächsten beiden Jah-
ren. 21 Millionen Euro hat der Wirtschaftssenator noch
dafür zur Verfügung,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Warum hat er das? Sagen Sie doch

einmal, warum!)

um Bremen, was die Bürgermeisterin gesagt hat, so
aufzustellen, dass wir am konjunkturellen Fortschritt,
der insgesamt durch Deutschland geht, teilhaben
können, meine Damen und Herren. Mit 21 Millionen
Euro für Wirtschaftsinfrastruktur werden Sie an die-
sem Aufschwung nicht teilhaben können, Sie verspie-
len Arbeitsplätze und Wachstum für unser Bundes-
land, wenn Sie es so beschließen, wie es in den Ent-
würfen enthalten ist!

(Beifall bei der CDU)

Deswegen sage ich, diese Regierung geht den fal-
schen Weg. Irgendwann werden die Projekte, die die
Große Koalition unter maßgeblicher Führung der CDU

(Lachen bei der SPD)

insbesondere im Wirtschafts- und Hafenbereich noch
durchgesetzt und finanziert hat, wenn auch auf die
Zukunft finanziert hat, erschöpft sein, Herr Senator
Nagel, und dann stehen Sie hoffentlich nicht mit he-
runtergelassenen Hosen, aber zumindest mit leeren
Taschen vor diesem Parlament, und es wird Ihnen
nicht gelingen, den bundesweit anspringenden kon-
junkturellen Aufschwung auch nach Bremen zu tra-
gen. Sie werden noch ein paar unserer Projekte er-
öffnen können, aber dann ist Ende im Gelände!

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Wie wol-
len Sie es finanzieren? Sagen Sie doch, wie

Sie es finanzieren wollen!)

Herr Dr. Güldner, ich sage, wir sehen es ja zum
Beispiel bei der sehr bedauerlichen Entscheidung von
AMBAU, in Bremerhaven nicht zu investieren und
nicht Hunderte von neuen Arbeitsplätzen zu schaf-
fen. Die Frage, ob Unternehmen kommen und Arbeits-
plätze schaffen, ist nicht in erster Linie eine Frage der
Förderkulisse, sondern eine Frage, inwieweit diese
Standorte darauf vorbereitet sind, diesen Unterneh-
men optimale Randbedingungen anzubieten.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das bezweifeln Sie? Das ist ja unglaub-

lich!)

Das Problem, Herr Dr. Kuhn, ist doch ersichtlich,
dass wir diese wichtige, in einer Schlüsselbranche,
einer Zukunftsbranche notwendige Zurverfügung-
stellung eines angemessenen und richtigen Betriebs-
grundstücks nicht gewährleisten können. Diese Fir-
ma verlässt die Stadt, weil sie kein geeignetes Ge-
werbegrundstück vorgefunden hat, meine Damen und
Herren.

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Ich sage nicht, dass das Ihre Schuld ist, Herr Dr.
Kuhn, ich sage nur, dass so etwas eigentlich nicht
passieren darf und dass so etwas immer mehr pas-
sieren wird, wenn man nicht in die wirtschaftliche
Infrastruktur unserer beiden Städte investiert, das ist
die Wahrheit!

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Völliger

Blödsinn!)
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Deswegen sage ich, man muss bereit sein, bei Inves-
titionen, die für die Zukunft Wachstum generieren
und Arbeitsplätze schaffen, auch über das einzelne
Haushaltsjahr hinauszuschauen.

Ich weiß, Frau Bürgermeisterin Linnert, dass Sie
die Kapitaldienstfinanzierung immer verteufelt ha-
ben. Ich sage ganz offen, ich habe sie für die wichti-
gen Infrastrukturprojekte immer für richtig gehalten.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen sage ich, wir werden auch in Zukunft sol-
che Finanzierungsmöglichkeiten nutzen müssen. Die
meisten Menschen können es sich nicht leisten, ihr
eigenes Haus aus Vorräten zu bezahlen. Die meis-
ten Menschen sagen, ich kaufe mir ein Haus und fi-
nanziere es auf viele Jahre, damit es sich am Ende
für mich lohnt. Genauso muss sich auch der Staat
verhalten. Wenn ich eine Rendite auf meine Investi-
tionen bekomme, die in 5, in 10 oder in 15 Jahren
eintritt, halte ich es auch für verantwortbar, diese In-
vestition auf 5, auf 10 oder auf 15 Jahre zu finanzie-
ren, das ist der Unterschied zwischen rot-grüner In-
vestitions- und Wirtschaftspolitik und dem Anspruch,
den die Opposition in diesem Hause hat, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Ich will einen weiteren Punkt ansprechen, der mir
große Sorge macht. Es ist die Situation der Arbeits-
losen in den beiden Städten unseres Landes. Ich habe
kein Verständnis dafür, wenn ein führender SPD-
Politiker wie der Oberbürgermeister von Bremerhaven
in einem bereits viel gescholtenen Artikel einer Wo-
chenzeitschrift, die montags in Hamburg erscheint,
verkündet: Wir haben in Bremerhaven 10 000 Arbeits-
lose, und ich bin schon glücklich, wenn 1000 bis 2000
davon eine Beschäftigung finden. Meine Damen und
Herren, das mag der Anspruch eines führenden So-
zialdemokraten sein,

(Unruhe bei der SPD)

wir als Union haben den Anspruch, dass wir allen
Menschen, die in Arbeitslosigkeit verharren, die Mög-
lichkeit geben, ihren Lebensunterhalt aus eigener
Erwerbstätigkeit zu bestreiten. Das ist der Anspruch,
den wir haben. Wir lassen niemanden in der Arbeits-
losigkeit hängen!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD
und vom Bündnis 90/Die Grünen)

Da stellt sich die Frage: Was ist eigentlich falsch
gelaufen? Da finde ich es ganz interessant – ich be-
schäftige mich ja nur mit den Papieren des Senats –:
Wenn ich zum Beispiel den Benchmarking-Bericht

2007 der Senatorin für Finanzen anschaue, dann stelle
ich fest, das Bundesland Bremen ist an zweiter Stel-
le, was die Anzahl der Arbeitsplätze gemessen an den
Einwohnern betrifft. Nach Hamburg gibt es in kei-
nem anderen Bundesland in Deutschland so viele Ar-
beitsplätze wie in Bremen. Das ist eine gute Nach-
richt, im Übrigen auch ein Ergebnis der gemeinsa-
men erfolgreichen Politik der letzten Jahre. Wenn ich
mir aber anschaue, wer eigentlich in Bremen und
Bremerhaven arbeitet, wer eigentlich davon profitiert,
dass wir eine so hohe Arbeitsplatzdichte haben, dann
stelle ich fest, dass wir ausweislich des Benchmar-
king-Berichts bei der Frage, wie viele unserer Ein-
wohner eigentlich einen dieser Arbeitsplätze haben,
die es bei uns gibt, an vorletzter Stelle sind, nämlich
auf dem 15. Platz.

Meine Damen und Herren, diese beiden Zahlen
machen deutlich, dass es in Bremen und Bremerha-
ven eine Menge Arbeitsplätze gibt und wir eine
Menge neuer Arbeitsplätze geschaffen haben, dass
es uns aber nicht gelingt, unsere eigenen Arbeitslo-
sen in diese neue Beschäftigung zu vermitteln. Das
ist ein Problem der Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungspolitik, und ich sage da ganz offen: Da ist in den
letzten Jahren vieles falsch gelaufen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube fast, dass wir da mit Bündnis 90/Die
Grünen einer Meinung sind, zumindest wenn ich die
Haushaltsdebatten der letzten Jahre betrachte, ins-
besondere zur Frage, was finanzieren wir eigentlich
aus dem BAP, und gibt es eine Konzeption zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Deswegen habe ich
die Erwartung gehabt, dass es, nachdem es uns nicht
gelungen ist, Ihnen vielleicht gelingt, in dieser neu-
en großen Liebe bei den Sozialdemokraten zu errei-
chen, dass Beschäftigungspolitik eben nicht nur darauf
zielen kann, Menschen in staatlichen Leistungen zu
beschäftigen, sondern dass Beschäftigungspolitik in
erster Linie Qualifizierungspolitik ist und dafür sor-
gen soll, dass Arbeitslose wieder in Arbeit kommen.

(Beifall bei der CDU)

Diese Arbeitssenatorin hat sich in Ihrer ganzen
Tätigkeit und mit Ihren Vorgängerinnen darauf be-
schränkt, Strukturen von Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsgesellschaften abzufinanzieren, mit einer
miserablen Erfolgsquote. Dass die Menschen in Bre-
men und Bremerhaven keine Arbeit haben und dass
wir so eine hohe Arbeitslosigkeit haben, ist keine Fra-
ge, ob wir genug in die Schaffung von Arbeitsplät-
zen und in die wirtschaftliche Dynamik unserer bei-
den Städte investiert haben, nein, es ist einfach ein
Versagen von staatlicher Arbeitsmarktpolitik!

(Beifall bei der CDU)
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Ich sage das kritisch an die eigene Adresse, weil
es uns nicht gelungen ist, den Kurs der Sozialdemo-
kraten an dieser Stelle zu ändern. Aber ich habe die
Erwartungshaltung, dass es Ihnen gelingt, es endlich
zu schaffen, Herr Dr. Güldner!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Herr Präsident, es blinkt hier vorn so hektisch, und
deswegen will ich sagen: Der Senat mag vielleicht
mit seiner Politik zufrieden sein. Ich will sogar wei-
ter sagen: Viele fühlen sich besser in dieser neuen
Regierung; die Grünen sowieso, weil sie viele Jahre
darauf gewartet haben, endlich wieder regieren zu
können, die Sozialdemokraten auch, weil sie, ehrlich
gesagt, nie so gern mit uns regiert haben und immer
nur wieder unter Anwendung von Drohungen durch
den früheren Bürgermeister Dr. Scherf dazu verlei-
tet worden sind, uns doch nicht völlig abzustoßen. FDP
und Die Linke freuen sich sowieso, weil es im Parla-
ment schöner ist als draußen. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, die CDU-Fraktion fühlt sich in
der Opposition auch nicht gerade unwohl, das will
ich an dieser Stelle sagen!

(Lachen bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. Frau B u s c h  [SPD]:
Wir geben Ihnen die Garantie für die nächs-
ten 20 Jahre! – Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen]: Dann ist ja alles

in Butter!)

Wir schauen einmal, wie lange das so bleibt! Es geht
aber nicht darum, dass die Grünen, dass die Sozial-
demokraten, dass die Linkspartei, die FDP und wir
uns wohlfühlen. Meine Damen und Herren, wir ha-
ben eine Aufgabe, die Probleme dieses Landes zu
lösen. Ich sage, an dem vorgelegten Haushaltsent-
wurf ist vieles eine Notwendigkeit, aber die Spiel-
räume und die Stellschrauben, die Sie haben, nut-
zen Sie nicht! Sie sorgen nicht für Wachstum, Sie
sorgen nicht für Beschäftigung, Sie setzen die falschen
Schwerpunkte, und ich sage voraus, das Bundesland
wird mit der Politik dieser rot-grünen Regierung, die
wir in Zahlen gegossen vorliegen haben, nur noch
verwaltet und nicht mehr gestaltet. Dafür werden Sie
unsere Zustimmung nicht bekommen.

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, auf
der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich Ver-
treter des Gesamtpersonalrats und des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes sowie eine Gruppe aus Stafford-
shire, England! It is a great pleasure to welcome our
friends from Staffordshire. Mister Dix, you are most
welcome!

(Beifall)

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Nach dieser Opposi-
tionsrede finde ich, dass die Gelassenheit und die Sou-
veränität, mit der der Senat seine Politik führt, die
Gelassenheit und Souveränität, mit der die Bürger-
meisterin und Finanzsenatorin hier den Haushalt und
die Eckpunkte vorgestellt hat, bestätigt worden sind.
Das ist ein ordentliches Werk. Selbst die Opposition
hat keine richtige Kritik daran. Herr Röwekamp sagt,
er will darüber nicht den Stab brechen. Das beruhigt
mich, und es beruhigt mich auch deshalb, weil wir
Ihnen mit Sicherheit und gern einen Wunsch erfül-
len können: Sie fühlen sich in der Opposition nicht
unwohl, wir unterstützen, dass Ihr Wohlbefinden
weiter gesteigert wird und sich lange fortsetzt, Herr
Röwekamp!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Aber, meine Damen und Herren, wenn es an der
Stelle einmal so einfach wäre! Dieser Haushalt ist ein
Doppelhaushalt für die Jahre 2008 und 2009. Diese
Phase wird entscheidend sein für die Zukunft Bre-
mens, insbesondere dieses Jahr im Zusammenhang
mit den Verhandlungen in der Föderalismusreform-
kommission und den Eckpunkten, die wir für die Klage
in Karlsruhe vorgelegt haben. Dies wird sehr entschei-
dend sein. Dafür ist es entscheidend, dass auch in
diesem Hause nicht nur die Regierung hervorragende
Arbeit macht, sondern dass auch in diesem Hause qua-
lifiziert und wirklich in den Details mit der Zielstel-
lung, die wir haben – bei den großen Augen und den
scharfen Blicken, die wir von außen doch auf Bre-
men spüren –, hier eine starke Opposition und auch
eine Opposition vorherrscht – und das will ich an die-
ser Stelle sagen, und ich habe es schon einige Male
gesagt –, die mit beiden Beinen in der Gesellschaft
verankert ist.

In der Bundespolitik ist ja das Wort der Mitte en
vogue. Ich wäre froh, wenn wir in diesem Hause ein-
mal dazu kämen, dass wir nicht nur diese große Mitte
haben, die diese Regierungskoalition darstellt, son-
dern, Herr Röwekamp, wenn Sie selbst mit Ihrer klei-
nen Mitte einmal wieder ins Zentrum der Gesellschaft
kämen, auch bei Ihren Forderungen und Ihrer Art und
Weise, hier zu diskutieren.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will mit Bezug auf den Haushalt gern zum ei-
nen noch einmal in meiner Rede deutlich machen,
welche Aufgaben sich die rot-grüne Koalition gestellt
hat und welche und richtigen Maßnahmen wir ergrei-
fen – auch dazu ist eben wenig gesagt worden –, damit
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der gesellschaftliche Zusammenhalt in Bremen und
Bremerhaven gewahrt wird. Ich will aber auch deutlich
machen, dass diese Koalition verlässlich ist. So manche
Kritik, die ich eben zur Investitionspolitik gehört habe,
ist ja das Klagen darüber, dass eben diese rot-grüne
Koalition fortsetzt, was richtig und erfolgreich war,
und damit Verlässlichkeit zeigt.

Ich finde, dieser Haushaltsentwurf macht auch deut-
lich, dass hier gemeinsame Leistungen aus der Zeit
der Großen Koalition fortgesetzt werden. Gemeinsame
Leistungen sage ich aber sehr bewusst, denn, Herr
Röwekamp, wir haben natürlich in der vergangenen
Legislaturperiode am Ende gemeinsam diesen Weg
zur Klage in Karlsruhe beschritten und auch die Grund-
lage für die Verhandlungen gelegt. Ich muss sagen,
am Ende! Ich erinnere mich sehr gut, dass Bürger-
meister Böhrnsen, nachdem er ins Amt kam, ein Eck-
punktepapier vorgelegt hat und wie das Geschrei vom
Regierungspartner CDU war. Ich erinnere mich auch
wunderbar an das schöne Papier der drei damaligen
Senatoren Kastendiek, Eckhoff und auch von Ihnen,
Herr Röwekamp, in dem dieser Wechsel zu dem rich-
tigen Kurs bekämpft und nicht unterstützt wurde. Von
Anfang an dabei waren aber die Grünen, die damals
noch in der Opposition waren, und auch Bürgermeis-
terin Linnert.

Darum ist es eine gemeinsame Leistung aus den
Zeiten der Großen Koalition. Ich wäre froh, wenn Sie
heute einmal etwas anderes machen würden, als stän-
dig aus der Verantwortung für die vergangene Poli-
tik zu fliehen, Herr Röwekamp!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wenn ich diese Leistungen aus der Zeit der Gro-
ßen Koalition nehme, dann sind es eben diese neu-
en Eckpunkte, die geschaffen wurden, diese Zäsur,
die eingeleitet wurde mit den Veränderungen und
mit dem Ziel, bei den sogenannten Primärausgaben
– das ist alles außer den Kosten für die vergangenen
Schulden, also den Zinsen – die normalen Betriebs-
ausgaben inklusive der Investitionen aus der eige-
nen Kraft zu schaffen. Auf diesem Weg liegt dieser
Haushalt. Es ist doch gut und wichtig zu sagen, dass
wir im Jahr 2008 in diesem Haushaltsentwurf dieses
Ziel nur noch um 37 Millionen Euro verpassen und
es im Jahr 2009 erreichen. Das ist ein großer Erfolg
dieses Vorschlags des Senats.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will auch etwas sagen, das ist doch ein wichti-
ger Punkt, zur Investitionsdebatte. Die Entscheidung,
auf das Hamburger Niveau zu kommen, war die Quäl-
nummer Nummer eins der letzten zwei Jahre der Gro-
ßen Koalition. Ich darf hier deutlich sagen, weil das
angesprochen wurde: Wir als Sozialdemokraten ha-

ben Entscheidungen getroffen, in bestimmten Jah-
ren die Große Koalition zu machen, und wir haben
diese Entscheidung immer mit Überzeugung getroffen
nach zwei Wahlen und haben diese Koalition nicht
unter Leiden geführt. Wir haben aber in der Großen
Koalition dafür gesorgt, dass ein ordentliches Profil
herauskommt, und haben versucht, so viel wie möglich
hinzubekommen, und da ist eben nicht immer alles
gegangen.

Ich bin aber stolz darauf, dass es Bürgermeister Böhrn-
sen gelungen ist, auch in dieser Schlussphase das noch
hinzubekommen und zu verändern. Dazu gehört eben
auch, die Investitionen auf das Hamburger Niveau
herunterzufahren, und dann muss man heute daste-
hen und auch die Konsequenzen daraus tragen, Herr
Röwekamp, und nicht schon wieder aus der Verant-
wortung fliehen und schon wieder sagen, da war ich
wohl nicht dabei, ich will jetzt etwas ganz anderes
und große Mehrausgaben. Das geht nicht!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bin übrigens froh – das will ich hier sagen, ich
hoffe, das bleibt in der Debatte so –, dass wir offen-
sichtlich gemeinsam an einem weiteren wichtigen
Erfolg festhalten, und dieser Haushalt nimmt davon
auch keinen Abstand: Wir wollen keine Möglichkeiten
mehr nutzen, weitere Vermögensveräußerungen
vorzunehmen! Die Gewoba muss öffentlich bleiben,
und auch bei der BLG und im Hafenbereich darf es
nicht zu Veräußerungen kommen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das sagt auch dieser Haushalt, und es wäre gut, wenn
wir dies als Haus weiter unterstützen würden.

Jetzt bin ich natürlich bei der Frage der Verläss-
lichkeit der rot-grünen Koalition und dem Thema der
Investitionspolitik! Dazu will ich zum Ersten sagen,
dass ich diese Kritik, die hier nach dem Motto „Jetzt
ist diese Regierung neu, und jetzt scheint die Kritik
völlig weg zu sein, denn ihr setzt ja fort, was gemacht
worden ist“ geführt wird, nicht verstehen kann. Es
ist doch gut, und es ist doch der große Erfolg und auch
die Gemeinschaftsleistung, die wir hier mit vielen
Fraktionen, vor allem den Fraktionen der letzten
Legislaturperiode, erreicht haben, dass wir natürlich
in die wirtschaftliche Entwicklung und in die Infra-
struktur investieren.

Aber das hat eben heute auch Konsequenzen, Bür-
germeisterin Linnert hat das in Ihrer Rede gesagt: Es
ist ein großer Teil der Investitionsmittel gebunden.
Das ist so, das wäre hier unter jeder Regierung so,
da kann keine Regierung heraus. Aber wir haben
diese Erfolge, und das ist aktive Strukturpolitik. Der
CT 4 wird in diesem Jahr fertiggestellt, die Kaiser-
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schleuse wird gebaut, andere wichtige Hafenprojekte
werden vorangebracht, und es ist gut so, dass wir das
machen, meine Damen und Herren, und dass diese
Koalition sich darauf verständigt hat.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich darf einmal etwas ganz Aktuelles ansprechen,
weil sich das auch in diesem Haushalt wiederfindet!
Der ehemalige Bausenator Neumeyer ist losgelau-
fen und hat zur Überraschung aller „Skandal“ zur
Fortentwicklung und zum Weiterbau der A 281, Bau-
abschnitt 2.2, gerufen und hat gesagt: Das geht al-
les so nicht! Kurz vor der Wahl, wo sich vieles leicht
sagen lässt! Wir haben uns als Koalition vorgenom-
men, dieses Problem anzugehen, es auf der einen Seite
anwohnerverträglich und bürgerfreundlich zu machen
und auf der anderen Seite die wirtschaftliche Not-
wendigkeit – das ist eine Kernader für die Weiterent-
wicklung des Hafen- und Logistikbereichs – nicht zu
bremsen.

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Herr
Bausenator Dr. Loske hat einen Vorschlag gemacht,
der veritabel ist, der die Dinge zusammenbringt, der
den Weg zur Lösung zeigt, und in diesem Haushalt
sind die notwendigen 5 Millionen Euro für die Pla-
nungsmittel abgesichert, damit wir mit dem fünften
Bauabschnitt sofort anfangen können. Das ist kon-
krete Politik, die wir hier in Zahlen gegossen haben,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Wie ist das eigentlich finanziert in dem Haus-

halt?)

Herr Vorsitzender des Haushaltsausschusses, Sie
werden darüber informiert sein, dass die Investitions-
maßnahme des Baus A 281 einen Etatansatz hat, und
Sie müssen sich eben dann die Mühe machen, das
kann ich Ihnen nicht nehmen, in die Tiefe einzustei-
gen. Der Senat hat deutlich gemacht, wie es finan-
ziert ist, und es ist in diesem Haushalt und in den
Folgehaushalten abgesichert, weil wir entgegen Ih-
rer Unkenrufe zu dieser Maßnahme stehen. Die A 281
wird in dieser Koalition beendet und fertig gestellt!
Ich bin froh, dass wir dazu eine starke gemeinsame
Koalition haben aus SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir werden aber einiges nicht mehr machen, und
zwar aus zwei Gründen, erstens weil wir es nicht
können und zweitens, das sage ich auch deutlich, weil
wir gewisse Sachen nicht wollen: Was wir nicht mehr
können, habe ich schon mit den hohen Bindungen,

die in diesem Haushalt in den Investitionen vorhan-
den sind, angesprochen. Damit gehen gewisse Din-
ge, die in der Vergangenheit gelaufen sind, nicht mehr.
Ich werde Ihnen aber gleich erklären und deutlich
machen: Ich bin ziemlich überrascht, wie wenig Ein-
blick Sie in den Haushalt genommen haben, aber die
Rede hatte ja auch andere Schwerpunkte und war
ja auch sicherlich sehr damit befasst, in die eigenen
Reihen zu wirken. In jedem Falle gibt es dort Punk-
te, gute Ansätze.

Was wir aber nicht mehr wollen und was wir um-
gesetzt haben, sind verlorene Zuschüsse, einfache
Subventionen zur Beförderung von wirtschaftlicher
Entwicklung. Das geht nicht mehr, das ist nicht mehr
zeitgemäß. Wir haben das 2005 im Koalitionsausschuss
der Großen Koalition verabredet. Herr Kastendiek war
als Fraktionsvorsitzender mit im Koalitionsausschuss,
und wir haben gesagt: Umstellung auf Darlehen in
der Wirtschaftsförderung! Dann ist er Wirtschaftsse-
nator geworden und hat leider 2 Jahre die Dinge lie-
gen gelassen.

Senator Nagel war wenige Wochen da, und heu-
te haben wir eine konsistente Vorstellung, wie wir
mit Darlehen Wirtschaftsförderung betreiben, und die
Einzige, die in der Wirtschaftsdeputation Zeter und
Mordio schreit, ist die CDU, die immer noch nicht ge-
merkt hat, dass wir dafür kein Geld haben und immer
noch nicht aus dem, was mit Nokia passiert, gelernt
hat. Fahren Sie einmal nach Nordrhein-Westfalen,
lernen Sie von Ihrem Parteikollegen Herrn Rüttgers,
denn er ist da weiter!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will an dieser Stelle sagen, wie das aktuelle
Thema AMBAU in Bremerhaven angesprochen wor-
den ist: Hier bitte ich den Hauch von Demagogie
herauszunehmen! Den Eindruck zu erwecken, dass
dieses Vorhaben deshalb in Cuxhaven realisiert wird
und leider, leider nicht in Bremerhaven, weil dort zu
wenig Geld ausgegeben worden sei, ist falsch. Das
haben Sie dann im Weiteren auch richtigerweise ge-
sagt. Es wäre auch so gewesen, dass man es schon
lange vorher hätte machen sollen, wenn man diesen
Teil der Flächen hätte so aufschütten und vorberei-
ten wollen. Das hätten wir schon in der Großen Ko-
alition vollziehen können. So gesehen, denke ich,
eignet sich das wohl kaum zu einer Auseinanderset-
zung zwischen der jetzigen Regierung und der jet-
zigen Opposition.

Ich vernehme in diesem Zusammenhang nur mit
großer Freude, dass der Nachfragedruck auf Flächen
in Bremerhaven, auch auf die Flächen, die jetzt durch
die Firma AMBAU vielleicht nicht wahrgenommen
werden, hoch ist. Bremerhaven ist weiter auf gutem
Kurs in der Windkraft, und ich bin sehr optimistisch,
dass Wirtschaftssenator Nagel das hinbekommt. Ich
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bitte darum, dass das hier nicht kaputt geredet wird
an einem solchen Fall.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist das bruchlose Anknüpfen an das, was der
„Spiegel“ vor einigen Wochen über Bremerhaven ge-
schrieben hat, und ich denke auch, wir sind doch
Realisten und Sie als Bremerhavener müssen es doch
wissen. Natürlich ist es angesichts der tiefen Struk-
turkrise, die Bremerhaven durchlebt hat, ein Erfolg,
wenn dort 1000 sozialversicherungspflichtige Arbeits-
plätze geschaffen werden, und hier hat der Oberbür-
germeister Schulz doch recht, da soll man doch nicht
herumfaseln, man habe in der Vergangenheit viele
Fehler in der Arbeitsmarktpolitik gemacht. Warum
ist es denn nicht gelungen? Es sind tiefere Struktur-
probleme! Verschwinden Sie nicht auch vor diesem
Problem, Herr Röwekamp! Bleiben Sie ehrlich, sa-
gen Sie, was möglich ist, und versuchen Sie, dies auch
zu stützen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe die veritable Kritik gelesen, wir würden
nun nicht mehr investieren, und auch für wirtschaft-
liche Aktivitäten würden in diesem Haushalt keine
neuen Maßnahmen ergriffen werden. Das Volumen,
das in dem Doppelhaushalt für neue Maßnahmen zur
Verfügung steht, ist in der Tat begrenzt. Das ist aber
nichts Neues, und Sie haben sich wahrscheinlich die
mittelfristige Finanzplanung angesehen und gesehen,
dass wir schon in den Jahren 2010, 2011 und folgende
mehr Luft haben werden. Ich sage Ihnen, Senator
Nagel, Senator Loske und alle, die hier für Struktur-
politik Verantwortung zeichnen, bereiten entspre-
chende Programme vor, damit wir einen Neuansatz
für diese Jahre wählen können und dort auch etwas
machen und neu anfassen können. Bis dahin aber wird
nicht geschlafen.

Ich darf Ihnen einmal sagen, welche Investitionen
in diesem Haushalt eingeplant sind: Wir investieren
in die Weiterentwicklung der Überseestadt in Bre-
men allein 17 Millionen Euro, die Erschließung des
südlichen Fischereihafens in Bremerhaven wird fort-
gesetzt, das Gewerbegebiet Hansalinie, dritter Bau-
abschnitt – hätte man nie geglaubt –, wird unter Rot-
Grün fortgesetzt, wir finanzieren den Bau des Deut-
schen Luft- und Raumfahrtzentrums an der Universität,
wir werden den Ausbau der Straßenbahnlinien 1, 2,
8 und 10 vorantreiben und dafür die Finanzmittel zur
Verfügung stellen, es ist ein Anschlag für den Kunst-
hallen-Erweiterungsbau enthalten, Ganztagsschulen
werden ausgebaut, in den Krankenhäusern werden
wichtige Investitionen in Millionhöhe in den 2 Jah-
ren gemacht.

Herr Röwekamp, diese Philosophie zu sagen, es
wird nichts gemacht, ist falsch. Schauen Sie sich die
Zahlen an, diese Koalition handelt und macht etwas
aus dem Geld, was ihr noch bleibt!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der zentrale Punkt allerdings für uns ist, und das ist
schlicht und einfach eine Folge der gesellschaftlichen
Entwicklung, dass wir alle Anstrengungen unterneh-
men müssen, den sozialen Zusammenhalt zu beför-
dern. Wir müssen gegen das, was uns in dem Armuts-
bericht der Arbeitnehmerkammer sehr eindrucksvoll
dargelegt worden ist, in beiden Städten energisch
anarbeiten. Das ist auch wichtig, damit die Menschen
sich wohl fühlen und Bremen und Bremerhaven eine
Chance haben, Einwohner zu gewinnen, aber auch,
damit eine Grundlage dafür geschaffen wird, wirt-
schaftliche  Entwicklung  weiterzubringen.  Dieser
Schwerpunkt, Zusammenhalt der Gesellschaft, setzt
auf Bildung und auf aktive Sozialpolitik, das ist auch
aktive Struktur- und Wirtschaftspolitik, meine Damen
und Herren, so entsteht Zusammenhalt!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Bürgermeisterin Linnert hat hier die Punkte ge-
nannt, kostenfreies Mittagessen zum Beispiel. Hier-
über habe ich etwas in der Zeitung gelesen, was ich
ungeheuerlich fand, Entschuldigung, das habe ich
nicht in der Zeitung gelesen, sondern als zufälliger
Radiohörer im Radio gehört. Die Klausurtagung der
CDU zum Haushalt hatte gerade erst begonnen, und
da ist der Fraktionsvorsitzende der CDU – das dür-
fen ja Fraktionsvorsitzende auch schon einmal – an
das Mikrofon gegangen und, finde ich, hat einen be-
merkenswerten Satz gesagt, den ich dort über das
Radio gehört habe: Sie kritisieren, wir würden nichts
für Leistungsträger tun, sondern nur etwas für Arme.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Vor allem, wenn man an die Kin-

der denkt!)

Schon das, finde ich, ist für jemanden, der sich vor
wenigen Wochen im Wahlkampf noch mit kleinen
Kindern auf Holzelefanten gesetzt und gesagt hat,
er hat jetzt die Sozialpolitik neu erfunden, eine Schan-
de.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Aber dann zu sagen, dieser Senat und diese Regie-
rung würde den Kindern ja nur ein kostenfreies Mit-
tagessen bieten, das helfe gerade über den Tag, sei
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aber keine Perspektive, ist zutiefst zynisch, Herr Rö-
wekamp!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Diese Kinder haben nur eine Perspektive, wenn sie
die Chance haben, wenigstens gesund zu leben und
gesund aufzuwachsen. So schafft man die Grundla-
ge für Perspektive!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Machen
Sie mehr!)

Das machen wir! Wir bauen die Ganztagsschulen aus,
wir werden in der Schulpolitik weitere Schritte ma-
chen, aber Sie schreien ja gleich Zeter und Mordio,
wenn die Bildungssenatorin den richtigen Vorschlag
macht, den Gesamtschulen auch eine Oberstufe bei-
zufügen wie im Osten. Wir werden auch hier die
weiteren richtigen Schritte ergreifen.

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Das wissen Sie genau, aber es bleibt schändlich, so
dagegen zu argumentieren und sich zu bewegen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die Leistungen, die diese Koalition bringt, Null- bis
Dreijährigen-Betreuung und viele Dinge mehr, sind
hier genannt und angesprochen worden. Ich habe
mich gewundert, dass eben in der Rede, auch hier
lernt man vielleicht nicht aus der Presseberichterstat-
tung, wieder die Frage angesprochen wurde, diese
Koalition würde zu wenig für die Polizei machen. Frau
Linnert hat es gesagt: Wir schaffen mit den Neuein-
stellungen die Grundlage dafür, dass die Zielbeschäf-
tigungszahl bei der Polizei in 2009 oder 2010 wieder
vernünftig erreicht wird. Wir machen nichts anderes,
als die Röwekamp-Delle auszugleichen.

Sie haben hier Herrn Nußbaum gelobt, Sie haben
sich aber gegen Herrn Nußbaum in dieser Frage der
Polizeistellen nicht durchsetzen können. Sie hätten
hier viel mehr machen müssen, Sie hätten bessere
Argumente bringen müssen. Diese Koalition fasst das
an. Wir sind auch in der inneren Sicherheit ganz weit
vorn.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich muss zum Schluss doch noch einmal auf die
Solidität eingehen, weil ich leider in der Rede ein kla-
res, zweifelsfreies Bekenntnis zu der Klage in Karls-
ruhe und zu dem Pfad, den wir gegangen sind, ver-
misst habe. Das zweifelsfreie Bekenntnis, richtig zu

sagen, wir als CDU werden an diesen Eckdaten fest-
halten und werden alles machen, fehlte mir. Das kann
in so einer Rede passieren, aber wissen Sie, es macht
mich eben misstrauisch, wenn ich dann die parlamen-
tarische und auch öffentliche Realität in Zeitungen
wahrnehme und was da im Vorfeld alles gefordert
wird.

Wenn Sie sich hinstellen und die stärkere Investi-
tionstätigkeit in Bereichen fordern, wenn Sie sich hin-
stellen und sagen, die Koalition muss mehr für den
Ausbau neuer Wohngebiete machen, sie muss die
Wohnungsbauförderung auflegen, wenn Sie sich hin-
stellen und sagen, es muss für dies und das mehr
investiert werden, ich habe hier den aktuellen An-
trag aus der Stadtbürgerschaft dieser Woche, Antrag
der CDU für Wiederherstellung der Wohnungsbau-
förderung – Kostenpunkt 3,1 Millionen Euro, das habe
ich mir dahinter geschrieben, das steht natürlich nicht
im Antrag –, Wiedereinführung des Grundstückskos-
tenzuschusses – das kostet auch 1 Million Euro –,
weitere Marketingmaßnahmen, dies, das und jenes,
Herr Röwekamp und CDU-Fraktion, das ist altes Den-
ken! Sie müssen sagen, wie Sie das finanzieren wol-
len.

Darum geht es, und das passt in diesen engen
Haushalt nicht hinein, und deshalb habe ich Sorge,
dass Sie von der Fahne gehen, wenn es um die Zu-
kunft Bremens geht, und für die Zukunft Bremens
brauchen wir Verlässlichkeit und müssen wir bei-
einander stehen und dürfen nicht oppositionelle,
überschäumende Euphorie entwickeln und hier eine
Forderung nach der anderen auflisten, ohne zu sa-
gen, wie man das bezahlt. Das geht nicht!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Weil ich beim Bezahlen bin, muss ich zu dem al-
lerletzten Punkt kommen, Herr Präsident, wenn ich
das noch darf: Wir werden hier heute den Haushalt
in erster Lesung beschließen und überweisen. Wir
haben auch vom Senat das Besoldungsgesetz über-
reicht bekommen, Bürgermeisterin Linnert hat das
Entsprechende dazu gesagt. Wir werden dieses Be-
soldungsgesetz hier nicht in erster Lesung beschlie-
ßen, sondern dazu die erste Lesung unterbrechen und
es an den Haushalts- und Finanzausschuss überwei-
sen, weil das, was wir zugesagt haben, meine Kolle-
gin Busch, die Rednerinnen und Redner vom Bünd-
nis 90/Die Grünen, Herr Kuhn, wir auch machen wer-
den.

Wir machen uns auf den Weg, eine vernünftige Fi-
nanzierung zu finden. Sie aber sind hier im Dezem-
ber und schon im November in mehreren Debatten
losmarschiert, haben Gesetzentwürfe eingebracht,
worin Sie Mehrkosten in Höhe von 45 Millionen Euro
am Ende des Tages fordern. Jetzt ist die Haushalts-
rede, hier ist die Stunde der Wahrheit, und es kommt
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nichts. Ich darf fragen: Herr Hinners, warum ist das
so?

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Warum nimmt Ihr Fraktionsvorsitzender nicht heu-
te die Chance wahr und sagt, bei der Beamtenbesol-
dung weiß ich und sage, hieraus wollen wir es finan-
zieren? Warum machen Sie sich hier so dünn?

Ich finde das schade! Was sind denn, Herr Hinners,
Ihre Leute? Sie sind doch ein bisschen in der CDU-
Fraktion der Vertrauensmann für die Polizisten und
die Polizei.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Zu Recht!)

Dann müssen Sie doch dafür sorgen, dass Ihr Frak-
tionsvorsitzender nicht nur große Worte macht, son-
dern auch sagt, wie er es finanzieren will. Das finde
ich eine große Enttäuschung für die Polizei und den
öffentlichen Dienst!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Vorgang zeigt mir die Kontroverse, die poli-
tisch hinter diesem Haushalt steht. Es hat sich an
diesem Punkt gezeigt, dass diese Koalition für den
sozialen Zusammenhalt steht und die große Mitte der
Gesellschaft ist, und bei Ihnen höre ich vor allem die
Spaltung der Gesellschaft heraus. Das ist eine arm-
selige kleine Mitte. Meine Damen und Herren von
der CDU, ändern Sie Ihre Politik, kommen Sie wieder
in Bremen und Bremerhaven an, machen Sie mit uns
eine Gemeinschaftsleistung zur Sicherung der Selbst-
ständigkeit dieses Bundeslandes! – Herzlichen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Es ist noch nicht so lange her, dass wir Grü-
nen für viele Jahre selbst in der Opposition waren
und aus dieser Rolle heraus Haushaltsdebatten be-
stritten haben. Deswegen habe ich vielleicht ein klein
wenig Milde in mir,

(Zurufe von der CDU: Oh!)

wenn ich jetzt hier nach vorn gehe mit dem Problem,
das Herr Röwekamp hier hatte, weil es in der Tat, das
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

muss man vielleicht zugeben, schwierig für eine Op-
position ist, in Haushaltsberatungen tatsächlich ei-
nen konstruktiven Beitrag zu leisten, das würde ich
Ihnen immer zugestehen. Es ist schwierig deswegen,
weil man einerseits – das haben Sie hier gerade wirk-
lich ausführlich getan – die Seriosität des Haushal-
tes grundsätzlich anzweifelt, dann andererseits sagt,
wir müssen aber einen strikten Ausgabenrahmen ein-
halten, und dann, wenn es konkret wird, immer sagt:
Na ja, da muss noch etwas hinzukommen, und da und
da muss auch noch etwas hinzukommen.

Insofern ist das für die Opposition wirklich keine
einfache Geschichte, aber ich finde, diese Mischung
aus Büttenrede, enttäuschtem Liebhaber, und man
hat manchmal gedacht, Sie fangen gleich an zu wei-
nen, war dann doch unter dem Niveau, was die Op-
position hier in diesem Haus auch bei Haushaltsde-
batten bieten sollte.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Zum Beispiel die Kritik an einem der Schwerpunkte
dieser Koalition, das kostenlose Mittagessen! Glau-
ben Sie denn wirklich, es ist keine Perspektive? Da
geht es mir so wie dem Kollegen Dr. Sieling: Glau-
ben Sie denn wirklich, dass man mit hungrigem Ma-
gen lernend einen Schulabschluss erlangen und er-
folgreich in dieser Gesellschaft bestehen kann? Ist es
nicht die Grundvoraussetzung, dass wir wenigstens
einmal die Basisbedürfnisse der Menschen befriedi-
gen und vor allen Dingen die der Kinder? Dafür hät-
ten Sie die Koalition loben und nicht kritisieren sol-
len!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ein weiterer Punkt, bei dem ich auch wieder die-
sen Eindruck habe, ist, gerade auch die öffentliche
Berichterstattung, Ihre Pressekonferenz oder Presse-
erklärung zur Haushaltsklausur der CDU hat es noch
einmal gezeigt, Kollege Dr. Sieling hat das eben auch
angesprochen: Sie haben dort – und man kann es im
Bericht des „Weser-Kurier“, darin steht es dann auch
prominent, nachlesen – die Koalition kritisiert auch
für die fehlenden Neueinstellungen bei der Polizei.
Ihr Jahrgang sind 28 ausgebildete Polizistinnen und
Polizisten.

Die Große Koalition hat jetzt gerade eine Ausschrei-
bung für 78 pro Jahr herausgegeben. Das ist in etwa
fast dreimal so viel, und Sie sollten hier nach vorn
kommen und sagen, das ist toll, ich habe das als Innen-
senator nicht geschafft, aber dass Rot-Grün entgegen
meinen Erwartungen, die ich normalerweise an Rot-
Grün mit allen meinen Vorurteilen habe, es geschafft
hat, hier meine eigenen Einstellungszahlen zu ver-
dreifachen und endlich zu einer vernünftigen Perso-
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nalausstattung bei der Polizei zu kommen! Das hät-
ten Sie hier erzählen können!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Lassen Sie mich einmal – Frau Bürgermeisterin Lin-
nert hat es getan, aber ich möchte es auch im Na-
men unserer Fraktion tun – mich bedanken bei den-
jenigen, die an diesem Haushalt mitgearbeitet ha-
ben! Das schließt den Dank an alle Senatorinnen und
Senatoren und auch an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ein, weil es ja bei einer Regierung, die ganz
kurz im Amt ist, ein sehr hartes Geschäft ist, diesen
Haushalt aufzustellen. Wir haben uns einen sehr
ehrgeizigen Zeitplan gesetzt, und es ist gar nicht so
einfach, bis zum April eines Jahres, das auf eine Wahl
folgt, einen Haushalt für die beiden Jahre 2008 und
2009 aufzustellen. Ich finde, hier ist enorme Arbeit
geleistet worden.

Hier ist – und das ist auch ein Unterschied in der
politischen Kultur zur Vergangenheit, meine Damen
und Herren – nicht hinausgegangen worden. Ich kann
mich an Polizeipersonalversammlungen erinnern,
aber es ist auch in anderen Personalversammlungen
passiert, wo Senatoren – Sie zum Beispiel – hinge-
gangen sind und gesagt haben: Ich würde euch, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, alles geben, was so-
zusagen hier gefordert wird. Leider ist der Finanz-
senator nicht bereit, mir das Geld zu geben. Dieser
Stil, der den schwarzen Peter von links nach rechts
und wieder zurückgeschoben hat, wird in dieser Ko-
alition nicht gepflegt, sondern dieser Senat hat ge-
meinsam einen Haushalt vorgelegt, steht gemeinsam
zu diesem Haushalt, und auch die beiden Fraktionen
stehen dazu. Auch da hat sich erheblich etwas ge-
ändert in diesem Land.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Lassen Sie mich in diesen Dank die Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter der Finanzbehörde einschlie-
ßen, die, so hat man es mitbekommen, wirklich sehr
intensiv gearbeitet haben. Wer nun behauptet, ge-
rade die Finanzsenatorin hätte in vielen Jahren der
Haushaltsreden hier im Parlament Dinge versprochen,
die sich in diesem Haushaltsentwurf nicht wiederfin-
den, der hat ihn schlichtweg nicht gelesen.

Sie vermissen zum Beispiel die Transparenz. Wir
haben zum ersten Mal eine klare Zusammenführung
vieler Dinge, die vorher in vielen verschiedenen Töp-
fen waren, teilweise auch natürlich ein bisschen ver-
steckt, damit sie im Haushalt so nicht auftauchen;
Vorfinanzierungen, Abfinanzierungen, Kapitaldienst-
fonds, Sonderfonds und so weiter, eine Zusammen-
schau all dieser Ausgaben und Einnahmen, um uns
überhaupt ein realistisches Bild von der Finanzlage
machen zu können. Wir glauben eben nicht, dass wir

Karlsruhe täuschen können. Der Bürgermeister glaubt
auch nicht, dass er den Bund und die anderen Län-
der täuschen kann.

Nur mit einer klaren transparenten Analyse der Fi-
nanzsituation Bremens haben wir eine Chance, dort
überhaupt gehört zu werden, und deswegen gebührt
diesem Haushalt das große Verdienst, dass wir sie erst-
mals vorlegen, und ich weiß ganz genau, dass gera-
de die Ressorts, die in Ihrer Verantwortung standen,
in der Vergangenheit daran nun das allerwenigste
Interesse hatten. Deswegen sollten Sie auch dies hier
nicht kritisieren, sondern Sie sollten die neue Regie-
rung loben, dass sie dies endlich vorlegt

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

und dass es unsere Chancen, die ja relativ schwie-
rig aufgestellt sind, in diesen Prozessen erhöht.

Die grüne Fraktion hat sich an diesem Vorhaben,
mehr Transparenz in den Haushalt zu bringen, be-
teiligt. Der Kollege Dr. Kuhn, haushaltspolitischer
Sprecher, hat eine Internetplattform eröffnet, wo die
Menschen in dieser Stadt sowohl Informationen den
Haushalt betreffend abrufen können als auch ihre
Ansichten, Vorschläge und so weiter einbringen
können. Dort gibt es über 1000 Einträge mit den un-
terschiedlichsten Beiträgen. Da ist auch viel Kritik
dabei, weil man an dem Haushalt einer Regierung
auch immer Kritik hat, wenn es zu wenig Geld im
eigenen Bereich ist. Da sind auch viele gute Vorschlä-
ge. Ich finde, so müssen wir an die Menschen her-
angehen. Erstens müssen wir ihnen ehrlich und trans-
parent die finanzielle Situation des Landes auf den
Tisch legen, und zweitens müssen wir ihnen dann die
Gelegenheit geben, sich dazu auch zu äußern, und
ich komme gleich noch einmal zu dieser Frage mit
der Besoldung.

Kollege Dr. Sieling hat es gesagt: Wir haben den
Gesetzentwurf des Senats hier heute auf dem Tisch.
Die beiden Fraktionen der SPD und der Grünen ha-
ben sich auf den Weg gemacht, sich das anzuschau-
en, weil sie die Proteste und weil sie das, was in den
vergangenen Monaten dort gesagt worden ist, na-
türlich ernst nehmen. Jetzt aber kommt das, was man
eigentlich tun muss, wenn man eine Haushaltsent-
scheidung trifft: Wir müssen einerseits diesen schwie-
rigen Rahmen einhalten und können jetzt nicht ein-
fach sagen: Wir befriedigen die Bedürfnisse der
Menschen, indem wir einfach noch ein paar Millio-
nen obendarauf tun.

Wir können aber auch nicht so tun, als ob die Ein-
kommensentwicklung, die ja gerade bei den Beam-
ten in den letzten Jahren sehr stark stagniert hat, uns
nichts angeht, weil uns die Sorgen und Nöte der
Familien der Beamten egal sind, sondern wir müs-
sen diese beiden Dinge zusammenbringen und eine
Lösung finden, die beiden Aspekten gerecht wird.
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Daran arbeiten wir, und ich bin ganz sicher, dass
wir zur zweiten Lesung im April hier eine solche Lö-
sung vorlegen könnten, die diesen beiden Ansprü-
chen, denen wir gerecht werden müssen, dann auch
gerecht wird. Jedenfalls ist es genau das, wie wir im
Rahmen einer Haushaltsberatung und einer Haus-
haltsabwägung mit den Fragen, wie gehen wir ei-
nerseits verantwortungsvoll mit den Ausgaben um,
und wie berücksichtigen wir andererseits die Inter-
essen der Menschen hier in Bremen und Bremerha-
ven, umzugehen haben. Sie werden sehen, dass es
uns gelingen wird, diese beiden Aspekte zusammen-
zubringen und eine vernünftige Lösung auch in der
Frage der Besoldung zu finden, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich hatte die Frage der Transparenz des Haushal-
tes angesprochen, die Darstellung der Vorbelastun-
gen, die dieser Haushalt hat. Damit komme ich zu
dem Punkt der Investitionen! Wenn Sie jetzt den Vor-
wurf machen, dass in den verschiedenen Bereichen,
in denen investive Mittel gebraucht werden, es wirk-
lich schwierig wäre, mit dem wenigen übrig geblie-
benen Geld auszukommen und Projekte anzuschie-
ben, dann habe ich eine Frage an Sie, weil ich etwas
nicht verstehe!

Sie stellen sich hier hin, Herr Röwekamp, und sa-
gen, Sie sind dafür, dass dieser Senat den Ausgaben-
rahmen nach Karlsruhe einhält. Sie sind auch dafür,
dass wir all die Projekte, die in der Vergangenheit
angeschoben worden sind, abfinanzieren und zu Ende
führen. Wenn man beides zusammenbringt, kommt
genau die Summe heraus, die die Finanzsenatorin
heute in dem Haushalt für Investitionen dargestellt
hat. Kein einziger Euro mehr! Wie ein einziger Euro
mehr zu diesem Zweck zustande kommen soll, ha-
ben Sie hier heute nicht gesagt.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Doch,
habe ich gesagt!)

Sie können es auch gar nicht sagen, denn entwe-
der müssten Sie die Ausgabendisziplin brechen oder
Sie müssten hier Gegenfinanzierungen vorstellen, von
denen Sie nicht einmal im Traum eine Ahnung ha-
ben, wie sie aussehen sollen. Wer große Projekte mit
vielen Hundert Millionen Euro anschiebt und diese
über viele Jahre hinweg finanziert – beim CT 4 ist
es 2047 abfinanziert –, der beansprucht eben genau
diese Investitionsmittel in den zukünftigen Haushalten
für seine Projekte, und diesen Euro, den ich dafür zur
Abfinanzierung ausgebe, kann ich nicht noch einmal
für ein neues Projekt ausgeben. Das können Sie nicht,
das können wir nicht, und deswegen müssen wir mit
den Mitteln, die im Investitionsbereich verbleiben,
möglichst effektiv umgehen und sie möglichst so ein-

setzen, dass sie die größtmögliche Wirkung haben.
Auch das – das wissen Sie ganz genau – ist in der Ver-
gangenheit nicht immer so gewesen. Sonst hätten wir
ja gerade diese großen finanziellen Probleme nicht,
die wir heute haben, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sie tun so, als ob jede Investition automatisch quasi
einen Rückfluss in die staatlichen Kassen organisie-
ren würde. Sie vergessen, dass es auch einen Space-
Park, dass es auch eine Galopprennbahn in Bremen
gibt, in die erhebliche Mittel hineingeflossen sind, und
dass es auch Investitionen gibt, damals wie heute, völ-
lig unabhängig von der Farbe der Partei, die gerade
regiert, die konsumtive Kosten nach sich ziehen und
keine Einnahmen und von daher zusätzlich den
Haushalt nicht nur in der Abfinanzierung des jewei-
ligen Projektes, sondern auch in den Nachfolgekos-
ten deutlich belasten.

Auch hier ist in dem Haushalt, den Bürgermeiste-
rin Linnert vorgelegt hat, eine Bereinigung vorgenom-
men worden, die schon lange fällig ist, eine Bereini-
gung nämlich zwischen investiven und konsumtiven
Ausgaben, endlich Klarheit und Wahrheit auch un-
ter diesem Aspekt in den Haushalt zu bringen. Wir
wissen heute, was sozusagen tatsächlich mit dem Geld
passiert, das wir investieren, und ob wir nicht dann
doch nachträglich konsumtiv etwas hinterherschicken
müssen, damit die Projekte dann auch laufen. Das
ist gar nichts Schlimmes, das ist völlig normal, und
wenn es dann im Haushalt auch noch so ausgewie-
sen wird, wie es tatsächlich ist, umso besser. Auch
hier ein großes Lob an die Regierung, dass sie dies
in diesem Haushalt getan hat, meine Damen und
Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Lassen Sie mich zum Rahmen, den das Ganze hat,
dem Rahmen der Klage in Karlsruhe und dem Rah-
men der Föderalismusreform noch einige Bemerkun-
gen machen! Ich glaube, dass Frau Linnert als Op-
positionsführerin und als Vorsitzende des Haushalts-
ausschusses, obwohl wir die einzige Opposition ge-
genüber einer Großen Koalition waren, immer sehr
verantwortungsvoll mit dieser Rolle umgegangen ist,
und sie hat der Großen Koalition als Opposition an-
geboten, und es ist ja auch angenommen worden, die
Klage nach Karlsruhe zu unterstützen, und in Wirk-
lichkeit haben wir in dieser Situation damals auch
schon zusammengearbeitet. Das war richtig so, denn
die Versuchung als einzige Opposition ist natürlich,
dass man versucht, eine Position jenseits der Regie-
rung einzunehmen.

In einer Frage, bei der es um die Existenz Bremens
und Bremerhavens als Bundesland geht, kann es diese
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Einteilung aber nicht geben, sondern dann muss sich
eine Opposition, wenn es, wie in diesem Fall der Karls-
ruheklage, zu einem vernünftigen Schritt kommt, auch
hinter die Regierung stellen, und mindestens genau
das, was die Grünen damals getan haben, erwarte
ich von der CDU heute. Es kann ja wohl nicht sein,
dass Sie sich, nachdem Sie dies als Regierungspar-
tei unterstützt haben, heute aus diesem Konsens der
Demokraten hier verabschieden, meine Damen und
Herren, das kann nicht sein!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir brauchen das auch dringend! Es gibt kein ro-
tes, grünes, schwarzes oder gelbes Bremen, es gibt
ein Bundesland Bremen, und es hängt verdammt am
seidenen Faden, zumindest in finanzieller Hinsicht,
was in den Prozessen, die jetzt in diesem und im nächs-
ten Jahr stattfinden, finanziell für Bremen dabei he-
rauskommt! Also tun Sie alles, auch auf Ebene der
Bundes-CDU, was Sie tun können, um diese Regie-
rung darin zu unterstützen! Es wird schwer genug.

Bürgermeister Böhrnsen hat im Ministerpräsidenten
Baden-Württembergs, Günther Oettinger, so glaube
ich, einen Verbündeten gefunden für den Aspekt, dass
wir die Länder mit einer Haushaltsnotlage nicht „im
Regen stehen“ lassen können. Das ist gut so! Auch
da interessiert es überhaupt nicht, welche Parteifar-
be dieser Ministerpräsident hat. Er ist Vorsitzender
der Föderalismuskommission. Die Grünen auf Bun-
desebene haben in der letzten Woche in Berlin ein
Konzept vorgestellt für die Föderalismuskommissi-
on, was auch ganz zentral eine Entschuldung der hoch
verschuldeten Länder in Haushaltsnotlage enthält.
Also auch hier haben die Grünen auf Bundesebene
ihre Hausaufgaben gemacht. Ich finde, nur so kann
es gehen, wenn alle in Bremen zusammenstehen und
es hier im Bund und bei den Kollegen in den ande-
ren Ländern eine objektive Situation ist, in der wir
uns befinden.

Es ist auch schwierig, als Stadtstaat finanziell zu
überleben, wenn die Menschen hier zwar arbeiten,
die Infrastruktur, alle Angebote kultureller Art und
so weiter nutzen, aber im Umland wohnen und dort
ihre Einkommen- und Lohnsteuer zahlen. Das ist eine
sehr schwierige Situation, aber umso mehr müssen
wir hier an dieser Stelle zusammenstehen und müs-
sen uns hinter diesen Versuch stellen, auf beiden We-
gen noch einmal eine deutliche Entlastung unserer
Schuldensituation zu erreichen, und ich kann nur sa-
gen: Der Appell, der ja auch in der Haushaltseinbrin-
gung der Finanzsenatorin enthalten war, möge auch
bei den kleinen Oppositionsfraktionen nicht auf taube
Ohren stoßen. Sie tun gut daran – das geht auch in
diese beiden Richtungen –, hier an diesem Punkt sen-
sibel zu sein und zu spüren, wann es gilt, auch aus
grundsätzlichen Erwägungen einmal die Karte der
Opposition zu ziehen, und wann es gilt, in bestimm-

ten Fragen auch die jeweilige Regierung nach außen
hin deutlich zu unterstützen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Lassen Sie mich noch darauf eingehen, weil es mich
sehr geärgert hat, dass Sie ein Beispiel aus der Wind-
energiebranche gebracht haben, um etwas völlig
Falsches hier in die Welt zu setzen. Sie tun ja so, als
ob die Firma AMBAU jetzt, als sie gemerkt hat, dass
es hier eine rot-grüne Regierung gibt und sich – wie
haben Sie sich ausgedrückt? – die Investitionsbedin-
gungen oder Ansiedlungsbedingungen verschlech-
tern,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das habe
ich nicht gesagt!)

nun nach Cuxhaven davongemacht hat.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das habe
ich nicht gesagt!)

Das haben Sie wohl gesagt!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Sie haben
nicht zugehört!)

Ich habe sehr gut zugehört! Sie haben diesen Ein-
druck natürlich hier deutlich erweckt, so wie Sie auch
in Ihrer Pressekonferenz zur Haushaltsklausur meh-
rere falsche Eindrücke erweckt haben.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein!)

Richtig ist, dass die Zukunft vor allen Dingen in
Bremerhaven neben der Tourismusbranche und ei-
nigen anderen Dingen im investiven Bereich und
gerade in diesem Bereich der Windenergie liegt, dass
die Mittel zur Förderung der Ansiedlung dieser Fir-
ma bereitstanden und bereitstehen, dass von hier aus,
sozusagen vonseiten der Politik, die Hausaufgaben
gemacht wurden. Wenn es in der Entscheidung ei-
ner Firma ist, aus, wie wir gelernt haben, schwieri-
gen Bedingungen des Grundstücks und Ähnlichem
dann eine andere Standortentscheidung zu treffen,
kann sie das selbstverständlich tun. Wir leben in ei-
nem freien Land. Wir werden die Mittel aber sicher,
da bin ich mir ganz sicher, auch im Zusammenspiel
der beiden Häuser Umwelt und Wirtschaft, der bei-
den Senatoren Loske und Nagel, sicherlich sinnvoll
anlegen, um diesen boomenden Sektor in Bremer-
haven weiter zu fördern, um diesen Sektor, der in
Bremerhaven Arbeit, Wirtschafts- und Steuerkraft
schafft, deutlich auszubauen.

Es gibt sehr viele Firmen, die ansiedlungswillig sind,
expandieren und sich ansiedeln wollen, und ich glau-
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be, dieser Regierung wird es gelingen, diesen Bereich
auszubauen. Das ist auch eine Handschrift einer rot-
grünen Regierung, dass wir einen Bereich der rege-
nerativen Energien, der bisher so niedrig in Bremen
und Bremerhaven ausgefallen ist, deutlich ausbau-
en. Auch hier ist es so, dass das nicht gegeneinander
geschieht, sondern dass Wirtschaftspolitik und Um-
weltpolitik hier an einem Strang ziehen, und das ist
gut so für Bremen und besonders für Bremerhaven
in diesem Fall.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir haben in den kommenden Wochen noch sehr
viel Arbeit vor uns, weil der Senat viel gearbeitet und
uns jetzt einen halben Meter Papier als Parlament so-
zusagen übergeben hat. Das ist keineswegs so, dass
wir nun da sitzen, müßig dieses Papier betrachten und
warten, bis der April kommt, um dann noch einmal
die Hand zu heben, sondern es wird eine harte Ar-
beit in den Fraktionen und Ausschüssen dieses Hau-
ses, vor allen Dingen im Haushalts- und Finanzaus-
schuss geben, nun weiter mit diesem Entwurf zu ar-
beiten.

In Bezug auf das Besoldungsgesetz habe ich schon
gesagt, natürlich wird es an diesem Entwurf auch noch
Veränderungen geben, nicht nur dort, sondern es wird
auch in anderen Bereichen noch Veränderungen der
einen oder anderen Art geben. Dazu ist dieses Par-
lament da, dies zu beraten und zu beschließen. Der
Entwurf des Senats ist ein, wie ich finde, sehr aus-
gereiftes und mit sehr vielen Verbesserungen verse-
henes Werk. Ich bedanke ich mich sehr, dass der Senat
die Kraft gefunden hat, in so kurzer Zeit diesen Haus-
halt hier dem Parlament vorzulegen. Man kann mit
diesem Entwurf sehr gut arbeiten. Wir werden dann
im April gestärkt und mit einer klaren finanziellen
Grundlage in die nächsten beiden Jahre in Bremen
gehen können. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen! Mei-
nes Wissens hat Bremen noch keinen Sparkommis-
sar, keinen von der Bundesregierung eingesetzten
Insolvenzverwalter, der das Bundesland Bremen di-
rekt verwaltet. Der vorliegende Haushaltsentwurf er-
weckt den Anschein, als wäre genau das so.

Der Senat benimmt sich, als wäre er eine ausfüh-
rende Behörde des Verfassungsgerichts oder schon
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

selbst der Gutachter der sogenannten Geberländer,
so angestrengt und musterschülerhaft ist dieser Haus-
haltsentwurf, emsig bestrebt, lediglich eine Minimal-
versorgung der Bevölkerung durchzusetzen und,
wenn möglich, auch noch weniger. Aber, meine Da-
men und Herren, Kolleginnen und Kollegen, der Sou-
verän in diesem Land ist das Volk. Es ist der erste
Auftrag dieses Hauses, Schaden von ihm abzuwen-
den. Das genau tut dieser Haushalt nicht. Ich sage
Ihnen, dieser Haushalt tritt die bremische Landesver-
fassung mit Füßen, nicht etwa, weil er eine Neuver-
schuldung vorsieht, die 250 Millionen Euro über den
Ausgaben für Investitionen liegt, sondern weil er ge-
gen Dutzende von Auflagen verstößt, die diese Ver-
fassung einer verantwortlichen Regierung macht.

In diesem Land sollen alle Menschen ein Recht auf
gleiche wirtschaftliche und kulturelle Entwicklungs-
möglichkeiten haben. In diesem Land soll es eine
Fürsorgepflicht für Kinder, Jugendliche und Famili-
en geben. In diesem Land gibt es eigentlich ein Recht
auf Arbeit. In diesem Land gibt es eigentlich ein Recht
auf angemessenes Wohnen und vieles mehr. Der rot-
grüne Senat und sein Haushaltsentwurf orientieren
sich nicht an diesen verfassungsmäßigen Rechten und
erst recht nicht an den drängenden sozialen Proble-
men dieses Landes und der beiden Städte, er orien-
tiert sich an Karlsruhe.

Wenn das Geld nicht reicht, um Menschen ange-
messen zu versorgen, dann sind das Kollateralschä-
den. Wir fordern grundsätzlich einen Haushalt, der
das nicht akzeptiert und die verfassungsmäßigen
Rechte in diesem Lande wieder auch im Haushalt
wirksam werden lässt.

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kol-
legen, der Haushaltsentwurf, den Rot-Grün vorlegt,
ist in der Struktur derselbe Haushalt der Großen Ko-
alition, eher noch magerer, allerdings haushaltstech-
nisch sauberer. Ich muss an dieser Stelle deutlich
sagen, dass ich zumindest in der Frage der Transpa-
renz dieses Haushalts deutlich Fortschritte sehe. Ich
denke, diese Form von Transparenz ist immerhin ein
erster Schritt, auf andere Art und Weise mit Haus-
haltspolitik umzugehen und über Geld in diesem Land
zu reden. Da muss ich der Finanzsenatorin ein deut-
liches Kompliment machen. Dieser Haushaltsentwurf
ist so transparent, dass man ihn sehr gut kritisieren
kann.

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Haushalt setzt aber den Kurs der weiteren jähr-
lichen Kürzungen fort, er setzt den Kurs der Verar-
mung der Stadt und des städtischen Lebens fort. Ich
erlaube mir, weil der Kollege Röwekamp vorhin sehr
intensiv die Verdienste der Großen Koalition in der
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Sanierungspolitik gelobt hat, zu sagen: Am Anfang
dieser Politik wurde verkündet, es gibt weniger Ar-
beitslosigkeit, weniger Schulden, mehr Einnahmen
und mehr Einwohnerinnen und Einwohner. Keines
dieser Ziele ist im Zeitraum der Großen Koalition
erreicht worden.

Es gab zu keinem Zeitpunkt des Sanierungszeit-
raums eine signifikante, geschweige denn nachhal-
tige Abkopplung im Bundestrend in der Frage der
Arbeitslosigkeit. Wir haben heute deutlich mehr Schul-
den als zu Beginn des Sanierungszeitraums. Sie ha-
ben gesagt, Investitionen erzeugen Einnahmen. Ich
habe noch mittelfristige Finanzpläne auf meinem
Rechner, die sich vor allem durch eines auszeichnen,
nämlich nicht eingetretene Mehreinnahmen. Wenn
man diese nebeneinander legt, sieht man immer die
steigenden Kurven, und jedes Jahr werden sie nach
unten korrigiert.

Ich glaube, es gibt überhaupt keinen Grund, in die-
ser Frage Erfolge zu feiern, vor allen Dingen deswegen
nicht, weil stattdessen in diesem Zeitraum öffentli-
ches Eigentum von über zwei Milliarden Euro ver-
kauft worden ist. Man hat für nahezu schon sprich-
wörtliche Investitionen gesorgt, mehrere tausend
Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst vernichtet, große
Teile der öffentlichen Daseinsvorsorge sind privati-
siert beziehungsweise verehrenamtlich und der Rest
ist in einem nahezu handlungsunfähigen Zustand hin-
terlassen worden.

Oft bekomme ich zu hören, wenn wir das alles nicht
gemacht hätten, wie wir es gemacht haben, wäre alles
viel schlimmer gekommen. Es kann sein, dass das
stimmt, ich bezweifle es. Selbst wenn es stimmt, ist
am Anfang der Sanierungspolitik nicht gesagt wor-
den, wir wollen Schlimmeres verhüten. Es ist gesagt
worden, wir wollen, dass alles viel besser wird. Das
ist nicht geschehen. Gemessen an den eigenen Zie-
len hat die Große Koalition und die Regierungspoli-
tik gründlich versagt.

(Beifall bei der Linken)

Was schlimmer ist, wir haben möglicherweise jetzt
genau den Zustand von Gesellschaft, die die Große
Koalition und die Apologeten eines neoliberalen Mi-
nimalstaats angestrebt haben. Das gilt insbesondere
für die CDU in diesem Haus. Herr Röwekamp, ich
habe Sie als einen akribischen Kenner des Haushalts
kennengelernt.

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen)

Das macht ja nichts, man darf ihn doch trotzdem er-
wähnen, oder? Also, dann machen wir es in einer an-
deren Person. Ich habe Herrn Röwekamp kennen-
gelernt als einen akribischen Kenner des Haushalts,
und ich weiß, dass er Finger in wirkliche Wunden le-
gen kann. Ich weiß aber auch, und das hat er heute

noch einmal bewiesen, dass unglücklicherweise die
CDU auch nur einen Hauch Erkenntnis noch nicht
hat und dass sie aus den Fehlern der Vergangenheit
nicht lernt.

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

Die SPD und die Grünen, also die rot-grüne Koa-
lition, haben angekündigt, einen anderen Kurs ein-
zuschlagen als die Große Koalition. Meine Damen und
Herren, aber für uns ist der einzige wesentliche Un-
terschied, den der rot-grüne Senat macht, eine ge-
schicktere Inszenierung.

(Beifall bei der Linken)

Da wird zum Beispiel erst Panik erzeugt mit einem
sogenannten Anpassungskonzept der Kürzung von
400 000 Euro im Bereich der Jugendverbände, und
dann wird mit großem Tamtam verkündet, wir sind
sozial, mit uns geht das nicht, das nehmen wir zu-
rück, und alle anderen Kürzungen im Sozialressort
bleiben darin. Mittel für Mütterzentren werden ge-
kürzt, die Spielplätze werden jetzt von Ein-Euro-
Kräften betreut, um nur zwei Beispiele zu nennen.

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Unglücklicherweise werden solche Inszenierungen
hin und wieder als gelungen begriffen, aber ich fin-
de sie angesichts von vielen Dingen zynisch, darauf
komme ich noch.

(Beifall bei der Linken)

Ansonsten wird das sogenannte Sparen und Inves-
tieren fortgesetzt, mit etwas weniger Investieren,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Etwas?)

berechtigterweise an vielen Stellen, notwendigerwei-
se kann man das nicht reduzieren, aber mit noch mehr
Sparen in den Bereichen Soziales, Arbeit, Bildung,
Kultur und öffentlicher Dienst. Ich sage Ihnen, das
unausgesprochene Leitbild des rot-grünen Senats ist
eine Gesellschaft, die sich langfristig auf Armut und
Perspektivlosigkeit eines Großteils ihrer Bevölkerung
einrichtet und sich lediglich darauf konzentriert, die
Folgen dieser Armut zu begrenzen.

(Beifall bei der Linken)

Die Folgen der Armut zu begrenzen, heißt für Rot-
Grün, kostengünstig dafür zu sorgen, dass der öko-
nomisch gescheiterte Teil dieser Gesellschaft befriedet
und unauffällig gehalten wird, ohne den ökonomisch
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erfolgreichen Teil der Gesellschaft allzu sehr zu be-
hindern oder zu belästigen. Ein Blick in die mittel-
fristige Finanzplanung und die Modellrechnungen bis
zum Jahr 2020 reicht, um zu erkennen, dass die Kurs-
änderung bestenfalls graduell ist, keinesfalls struk-
turell. Der vorliegende Haushaltsentwurf ist weder
rot noch grün, er ist und bleibt ein Entwurf der sozi-
alen Kälte, er ist so schattig, dass es einem schon friert,
wenn man nur die Zahlen betrachtet.

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kol-
legen, Armut ist die schlimmste Form von Schulden.
Ich erinnere mich noch gut an einen Zwischenruf vom
Kollegen Buhlert: „Auf Schuldenbergen können Kin-
der nicht spielen!“ Das stimmt! Auf Ruinen der Sa-
nierung können Kinder auch nicht spielen, Kinder
brauchen Spielplätze. So einfach ist das! Sie brau-
chen Personal, Instandhaltung und Betreuung. Die-
ser Haushaltsentwurf sagt ganz offen: „Leute, be-
kommt erst gar keine Kinder mehr hier in Bremen,
das ist der beste Beitrag zur Sanierung. Wenn wir dann
in 50 Jahren saniert sind, könnt ihr ja welche kau-
fen!“

(Abg. Frau G a r l i n g  [SPD]: Jetzt ist
aber gut!)

In welchem Zustand diese Stadt und dieses Bun-
desland ist, dafür müssen Sie gar nicht auf mich hö-
ren. Die Menschen kommen nicht klar, die Organi-
sationen kommen nicht mehr klar, die Nachbarschaf-
ten kommen nicht mehr klar. Das können Sie lesen,
müssen Sie nicht von mir hören. Das können Sie im
Armutsbericht der Arbeitnehmerkammer, im Bericht
über Kinder in Hartz-IV-Familien in Bremen, im Be-
richt des Gesundheitsamts über fortschreitende so-
ziale Spaltung der Stadt und jeden Tag im „Weser-
Kurier“ lesen.

(Beifall bei der Linken)

Tatsache in dieser Stadt ist: Je nachdem, in wel-
chem Stadtteil ein Mensch hier lebt, stirbt er bis zu
vier Jahre früher.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Darum
ergreifen wir ja Maßnahmen!)

Das ist Realität in dieser Stadt. Bremen ist laut Ar-
mutsbericht die einzige deutsche Stadt neben Ber-
lin, in der es Jugendbanden gibt, die anfangen, ihre
Straßen wirklich gewaltsam zu kontrollieren. Das ist
ein Zeichen für ein Gemeinwesen, das gibt es. Das
habe ich mir nicht ausgedacht, das kann man in die-
sem Bericht lesen. Dahin kann man jetzt natürlich die
Polizei schicken, das löst das Problem nicht wirklich,
aber es zeigt doch nur, dass mehr und mehr Jugend-

liche in dieser Stadt längst die Hoffnung aufgegeben
haben, wir hätten ihnen irgendetwas zu bieten. Das
sind Schulden, die Armut anhäuft. Wie wollen Sie das
denn noch zurückholen in ein paar Jahren, wenn wir
tatenlos zusehen, dass sich feste Armutsgebiete bil-
den, wenn in Generationen Zirkel von Armut entste-
hen?

Wir müssen lernen, dass Armut mehr ist als der
Mangel an materiellen Mitteln zum Lebensunterhalt.
Armut ist keine Niedrigversorgung, es ist eine Un-
terversorgung. Armut bedeutet auch den Mangel an
kultureller und sozialer Substanz, Mangel an bezahlter
und anerkannter Arbeit, Mangel an Perspektive und
Zuversicht. Armut heißt auch Armut an Chancen-
gleichheit, sie zerstört den sozialen Zusammenhalt.
Armut heißt auch Armut an gesellschaftlicher Teil-
habe, sie gefährdet Demokratie. Armut heißt auch
Armut an Gleichberechtigung, sie verspielt die Aus-
sichten auf eine solidarische zukunftsweisende Le-
bensweise für Frauen und Männer. Armut ist kein sta-
tischer Zustand!

Die Studie der Arbeitnehmerkammer weist nach,
wir haben es mit stadtteilbezogenen und sich selbst
verstärkenden Armuts- und Reichtumsprozessen zu
tun. Dazu ein Beispiel: Sie wissen vielleicht, in Stadt-
teilen, in denen es schon immer viele Sozialhilfeemp-
fänger und ALG-II-Bezieher gab, wurden diese in den
letzten Jahren mehr, in Stadtteilen mit weniger So-
zialhilfeempfängerinnen und -empfängern und ALG-
II-Bezieherinnen und -beziehern werden diese we-
niger.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Da tun wir alles!)

Der rot-grüne Haushalt akzeptiert allerdings die-
se Abwärtsspirale von sich selbst verstärkender Ar-
mut. Statt Armutsbekämpfung findet Armutsbeauf-
sichtigung statt. Das Beschäftigungspolitische Akti-
onsprogramm wollen Sie um circa 80 Millionen Euro
kürzen. Das ist gerade einmal die Hälfte von dem,
was pro Kopf gerechnet Städte wie Hamburg, Ber-
lin und Bremen für Beschäftigungsprogramme aus-
geben. Dafür steigern Sie dann die aufsuchende So-
zialarbeit um 22 Millionen!

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kol-
legen, wir wissen mittlerweile genau, was es kostet,
wenn wir eine Lehrerin oder einen Sozialarbeiter mehr
einstellen. Was wir nicht genau wissen und was in
diesem Haushalt auch niemanden kümmert, ist: Was
kostet es uns eigentlich, wenn wir sie nicht einstel-
len?

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wir stellen Sie ja ein, die Lehrer!)

Was passiert dann? Welche Auswirkungen hat das?
Unglücklicherweise sind es nicht genug, und die Frage
ist damit nicht beantwortet. Die Frage ist nicht be-
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antwortet, was passiert, wenn wir einen Lehrer oder
eine Lehrerin zu wenig einstellen. Diese Fragen müs-
sen wir uns stellen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ach so!)

Die Antwort ist, diese fehlenden Lehrerinnen und
Sozialarbeiterinnen erzeugen Armut in dieser Stadt,
und was das ist, habe ich gerade eben erläutert.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen])

Es sind zu wenige!

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen])

Was passiert in den Stunden, in denen die Kinder
nicht beaufsichtigt sind? Da fängt etwas an, was wir
nicht mehr aufhalten können.

Ich will da an Folgendes erinnern: Als diese Stadt
über den vermeidbaren Tod eines kleinen Jungen
schockiert war, hat der Präsident des Senats, Jens
Böhrnsen, gesagt: „Das Geld, das wir brauchen, um
solche entsetzlichen Vorfälle zu verhindern, müssen
wir haben. Notfalls bauen wir eine Straße weniger!“
Dafür gab es viel Beifall, auch meinen, aber in der
jetzigen rot-grünen Regierung hat sich dieser Jens
Böhrnsen offensichtlich nicht durchgesetzt. Sie ge-
ben nach dem Willen dieses Haushaltsentwurfs zu-
künftig 29 Millionen Euro mehr für Straßenbau aus,
dafür kürzen Sie die Wohnungsbauförderung um 6,5
Millionen Euro, sparen 8 Millionen Euro bei den
Schulen ein, kürzen 3 Millionen Euro bei diversen
Leistungen im Bereich Jugend und Soziales. Ich be-
fürchte, das ist nicht das, wofür Rot-Grün vor 8 Mo-
naten gewählt worden ist.

(Beifall bei der Linken)

Ich sage Ihnen, diese Armutsprozesse kann man
überdies nicht stabilisieren. Das war gestern oft der
Fall, dass man die Situation stabilisieren will. Man
muss sie stoppen! Ich sage Ihnen auch, wenn Sie ein
Dokument brauchen, mit dem Sie die Situation Bre-
mens in Karlsruhe dokumentieren wollen, schicken
Sie den Armutsbericht nach Karlsruhe. Wenn das nicht
reicht, um entsprechende Beihilfen zu bekommen,
weiß ich nicht, was man noch tun muss.

(Beifall bei der Linken – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: So einfach

ist das Leben!)

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kol-
legen, nun werden Sie nicht müde zu wiederholen,

wir müssen auch in Karlsruhe gewinnen, wir müs-
sen den Gürtel noch enger schnallen, damit wir die
Chance behalten, hier Mittel zur Entschuldung her-
auszuschlagen. Ich sage Ihnen, Herr Güldner, wenn
Sie diesen Konsens einfordern, dass wir in dieses Horn
blasen, müssen wir Sie leider enttäuschen. In dieses
Horn werden wir nicht blasen.

(Beifall bei der Linken)

Einmal ganz davon abgesehen, dass ich davon
überzeugt bin, dass Bremen vor dem BVG nicht durch
voreilenden Gehorsam gewinnen kann, wird uns die
Entschuldung auch nicht retten.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ach ja!)

Wenn wir womöglich in Berlin aushandeln, dass es
Entsorgung für Altschulden gibt, dann gibt es mög-
licherweise im Gegenzug ein Verbot, weitere Schul-
den aufzunehmen. Dann sind wir als Bundesland tot.
Dann brauchen die Steuereinnahmen nur wieder auf
das Niveau von 2005 zu sinken, und Sie können ein
Siebtel des Haushalts kürzen.

Wir müssen also aufhören, so zu tun, als wenn wir
uns mit ein wenig Entschuldungshilfe berappeln
könnten, und wir müssen aufhören, vor Karlsruhe zu
kriechen und damit einen Haushalt zu rechtfertigen,
der diese Stadt kaputtmacht. Was kann denn ein Kind
dafür, das zu Beginn der Großen Koalition 1994 ge-
boren wurde, dass diese Schulden in diesem Zeitraum
nicht geringer geworden sind? Hat es über seine
Verhältnisse gelebt? Nein, sicher nicht! Nicht nur, aber
auch deswegen muss das Bundesland Bremen den
Kotau vor Karlsruhe endlich beenden!

(Beifall bei der Linken)

Für die Haushaltskrise in Bremen gibt es nur eine lang-
fristige Lösung. Bremen mit seiner Haushalts- und
Finanzpolitik muss den Konflikt mit dem Bund füh-
ren, nicht nur in Karlsruhe, sondern zunächst einmal
in der Föderalismusreform. Wir brauchen eine gerech-
te Anerkennung des bremischen Ausgabenniveaus.
Ich sage Ihnen, dazu gehört ein Länderfinanzaus-
gleich, der auf nahezu 100 Prozent ausgleicht, und
eine solidarische Föderalismusreform, nicht ein Kon-
kurrenzföderalismus. Wir brauchen eine Rückkehr
zur Steuerzerlegung 50 Prozent nach dem Wohnort-
prinzip, 50 Prozent nach dem Arbeitsstättenprinzip.

Wir brauchen im Übrigen auch eine Anerkennung
der Hafenlasten. Es hat einmal ein vergleichsweise
spitzer Rechner ausgerechnet, hätten wir vor 10 oder
15 Jahren den Hafen geschlossen, und die Leute wä-
ren weggezogen und würden hier nicht mehr arbei-
ten, würden wir unter Umständen finanziell besser
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dastehen als heute, wenn wir 80 bis 100 Millionen
Euro jedes Jahr für den Hafen ausgeben.

(Unruhe – Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Wenn das die Arbeit-

nehmer auch so sehen!)

Auch werden wir dafür sorgen müssen, dass die Ein-
wohnergleichwertung endlich ein Niveau annimmt,
das unseren Maßen entspricht. Das sind die Maßnah-
men, wie wir mehr Einnahmen bekommen. Das ist
das, wofür wir kämpfen müssen.

Im Übrigen – und da sind wir ja möglicherweise
sogar einer Meinung – werden wir auf Bundesebe-
ne für eine gerechte Besteuerung von Vermögen und
Unternehmensgewinne eintreten. Allein die Wieder-
einführung der Vermögensteuer, die den Namen
verdient, würde in Bremen zwischen 100 und 200 Mil-
lionen Euro Mehreinnahmen bringen. Eine solidari-
sche Reform der Erbschaftsteuer bedeutet weitere
Mehreinnahmen, die Erhöhung des Spitzensteuer-
satzes und eine gerechte Besteuerung von Unterneh-
men würden ein Übriges tun.

Allerdings ist es so, dass wir den Erfolg dieser Be-
mühungen unglücklicherweise nicht abwarten kön-
nen. Was wir jetzt brauchen, ist ein Haushalt, der
Armut nicht verwaltet, sondern bekämpft. Wir brau-
chen ein Beschäftigungssystem, das seinen Namen
verdient. Wir brauchen Investitionen in ein sozial
gerechtes und sozial sicheres Schulsystem. Wir brau-
chen einen konsequenten Ausbau der Netze sozia-
ler Sicherung. Wir brauchen natürlich eine klare Re-
gelung gegen jede Zwangsumzüge. Das ist ein Ge-
bot der ökonomischen Vernunft. Wir brauchen Geld
für die Quartiere und für die sozialen und kulturel-
len Initiativen. Wir brauchen Geld, um ernsthaft über
die Rekommunalisierung von privatisierter öffentli-
cher Daseinsvorsorge zu reden.

(Beifall bei der Linken)

Das ist auch etwas, wofür Rot-Grün gewählt worden
ist, nicht die Fortschreibung der Finanzpolitik der
Großen Koalition.

Die Situation ist in vielen Bereichen schon sehr
schlimm. Verarmung als sich selbst verstärkender Pro-
zess, soziale Segregation sowie kulturelle Verödung
finden statt. Das wenigste, was man von einem Haus-
halt für die nächsten zwei Jahre erwarten kann, ist,
dass die Steuermehreinnahmen eingesetzt werden,
um ein weiteres Abkippen der sozialen Lage zu ver-
hindern. Das sage ich ganz deutlich!

In einer Situation, in der wir mittlerweile etwa 15
Milliarden Euro Schulden haben, je nachdem, wie
viele verdeckte Schattenhaushalte man einrechnet,
ist es natürlich keine leichte Übung zu sagen, wir
verzichten auf die Vermeidung von Neuverschuldung.
Auch angesichts der drohenden sozialen Verschul-

dung und Verelendung in dieser Stadt und angesichts
der Perspektive, dass wir, wenn wir so fortfahren,
frühestens im Jahr 2028 einen ausgeglichenen Haus-
halt haben und diese Perspektive so lang ist und wir
genug Zeit haben, die Einnahmesituation zu verbes-
sern, ist es unabdinglich, dass wir in dieser Frage
agieren.

(Beifall bei der Linken)

Das ist es, was die Linke von diesem Haushalt er-
wartet. Es reicht sicher nicht, um alle Prozesse um-
zukehren, aber es reicht vielleicht, um die Grundla-
gen eines funktionierenden Sozialwesens und die
Reste von politischer Gestaltbarkeit zu erhalten.
Gestaltet wird nämlich wenig bis gar nicht mehr. Wir
streben in allen Bereichen eher nur nach Mindest-
standards. Für eigene Ansätze und Anstrengungen
ist längst kein Platz mehr. Wenn das so ist, braucht
auch niemand mehr ein Bundesland Bremen. Das ist
nur sinnvoll, wenn man es auch gestaltet und wenn
man den Verfassungsauftrag zur sozialen Entwick-
lung dieser Stadt ernst nimmt und ihm Vorrang vor
der fiskalischen Sanierung gibt.

Der vorliegende Haushaltsentwurf sagt, wir haben
diese Stadt jahrelang bis auf die Knochen herunter-
gespart, und jetzt haben wir ein paar hundert Milli-
onen Euro mehr Steuereinnahmen, und die stecken
wir auch in die Vermeidung von Neuverschuldung.
Das, meine Damen und Herren, halten ich und wir,
Die Linke, für zynisch und unhaltbar.

(Beifall bei der Linken)

Wir müssen hier mit einem Haushalt herausgehen,
bei dem wir nicht erschrecken, wenn uns in 20 Jah-
ren jemand darauf anspricht: „Was habt ihr da eigent-
lich gemacht? Wart ihr das?“ Mit dem vernünftigen
Einsatz der Steuermehreinnahmen in Ausgaben für
Soziales, Bildung, Kultur und Arbeit kann ein Teil des
Kahlschlags der Großen Koalition gebessert werden,
kann bewirkt werden, dass die Prozesse von Armut,
sozialer Hoffnungslosigkeit und kulturelle Frustra-
tion, die um sich greifen, zumindest verlangsamt wer-
den. Damit werden die sozialen Schulden vermieden,
die die Schulden in Geld deutlich übersteigen und
letztendlich wieder zu Schulden in Geld werden.

Ich komme zum Schluss, meine Damen und Her-
ren. Damit würde man auch Zeichen setzen, dass wir
anfangen, uns gemeinsam zu wehren, und dass wir
nicht mehr bereit sind, Sanierungen auf den Knochen
unserer Kinder und auf Kosten eines lebensfähigen
Gemeinwesens zu betreiben. Meine Damen und Her-
ren, haben wir Mut! Nehmen wir die Steuermehrein-
nahmen, um dringend notwendige finanzielle Spiel-
räume zu öffnen, Spielräume, um die sich verstärken-
den Armutsprozesse zu bekämpfen und die dazu not-
wendigen sozialen Instandhaltungsinvestitionen zu
tätigen, Spielräume, um die dringenden Investitio-
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nen zu tätigen, die auch notwendig sind, um zum
Beispiel gegen die drohende Klimakatastrophe vor-
zugehen! Ich denke, diese Investitionen werden sich
für zukünftige Generationen rechnen. Haben wir den
Mut, auf Bundesebene für gerechte Steuern und ei-
nen  gerechten  Länderfinanzausgleich  zu  streiten!
Dann haben das Land Bremen und die Menschen in
Bremen eine Zukunft. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wir haben heute schon viele schöne
Worte gehört, deshalb möchte ich damit anfangen:
Ich bin erstens kein enttäuschter Liebhaber, ich fühle
mich aber trotzdem wohl!

(Heiterkeit bei der SPD)

Da wir heute so sehr bei der Vergangenheitsbe-
wältigung waren, möchte ich mit dem Kollegen Dr.
Sieling anfangen. Sie sind in Ihrem Dreiparteienden-
ken sehr in der Vergangenheit verharrt. Die Oppo-
sition besteht, und ich bin Herrn Dr. Güldner besonders
dankbar dafür, dass er auch die kleinen Oppositions-
parteien angesprochen hat. Ich nehme ganz einfach
an, dass das der Zeit geschuldet ist, als die Grünen
hier in der Opposition gesessen haben und sich auch
durchbeißen mussten. In diesem Fall sind wir mit-
tlerweile fünf Parteien in diesem Hause.

Herr Röwekamp hat dankenswerterweise darauf
verzichtet, in seiner Rede vom Oppositionsführer zu
sprechen, sondern er hat nur von der Opposition ge-
sprochen. Das finde ich eigentlich sehr nett, denn ich
muss ein ganz kleines bisschen Wasser in den Wein
der Harmonie bei einigen Punkten gießen, das wer-
de ich noch weiter ausführen. Selbstverständlich ist
die FDP dafür, die Gewoba zu verkaufen, und dabei
bleiben wir auch.

(Beifall bei der FDP – Abg. Frau S t a h -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Immer
noch! – Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r

[Bündnis 90/Die Grünen])

Darüber können wir uns noch weiter streiten, das
werden wir auch tun, und das machen wir gern. Ich
will aber vorher noch einmal ein Bekenntnis zur bre-
mischen Selbständigkeit ablegen. Die Bremer FDP
steht zu Bremen und auch zur Klage. Wir haben die
Klage zwar relativ kritisch betrachtet, als sie auf den
Weg gebracht worden ist, weil wir genau die Debatte
vorausgesehen haben, die jetzt geführt wird, die Bre-
mens Rolle insgesamt infrage stellt. Deswegen hatten
wir gesagt, dass wir das erst in der Föderalismusre-

formkommission debattiert haben wollten und dann
weitersehen, ob man den Klageweg bestreitet. Da es
aber anders herum gelaufen ist, stehen wir zu die-
ser Klage und zu Bremen.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte meine weiteren Ausführungen mit ei-
nem Lob und einem Dank verbinden, Dank dafür, dass
der Haushaltsentwurf so früh vorliegt, dass die Koa-
lition ihre Ankündigungen wahr gemacht hat, und
natürlich auch Dank an die Mitarbeiter aus den be-
teiligten Ressorts! Im Haushalts- und Finanzausschuss
können wir immer deutlich sehen, wie viel Arbeit darin
steckt. Dafür gilt Ihnen der ausdrückliche Dank der
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, angesichts der erdrü-
ckenden Schuldenlast wird sich Bremen aus eigener
Kraft nicht aus der dramatischen Finanzlage befrei-
en können. Die Verhandlungen im Rahmen der Fö-
deralismusreform II laufen, und wir haben es gehört,
es gibt Anlass zu vorsichtigem Optimismus, dass Bund
und Länder Bremen nicht im Stich lassen werden. Dies
wird aber nur gelingen, davon sind wir fest überzeugt,
wenn wir alles, aber auch wirklich alles, unterneh-
men, unsere Eigenanstrengungen zu erhöhen.

(Beifall bei der FDP)

Natürlich haben wir Bremer auch gute Gründe auf
unserer Seite, schließlich haben wir im Vergleich zu
anderen Ländern eine besonders hohe Wirtschafts-
kraft, wir haben eine hohe Finanzkraft, und wir stellen,
das haben wir heute auch schon gehört, sehr viele
Arbeitsplätze zur Verfügung, insbesondere auch für
Menschen, die im Umland leben und in unserer Stadt
arbeiten. Außerdem tragen unsere Häfen in hohem
Maße zum wirtschaftlichen Wohlergeben der export-
orientierten deutschen Volkswirtschaft bei.

Wir haben heute auch gehört, und diesen Forde-
rungen schließen wir uns an, dass diese Hafenlasten
deutlicher ausgeglichen werden müssen. Wir müs-
sen die anderen Länder und den Bund aber auch da-
von überzeugen, dass Bremen es mit seinen Eigen-
anstrengungen ernst meint. Der vorgelegte Haushalts-
entwurf lässt mich allerdings daran zweifeln. Zwischen
Anspruch und Wirklichkeit klafft eine Lücke. Auch
sind öffentliche Äußerungen der Finanzsenatorin, die
sie neulich getätigt hat, dass der Süden uns Bremer
aushungern will, nicht angebracht, ich würde sogar
sagen, sie sind ausgesprochen kontraproduktiv.

(Beifall bei der FDP)

Der FDP fehlen in den vorgelegten Haushaltsent-
würfen deutliche Signale, dass es dem Senat mit dem
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Sparen ernst ist. Beim näheren Hinsehen stellt man
nämlich fest, dass die konsumtiven Ausgaben stei-
gen sollen. Was ist das denn für ein Signal an die Ge-
berländer? Da sagt man doch nichts anderes als, ihr
dürft die Suppe auslöffeln, die wir euch eingebrockt
haben. Außerdem muss man annehmen, dass es in
Zukunft so bleiben soll und dass wir weiter so wirt-
schaften wollen. Das müssen wir abstellen und ganz
deutlich sagen, wir sind dazu bereit, Eigenleistungen
zu erbringen. Wir müssen diese Eigenleistungen er-
bringen, weil uns sonst keiner helfen wird, denn nur,
das ist ein bekanntes Sprichwort, wer sich selbst hilft,
dem helfen auch andere.

(Beifall bei der FDP)

Auch haben Senat und Rot-Grün bei den Investi-
tionen noch nicht das Ende der Fahnenstange erreicht.
Bei den Statistiken des Finanzplans 2007 bis 2011
haben sie sich sicher an einigen Stellen bewusst et-
was vage gefasst, weil Sie einige selbst gesteckte Ziele
nicht deutlich und nicht transparent gemacht haben.
Das ist eigentlich auch ein Kernpunkt, der heute schon
mehrfach angesprochen worden ist. Es gibt eine
mangelnde Transparenz, und die kann man nicht
wegdiskutieren.

Es ist darüber hinaus absolut unverständlich, wa-
rum vertragliche Verpflichtungen gegenüber Dritten
jetzt wieder erneut eingegangen werden. Das haben
wir in der Vergangenheit immer wieder kritisiert, das
ist auch von den Grünen kritisiert worden, und jetzt
macht es der Senat trotzdem wieder. Das stößt über-
haupt nicht auf unsere Zustimmung!

Wir fordern, dass angesichts der dramatischen Lage
in Bremen endlich ein ressortübergreifendes struk-
turpolitisches Konzept erarbeitet wird. Das Ziel: Wir
machen eine Verwaltungsreform in Bremen, wir schaf-
fen flachere Hierarchien, flachere Entscheidungsstruk-
turen; damit kann man Geld sparen, und damit kann
man auch die Entscheidungen beschleunigen.

(Beifall bei der FDP)

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an den ge-
meinsamen Dringlichkeitsantrag von CDU und FDP
in der Stadtbürgerschaftssitzung, dort ging es um das
Thema Jugendfreizeitheime, wir haben dort mangeln-
de Wirtschaftlichkeitsberechnungen angemahnt. Da-
bei wird ja ganz deutlich, dass einige Ressorts oder
dass etliche Ressorts nicht in dem Maße zusammen-
arbeiten, wie es erforderlich ist, dass oftmals die lin-
ke Hand nicht weiß, was die rechte tut, und dass die
Ressorts nebeneinander vor sich hinarbeiten. Das sind
Strukturen aus dem vergangenen Jahrhundert, da
muss umgesteuert werden. Es kann nicht solche Fürs-
tentümer geben, die sich abschotten und die ihr Ei-
genleben führen.

(Beifall bei der FDP)

Für Bremen ist es wichtig, die Wirtschaftskraft zu
stärken. Das haben wir in der Vergangenheit immer
wieder gefordert, das werden wir auch in Zukunft for-
dern. Wir müssen hier Arbeitsplätze schaffen, wir müs-
sen die Menschen an die Stadt binden, die Abwan-
derung stoppen und zusätzliche Einwohner gewin-
nen. Die Rahmenbedingungen dafür kann und muss
aber die Politik schaffen, denn sonst wird es in die-
sem Land nicht vorwärts gehen.

(Beifall bei der FDP)

Ein weiteres Thema: Der Senat hat am 15. Januar
2008 den Beteiligungsbericht 2006/2007 beschlossen.
Dazu lobt er sich in einer Presserklärung von dem-
selben Tag, ich zitiere mit Genehmigung des Präsi-
denten: „Die rot-grüne Koalition hat sich mehr Trans-
parenz und eine bessere Kontrolle der Gesellschaf-
ten vorgenommen. Der vorliegende Bericht ist dafür
eine gute Grundlage.“ Ich frage Sie in diesem Zu-
sammenhang: Was ist es für eine Transparenz, wenn
nur Beteiligungen über 50 Prozent berücksichtigt
werden? Warum machen Sie die bremischen Betei-
ligungen nicht vollständig transparent?

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte hier nicht zu Spekulationen kommen,
aber ungewöhnlich finde ich das schon, weil man aus
anderen Städten und Ländern weiß, dass dort alle
Beteiligungen genannt werden. Es könnte ja die Ver-
mutung naheliegen, dass es hinter einer gewissen
Nebelwand gewisse Schattenhaushalte gibt, aber ich
will wie gesagt diese Spekulationen nicht weiter vor-
antreiben.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte daran erinnern, und da komme ich auf
die Gewoba zurück, dass die Finanzsenatorin auf der
Haushaltspressekonferenz gesagt hat, die Gewoba
könnte auch in privater Form tätig sein. Genau das
ist richtig, und genau das sagen wir auch. Da frage
ich: Warum ist die Gewoba nicht schon lange priva-
tisiert worden?

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, Bremen hat, das habe
ich gesagt, nur eine Chance, wenn es sich von der
erdrückenden Schuldenlast befreit, und diese Chance
erhält es nur über die Föderalismusreform II. Den-
noch, und das sage ich in aller Deutlichkeit, ist die
Regierungskoalition im Begriff, diese Chance zu ver-
geben, weil sie nicht alle Möglichkeiten der Eigen-
leistung ausschöpft, denn was sind das für Eigenleis-
tungen, wenn die Neuverschuldung weiter steigt? Was
sind es für Eigenleistungen, wenn man die konsum-
tiven Primärausgaben erhöht? Was ist es für eine Ei-
genleistung, wenn man mit dem Hinweis auf den Ko-
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alitionsvertrag nicht alle Potenziale beim Verkauf
staatlicher und städtischer Besitztümer ausschöpft, und
was ist es für eine Eigenleistung, wenn man die frei-
willigen Ausgaben erhöht?

Nein, meine Damen und Herren, das sind beileibe
keine eigenen Leistungen. Hier muss nachgearbei-
tet werden, und dazu werden wir in den Haushalts-
beratungen mit einem konstruktiven Beitrag unse-
re Arbeit aufnehmen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Frau Senatorin
Linnert, das war ja eine sehr schöne Rede von Ihnen,
nur glaubt Ihnen kein Mensch mehr, am allerwenigs-
ten die Beamtinnen und Beamten. Ich werde selbst-
verständlich Ihre Haushaltspläne rigoros ablehnen,
Ihre Haushaltspläne sind nicht das Papier wert, auf
dem sie geschrieben sind. Diese Haushaltspläne
hätten Sie auch mit der Überschrift „Pleiten, Pech und
Pannen“ umschreiben können, ja sogar umschreiben
müssen!

Diese rot-grüne Landesregierung betreibt eine rück-
sichtslose Rotstiftpolitik auf dem Rücken von Fami-
lien und Kindern, Hartz-IV- und Sozialhilfeempfän-
gern, sprich sozial schwacher Menschen unseres
Bundeslandes, und auf Kosten der inneren Sicherheit
unserer Bürger. Meine Damen und Herren von Rot-
Grün, hier haben Sie doch noch gemeinsam in Ihren
Koalitionsverhandlungen großspurig propagiert: Wir
wollen mehr für die Armen tun! Das hört sich im ersten
Moment sehr gut an, nur eingehalten haben Sie davon
aber wie so üblich nichts. Ganz im Gegenteil: große
Worte statt Taten!

Die Armut gerade in Bremerhaven steigt ins Un-
ermessliche: überdurchschnittlich hohe Arbeitslosig-
keit, steigende Armut, immer mehr Sozialhilfe- und
Hartz-IV-Empfänger, eine unerträgliche, immer noch
40-prozentige Kinderarmut, ansteigende Kriminali-
tät, immer höhere Schulden, Sparmaßnahmen müs-
sen über Kredite finanziert werden, unzählige Steu-
ergeldverschwendungen  wie  sehr  teure  Märchen-
parks in Bremen und Bremerhaven! Frau Senatorin
Linnert, bei dem beschlossenen Finanzplan für das
Jahr 2007 bis 2011 müsste Ihnen eigentlich Ihr Lä-
cheln im Gesicht gefrieren.

Eigentlich müssten Sie schon lange hier  in Tränen
ausbrechen, denn für 2008 sind Ausgaben von circa
4 Milliarden Euro eingeplant bei Einnahmen von nur
circa 3,3 Milliarden Euro. Diese sage und schreibe
700 000 Millionen Euro Schulden müssen Sie mei-
nes Wissens natürlich wieder über Kredite finanzie-
ren. Mehr Kredite bedeuten aber auch mehr und hö-
here Zinsbelastungen: Nur – das muss man sich einmal

auf der Zunge zergehen lassen – 2008 soll die Ver-
schuldung Bremens auf sage und schreibe über 15
Milliarden Euro steigen, das sind über 30 Milliarden
D-Mark Schulden. Allein die Zinsen hierfür betragen
zirka 700 Millionen Euro jährlich, allein die Zinsen
sind kaum finanzierbar, der Schuldenberg Bremens
wächst ungebremst weiter ins Uferlose an.

Sie sehen, Frau Senatorin Linnert, Bremen schwimmt
nicht in Geld, sondern in Schulden. Sie haben nicht
einmal mehr einen größeren finanziellen Spielraum
für weitere wichtige und erforderliche Investitionen.
Der rot-grünen Landesregierung scheint es dabei ja
richtig gut zu gehen, wenn einige von Ihnen über diese
Zahlen noch lachen können. Ich aber sage Ihnen im
Namen des Protests der Bürger: Wie kann es einer
rot-grünen Landesregierung noch gut gehen, wenn
durch ihre ungerechte und unsoziale Politik unzäh-
lige Bürgerinnen und Bürger in Bremen und Bremer-
haven unweigerlich in die soziale Armut getrieben
werden?

Ich habe ja schon einige Male den Spruch gehört:
Man sieht schon Licht am Ende des Tunnels. Das aber,
meine Damen und Herren, können auch die Lichter
eines mit Sozialhilfe- und Hartz-IV-Empfängern über-
füllten, entgegenkommenden Zuges sein, der Sie bei
den nächsten Landtagswahlen überrollen wird. Denn
Sie werden auch weiterhin und zukünftig eine Poli-
tik nach dem altbekannten politischen Motto betrei-
ben: Wenn du Geld brauchst, gehe zu den Armen,
sie haben zwar nicht viel, aber es gibt viele von ih-
nen, und sie geben dir meistens auch noch gern et-
was davon ab. Das aber haben unsere Bürgerinnen
und Bürger nicht verdient!

Sehr geehrte Frau Senatorin Linnert, Ihr Haushalt
ist unsozial, unsolide, intransparent und unverantwort-
lich. Ihr Haushalt ist gelinde gesagt eine eindeutige
Bankrotterklärung Ihrer unsozialen und ungerech-
ten Politik auf dem Rücken und zulasten der Bürger
des Landes Bremen. Da sagt doch unsere Bundes-
kanzlerin Merkel bei jeder Gelegenheit gebetsmüh-
lenartig mit Tränen in den Augen: Hurra, hurra, der
Aufschwung ist da! Ich aber frage mich: Wo ist denn
der Aufschwung? Unsere Bürgerinnen und Bürger
spüren nämlich überhaupt nichts davon, ganz im Ge-
genteil! Aber darauf werde ich noch in den weite-
ren Haushaltsberatungen ausführlicher eingehen,
besonders auf die Erklärung des SPD-Fraktionsvor-
sitzenden Herrn Dr. Sieling, der gesagt hat, Bremen
hat kein Geld mehr, Bremen hat Schulden und so wei-
ter, da hat er ja recht, und die Opposition soll Finan-
zierungsvorschläge machen.

Nun frage ich Sie, Herr Dr. Sieling: Warum hat das
Bundesland Bremen so hohe Schulden, warum ist Bre-
men so hoch verschuldet? Das ist doch die Frage! Die
Frage möchte ich Ihnen beantworten: Weil die SPD
in der Regierungsverantwortung seit Jahren für diese
Schulden mit verantwortlich ist. Sie haben für die
Schulden eine Politik betrieben, die unverantwort-
lich auf Kosten der Bürger war. Sie haben sich Ihre
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Suppe selbst eingebrockt, und jetzt müssen Sie sie
auch selbst auslöffeln.

Frau Senatorin Linnert hat vorhin gesagt, die Lage
der Menschen hat sich quasi verbessert. Falsch! Die
Lage der Bürgerinnen und Bürger hat sich sogar noch
dramatisch verschlechtert. Fragen Sie doch einmal
die Studenten, die unzähligen Obdachlosen, die Po-
lizeibeamtinnen und -beamten, die sozial schwachen
Menschen, Hartz-IV-Empfänger in Bremen und Bre-
merhaven, was diese Menschen von Ihrer Politik, von
Ihrer Haushaltsrede halten! Das kann ich Ihnen aber
auch sagen: Diese sozial schwachen Menschen hal-
ten von Ihrer Politik nichts, sie halten von Ihrer Rede,
von  Ihrer  gehaltenen  Märchenstunde  nichts,  gar
nichts!

Die allergrößte, man kann ja sagen, Schweinerei
haben Sie sich aber mit den Polizeibeamtinnen und
-beamten und Beamten im Allgemeinen erlaubt, die
täglich, das habe ich hier schon öfter erwähnt, unter
Lebensgefahr unterbezahlt, abgezockt und unter den
miesesten Bedingungen und Entbehrungen auch für
Sie ihre Gesundheit und ihr Leben riskieren. Vor der
Wahl haben Sie natürlich alles versprochen, aber fast
nichts gehalten! Ich darf einmal eben zitieren: „Eine
Bremer Sonderlösung oder eine weitere Verbesse-
rung der Tarifregelung wird es mit uns nicht geben.“
Bündnis 90/Die Grünen, 3.4.2007! Also, meine Da-
men und Herren, ich darf es ja nicht sagen, aber wenn
das keine Lüge ist, dann weiß ich wirklich nicht, was
noch eine Lüge sein soll!

Meine Damen und Herren, zum Thema Besol-
dungserhöhung, mit der wir uns noch nachher be-
fassen, kann ich mich kurz fassen. Ich habe schon
etliche Male ganz klar meine Forderungen geäußert,
sie waren: 2,9 Prozent Besoldungserhöhung ab dem
1.1.2008 und sonst gar nichts! Sagen Sie ja nicht, meine
Damen und Herren, ich hätte Sie nicht rechtzeitig vor
den schrecklichen und grausamen Folgen gewarnt,
wenn die Grünen finanzpolitisch und überhaupt po-
litisch Verantwortung tragen! Ich habe wieder einmal
recht behalten.

Meine Damen und Herren, egal, ob rot-grün, rot-
schwarz, gelb oder blutrot, solange es Ihnen anschei-
nend nur um Macht, Koalitionen und Posten geht, so
lange bleiben die Sorgen und die Interessen der
Bürgerinnen und Bürger auf der Strecke. Nach die-
sen Haushaltsreden aller Parteien glaube ich, dass
sich durch Ihre Politik außer leerer Versprechungen
nichts, aber auch gar nichts ins Positive für unsere
Bürger verändern wird, ganz im Gegenteil! Ihre Po-
litik wird für noch mehr Armut, für noch mehr Hartz-
IV-Empfänger, noch mehr Sozialhilfeempfänger, für
noch mehr Kinderarmut und für noch viel weniger
innere Sicherheit verantwortlich sein.

Sie haben von unseren Bürgern und Beamten
immer wieder verlangt, ihren Gürtel enger zu schnal-
len. Das kann man gut machen, wenn man hier mit
Hosenträgern sitzt. Jetzt haben diese Menschen keine

Luft mehr zum Atmen. Eine Politik aber, die von un-
seren Bürgerinnen und Bürgern verlangt, ihren Gürtel
so eng zu schnallen, bis sie vielleicht am Ende erstickt
sind, dafür möchte ich im Interesse der Menschen nicht
mitverantwortlich sein. Ich werde Ihren skandalösen
Haushalt selbstverständlich im Interesse der Bürger-
innen und Bürger ablehnen. – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
habe ganz bewusst in meinem ersten Debattenbei-
trag gesagt, dass ich in den engen Handlungsspiel-
räumen, die dieser Haushalt lässt, vieles auch we-
gen unserer Regierungsverantwortung für unaus-
weichlich halte. Ich will an dieser Stelle noch einmal
gern sagen, die Steuerungsmöglichkeiten, und das
spüren ja gerade die Grünen, jetzt da sie regieren,
einer neuen Regierung unter der Last dessen, was
sozusagen wir in den vielen Jahren vorher in unter-
schiedlichen politischen Mehrheiten an Spielräumen
noch für Haushalts- und Finanzpolitik gelassen ha-
ben, sind überschaubar. Deswegen habe ich in dem
ersten Teil meiner Rede sehr viel Wert darauf gelegt
nachzuweisen, dass diese Regierung mit diesen Spiel-
räumen aus meiner Sicht falsch umgeht und falsche
Schwerpunkte setzt.

Aber ich will an dieser Stelle auch ganz ausdrücklich
sagen, es gibt auch für die CDU-Fraktion, auch wenn
wir in der Opposition sind, natürlich und selbstver-
ständlich eine über den Wahltag hinausgehende
Solidarisierung mit den Interessen unseres Bundes-
landes, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das bedeutet, selbstverständlich werden wir den
neuen Senat bei der Klage beim Bundesverfassungs-
gericht, die der alte Senat noch eingereicht hat, vor-
behaltlos unterstützen. Das ist ein Interesse aller hier
in Bremen politisch Wirkenden, und aus dieser Soli-
darität, meine Damen und Herren, wird sich die CDU
nicht verabschieden, nur weil wir jetzt Opposition sind.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das tun wir, obwohl das erste Signal, das von der
neuen Regierung in Bremen an das Bundesverfas-
sungsgericht gegangen ist, aus meiner Sicht das fal-
sche ist, nämlich dass man den gerade ein halbes Jahr
vorher eingereichten Rahmen um 40 und 48 Millio-
nen Euro in den nächsten beiden Jahren wird nicht
einhalten können. Das verbessert nicht die Chancen
unserer Klage, sondern es ist ein Beleg dafür, dass
es schlimmer wird. Ich halte das für falsch, ich hätte
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das an der Stelle auch noch nicht gemacht, das möchte
ich hier so deutlich sagen. Ich hätte den Haushalts-
vollzug abgewartet und einmal geschaut, ob man
tatsächlich am Jahresende diese 40 und 48 Millionen
Euro braucht. Es wäre Zeit genug gewesen, es dann
nachzuweisen, dass es unausweichlich war.

Obwohl Sie es gemacht haben und obwohl wir es
für den falschen Weg halten, bleibe ich dabei: Die
CDU-Fraktion hier in der Bremischen Bürgerschaft
unterstützt den Senat vorbehaltlos bei dem Klage-
verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht in Karls-
ruhe.

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das gilt im Übrigen auch für einen zweiten Teil der
bisher geltenden Verabredung. Das betrifft die Ver-
handlungen über die Föderalismusreform II. Auch da,
sage ich, werden wir nur dann Erfolg haben, wenn
dieses Land sich geschlossen hinter einer Verhand-
lungsposition versammelt.

Ich will aber auch an der Stelle sagen, dass ich nicht
für alles Verständnis habe, was bremische Politik an
dieser Stelle macht. Ich habe weder Verständnis dafür,
dass der Präsident des Senats, Bürgermeister Böhrn-
sen, öffentlich eine aus meiner Sicht zur derzeitigen
Zeit überzogene Erwartungshaltung an die Ergeb-
nisse dieser Kommission weckt. Es ist nicht gewon-
nen, das will ich ausdrücklich sagen. Im Gegenteil,
aus meiner Sicht ist es in den letzten Wochen und
Monaten eher schwerer geworden, für Bremen hier
ein gutes Verhandlungsergebnis zu erzielen.

Gleichwohl, wir als CDU-Fraktion hier in der Bre-
mischen Bürgerschaft haben ein Interesse daran, dass
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und finanzielle
Stabilität in einem Finanzausgleichsystem wieder
enger zusammengeführt werden. Deswegen unter-
stützen wir den Senat auch bei der Fortsetzung der
Verhandlungsposition des alten Senats in der Föde-
ralismusreform-II-Kommission, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Das heißt an der Stelle allerdings auch, dass die
Lage aus meiner Sicht unübersichtlicher geworden
ist, Bremen hat überraschenderweise viele neue
Verbündete. Einer ist genannt worden: Der baden-
württembergische Ministerpräsident war ja früher so
etwas wie ein Angstgegner Bremens, nicht im Fuß-
ball, aber bei der Frage der Finanzverhandlungen.
Offensichtlich hat sich dort ein, wie ich finde, sehr
konstruktiver Gedanke mittlerweile herausgebildet.
Ich kann auch aus Gesprächen berichten, nicht mit
dem neuen bayerischen Finanzminister – der ist ir-
gendwie noch ein bisschen resolut –, aber mit dem
bayerischen Ministerpräsidenten, der auch im klei-
nen Kreise sagt, man könne selbstverständlich ein
Neuverschuldungsverbot und ein Sanktionensystem
bei Verstoß gegen das Neuverschuldungsverbot nur

dann wirksam werden lassen, wenn es eine Lösung
für die Altschulden der überschuldeten Länder gibt.
Meine Damen und Herren, das ist auch unsere Posi-
tion. In dieser Position unterstützen wir den Senat auch
weiterhin vorbehaltlos und uneingeschränkt.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deswegen muss Bremen im Übrigen auch mit ei-
ner Stimme sprechen. Die SPD-Fraktion spricht nicht
mit einer Stimme, also die SPD-Ministerpräsidenten
sprechen nicht mit einer Stimme, die CDU-Minister-
präsidenten sprechen nicht mit einer Stimme. Ich gebe
ganz offen zu, so schwer mir das auch fällt, Herr Dr.
Güldner, die einzige Fraktion, die bisher mit einer
Stimme redet, ist die grüne Fraktion im Bundesrat.

Das fällt aber auch nicht schwer, weil Sie nicht mehr
als eine Stimme dort haben. Es ist nämlich die Bür-
germeisterin Frau Linnert, und das wird auch so blei-
ben nach dem Wochenende, das wollte ich an die-
ser Stelle noch einmal sagen,

(Beifall bei der CDU – Lachen bei der SPD
und beim Bündnis 90/Die Grünen)

weil Sie ja gestern irgendetwas über Wahlergebnis-
se gefaselt haben. Wer gestern das Fernsehduell zwi-
schen Herrn Jüttner und Herrn Wulff gesehen hat,
meine Damen und Herren, für den ist die Sache in
Niedersachsen eigentlich klar, obwohl die noch jede
Stimme und jede Unterstützung brauchen, aber dass
Herr Jüttner mit einer rot-grünen Regierung diese
Erfolgsregierung in Niedersachsen ablöst, halte ich
für definitiv ausgeschlossen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es wird bei Ihrer Stimme bleiben, was die grüne
Fraktion im Bundesrat betrifft. Deswegen ist umso
wichtiger: Wir brauchen für die Mehrheit im Bundesrat
die Unterstützung aller Länder, egal aus welchem
Land sie kommen und welche politische Färbung sie
haben. Aus dem Grund sage ich zu, dass wir als CDU-
Fraktion  alles  im  Rahmen  unserer  Möglichkeiten
Machbare tun werden, um dafür zu sorgen, dass bei
den CDU-Ministerpräsidenten ein Bewusstsein dafür
herrscht, dass Bremen selbstverständlich ein wirt-
schaftlich dynamischer, ein vom Bruttoinlandsprodukt
her außerordentlich leistungsfähiger Standort ist und
dass sich unsere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
nicht in der finanziellen Stabilität widerspiegelt. Das
gilt ungeachtet der derzeitigen politischen Mehrheits-
verhältnisse hier in Bremen. Wir hoffen auf eine Lö-
sung bei der Föderalismusreform-II-Kommission. Wir
werden alles unternehmen, um an einer solchen Lö-
sung im Interesse Bremens mitzuwirken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will
jetzt zum Gang der Debatte noch zwei, drei Punkte
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sagen, die in der Sache kontrovers sind, weil wir da
wieder über die Spielräume und Schwerpunkte mit-
einander reden, die die neue Regierung setzt. Es ist
ja auch sozusagen selbstverständlich, dass eine neue
Regierung vorhandene finanzielle Spielräume in ei-
nem starren haushalterischen Korsett für eigene
Schwerpunktsetzungen nutzt. Ich will aber trotzdem
sagen, dass ich die Verteufelungsaktionen insbeson-
dere von Bündnis 90/Die Grünen im Hinblick auf die
Investitionspolitik der Vorgängerregierung in den ver-
gangenen Jahren unverändert für unvertretbar hal-
te. Ich glaube auch, dass Sie verkennen,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Haben wir nie gemacht!)

auch wenn es jetzt Ansätze im Finanzplan gibt an-
zuerkennen, dass sie Erfolge gehabt hat, meine Da-
men und Herren, wir haben vielen Menschen in Bre-
men und Bremerhaven durch unsere Investitionspo-
litik, durch den Kurs von Sparen und Investieren
wieder eine Chance gegeben, am Arbeitsmarkt ei-
nen Arbeitsplatz zu bekommen und ihren Lebens-
unterhalt selbst zu verdienen. Diesen Erfolg kann auch
eine neue Regierung, Herr Dr. Sieling, der alten Re-
gierung nicht nehmen! Wir haben vieles richtig ge-
macht in dem Bereich.

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  S i e -
l i n g  [SPD]: Habe ich auch gesagt!)

Sie ja!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Darum macht
diese Koalition die richtigen Dinge weiter!)

Frau Linnert, ich will das an der Stelle noch einmal
sagen: Ich war begeistert, als ich Sie gehört habe am
letzten Sonntag bei der Neueröffnung der Ausstel-
lung über Argentinien im Deutschen Auswanderer-
haus, übrigens ist das eine fantastische Ausstellung,
ich kann nur jedem empfehlen, sie sich auch anzu-
schauen, Deutsches Auswandererhaus in Bremerha-
ven, an die Fraktion der Bremer! Sie haben die Ein-
richtung über den grünen Klee gelobt, zu Recht, finde
ich. Aber erinnern Sie sich bitte daran, dass der Neu-
bau des Deutschen Auswandererhauses nur dadurch
möglich geworden ist, dass wir ihn kapitaldienstfi-
nanziert über mehrere Jahre vorfinanziert haben!

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Frau Linnert, hätten wir Ihre Maß-
stäbe angelegt an diesen für Bremerhaven unverzicht-
baren Bestandteil des Strukturwandels, dann würde
es das Deutsche Auswandererhaus heute nicht ge-
ben, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Damals haben Sie übrigens auch nicht gesagt, wie
Sie es alternativ finanzieren wollten, sondern es war
richtig, dieses Projekt für den Strukturwandel in Bre-
merhaven nicht aus einem Haushaltsjahr zu finan-
zieren, sondern über Kapitaldienst zu finanzieren, über
mehrere Jahre zu strecken. Nur deswegen konnten
Sie diese wunderbare Ausstellung eröffnen, und nur
deswegen sind seit Eröffnung des Auswandererhauses
mehr als 500 000 Menschen, im Übrigen im Wesent-
lichen außerhalb von Bremen und Bremerhaven, hier-
her gekommen und haben diese wunderbare Einrich-
tung besucht, ein gelungenes Beispiel für den wirk-
samen Strukturwandel der alten Regierung, meine
Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Ich will, weil der eine oder andere hier gesagt hat,
ich hätte zu mehreren Themen nichts gesagt, nur zu
drei Aspekten noch etwas sagen. Das eine ist: Wie
gehen wir eigentlich mit unseren Kindern um? Da ist
der Vorwurf, Herr Röwekamp habe gesagt, mit ei-
nem warmen Mittagessen sei niemandem geholfen.
Das habe ich so nicht gesagt! Ich habe gesagt, ich
finde es richtig, dass wir uns um solche Kinder küm-
mern, die in sozialer Armut leben, und zwar in sol-
cher sozialer Armut, dass ihre Eltern es nicht einmal
für erforderlich halten, ein Essen zu reichen. Aber ich
erwarte von einem Präsidenten des Senats, der mit
einer solchen Vehemenz für das kostenlose Mittag-
essen eintritt, auch, dass er ein Konzept vorlegt, wie
wir diese Menschen, diese Kinder, die Zukunft un-
serer Gesellschaft dauerhaft ohne staatliche Alimen-
tation inmitten unserer Gesellschaft leben lassen
können, Herr Dr. Sieling! Da ist ihnen mit einem
Mittagessen nicht geholfen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber mit Ganztagsschulen!)

Das alimentiert sie für den Tag und in der Woche, aber
zum Beispiel mit einer zukunftsgerichteten Bildungs-
politik ist diesen Kindern geholfen, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der CDU – Zurufe vom
Bündnis 90/Die Grünen)

Deswegen sage ich: Mit der gleichen Vehemenz,
mit der sich der Bürgermeister für das Mittagessen
einsetzt, erwarte ich, dass er für ein begabungsge-
rechtes, leistungsfähiges, gut ausgestattetes Bildungs-
system in unserem Bundesland kämpft. Das hat er
bis heute nicht getan, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Das bedeutet – das will ich an dieser Stelle auch
noch einmal in aller Deutlichkeit sagen –, mit der CDU-
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Fraktion wird es keine Zustimmung zur flächendeck-
enden Einführung der sozialistischen Gemeinschafts-
schule als Einheitsschule in Bremen geben. Das muss
man wissen!

(Beifall bei der CDU – Unruhe bei
der SPD)

Ich weiß bis heute nicht, was der Bürgermeister über
diese Frage denkt, weil er dazu nichts gesagt hat. Wer
sich zum Mittagessen äußert, muss sich auch zur Zu-
kunft des Gymnasiums äußern! Das ist die Ansicht
der CDU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU)

Dann ist hier viel über Polizisten und Zielzahlen
und so weiter gesprochen worden. Man kann die Zah-
len ja immer so drehen, wie es einem passt, Herr Dr.
Güldner.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, kann man nicht! Die Ein-

stellungszahlen nicht, die sind Fakten!)

Ich will an der Stelle sagen, es hat am Ende der letz-
ten Legislaturperiode in Diensten der Bremer Poli-
zei hundert Polizistinnen und Polizisten mehr gege-
ben als zu Beginn der Legislaturperiode, ein großes
Verdienst der Koalition aus SPD und CDU in der
vergangenen Legislaturperiode. Wir haben starke
Einstellungsjahrgänge produziert.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein!)

Wir haben einen starken Zuwachs, hundert Polizis-
ten mehr von 2003 bis 2007. Lesen Sie es nach!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Wir kennen die Zahlen!)

Sie sind im Haushalt zu sehen gewesen! Wir haben
die Polizeistärke in Bremen erhöht in der Zeit der
letzten Regierung, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Richtig ist, und deswegen sage ich, auch über Fehler
muss man reden, genauso wie ich die Regierung ja
auch an der einen oder anderen Stelle lobe, ich will
das nur noch einmal für den Bildungsbereich aus-
drücklich sagen: Es ist die richtige Entscheidung zu
sagen, wir wollen jede frei werdende Lehrerstelle wie-
derbesetzen. Meine Damen und Herren, in die Bil-
dung zu investieren, heißt in die Zukunft dieses Bun-

deslandes zu investieren. Deswegen tragen wir die-
sen Kurs der Schwerpunktbildung für Bildung in Bre-
men ausdrücklich mit. Wir sind auch dafür, jede frei
werdende Stelle wiederzubesetzen, aber ich habe
dann kein Verständnis dafür, dass die jetzige Bildungs-
senatorin im Alleingang gegen den Widerstand aus
dem Finanzressort den Unterrichtsausfall dadurch er-
höht, dass sie zwei Stunden zusätzliche Freistellung
für Bremer Lehrkräfte organisiert, nur weil sie frü-
her in den Ruhestand gehen wollen.

Meine Damen und Herren, wer Bildung als Schwer-
punkt setzt, darf nicht Unterrichtsausfall produzie-
ren! Ich halte das für den falschen Weg!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn ich verspreche, mich nicht noch einmal zu mel-
den, darf ich dann noch zwei Sätze sagen, Herr Prä-
sident? Wir haben aber ja noch 22 andere Abgeord-
nete!

Ich will zum Bereich Polizei sagen, es war ein Fehler,
nur so geringe Einstellungsjahrgänge in den letzten
beiden Jahren vorzusehen. Wir haben im ersten Jahr
90 eingestellt, wir haben im zweiten Jahr 60 einge-
stellt, wir haben im dritten Jahr nur 28 eingestellt.
Im vierten Jahr, Herr Dr. Sieling, haben wir uns nicht
mehr verständigt über die Ausbildungsstellen. Ich
habe dann unter begrenztem Verstoß gegen das
Haushaltsrecht einfach eingestellt.

Ich sage ganz ausdrücklich für die CDU-Fraktion:
Es war ein Fehler, dass wir uns an der Stelle nicht
durchgesetzt haben. Wir hätten höhere Einstellungs-
jahrgänge auch in den letzten beiden Jahren für die
Polizei Bremen gebraucht. Ich bin gescheitert im
Übrigen nicht nur an SPD-Finanzsenator Herrn Nuß-
baum, sondern auch an Ihrer Fraktion. Das ist dann
aber auch die Wahrheit. Ich wollte 120, und Sie wollten
Null! Das war die Ansage vom Finanzsenator, und
wir haben uns am Ende auf diesen kleinen Einstel-
lungsjahrgang geeinigt, und ich sage ganz bewusst:
Das war falsch! Deswegen werden wir in den nächsten
Jahren wenige Neuzugänge in der Polizei Bremen
haben.

Was ich jetzt aber auch falsch finde, Herr Dr. Sie-
ling – das will ich ausdrücklich auch sagen –, in dem
Jahr, in dem Sie die Zielzahl für die nächsten Jahre
fortschreiben, das ist der niedrigstmögliche Personal-
bestand der Polizei Bremen. Sie können doch nicht
auf der einen Seite sagen, Röwekamp hat zu weni-
ge Polizisten eingestellt, und auf der anderen Seite
dann aber die Personalentwicklung auf diesem nie-
drigstmöglichen Stand fortschreiben! Herr Dr. Sieling,
wenn Sie etwas für die Polizei tun wollen, dann sor-
gen Sie dafür, dass die 2600 aktiven Beamtinnen und
Beamten, die wir der Polizei zugesagt haben, auch
in den Polizeidienst kommen. Auch am Ende Ihrer
Amtszeit werden davon hundert fehlen, und wir strei-
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ten weiter dafür, die Polizei so auszustatten, dass sie
die Herausforderungen in unserer Stadt auch wirk-
lich annimmt.

(Beifall bei der CDU)

Der allerletzte Satz jetzt zur Besoldungsanpassung,
weil mir ja vorgeworfen wird, wo das heute in der
Debatte bleibe! Da mache ich es ganz kurz, das ist
völlig klar! Wir haben den Gesetzesantrag einge-
bracht, der Gesetzesantrag ist vom Parlament bera-
ten worden, auf Ihren Wunsch hin überwiesen wor-
den. Wäre es so gelaufen, wie wir es für richtig ge-
halten hätten, dann hätten die Beamten im öffentli-
chen Dienst schon mit ihren Gehaltsabrechnungen
für Februar 2008 ihre Gehaltserhöhung bekommen.
Die CDU-Fraktion war dafür, die 2,9 Prozent zum 1.
Januar 2008 umzusetzen, wir haben das Gesetz ein-
gebracht, Sie haben es verhindert, und wenn es be-
schlossen worden wäre, wäre es jetzt auch im Haus-
haltsplan finanziert worden.

Die Gedanken, die Sie sich jetzt machen, hätten
Sie sich schon viel früher machen können, Herr Dr.
Sieling! Das Gesetz ist finanzierbar, die Beamten im
öffentlichen Dienst haben es verdient, dieses Geld
zu bekommen, und deswegen wäre es schön, wenn
wir heute in zwei Lesungen darüber abstimmen wür-
den, die Besoldungsanpassung zum 1. Januar 2008
um 2,9 Prozent zu machen. Wir würden es auf jeden
Fall entsprechend beschließen.

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Ich komme zu einem allerletzten Satz, Herr Präsi-
dent.

Präsident Weber: Herr Abgeordneter, wir haben
das sehr großzügig gehandhabt hier oben. Sie sind
jetzt aber weit über – –.

Abg. Röwekamp (CDU): Ja, aber den Schlussap-
plaus wollen Sie mir ja nicht nehmen! Also, ich komme
zum allerletzten Satz, meine Damen und Herren!
Während der Senat für viele Konzepte wie zum Bei-
spiel das Hafenstrukturkonzept und andere wirtschaft-
liche Konzepte kein Geld hat, hat er das Geld bei der
Frage kostenloses Mittagessen, bei der Frage Ganz-
tagsschule, bei der Frage entsprechend Verstärkung
für unter Dreijährige kein Konzept, aber Geld!

Meine Damen und Herren, mein Appell ist: Brin-
gen Sie im Zuge der jetzt laufenden Haushaltsbera-
tungen Konzepte und Geld zusammen, dann haben
Sie uns an Ihrer Seite! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wie der
Volksmund schon so schön sagt: Bei Geld hört die
Freundschaft auf. Ich denke, so ist auch dieser Haus-
halt geworden. Finanzsenatorin Karoline Linnert hat
schon im Wahlkampf immer wieder gesagt, dass sie
keine Versprechen, besonders keine sozialen Verspre-
chen machen will, sondern eine ehrliche und trans-
parente Haushaltsführung machen wird. Meine Da-
men und Herren, das hat sie eingehalten: ehrlich,
transparent, aber auch kein Euro mehr zur Behebung
der sozialen Schäden durch zwölf Jahre Große Koa-
lition. Sie hat – Zitat aus der „taz“ vom 19. Januar –
„50 Millionen zusammengekratzt“, 50 Millionen Euro,
zu denen es, wie es alle neoliberalen Politiker die-
ses Hauses fordern, parteiübergreifend eine solide
Gegenfinanzierung gibt.

Gegenfinanzierung, dieses fast schon harmlose Wort
bedeutet, dass für jeden Euro, den es an der einen
Stelle mehr gibt, an der anderen Stelle einer weg-
genommen wird. In der sozialen Realität dieser Stadt
bedeutet das, um das einmal ein bisschen plastisch
vor Augen zu führen, dass zum Beispiel die Betreu-
ung und Unterbringung außerhalb der Familie 2
Millionen Euro weniger bekommt, dass die Hilfen für
Erwachsene mit Behinderungen 6,5 Millionen Euro
weniger bekommen, dass die Hilfen für Wohnungs-
notfälle 2 Millionen Euro weniger bekommen, aber
auf der anderen Seite der Tagesbetreuung im Sinne
der Kleinkindförderung – was wir gut finden – 7
Millionen Euro dazugeschlagen werden.

Das ist vielleicht solide gerechnet, meine Damen
und Herren, das hat eine solide Gegenfinanzierung,
aber das bedeutet doch, dass der Staat und die Staats-
ausgaben schlank gehalten werden. Da sich leider
nur Reiche einen schlanken Staat leisten können, ist
das letztendlich nur die Umsetzung oder die Fortset-
zung der Umverteilung der Großen Koalition von un-
ten nach oben, dieses Mal nur mit rot-grünem Sah-
nehäubchen.

(Beifall bei der Linken – Abg. G ü n t h n e r
[SPD]: Sie gehen intellektuell auch ganz flach

durch heute!)

Lassen Sie mich ein weiteres Beispiel anführen! Die
Kulturzentren Lagerhaus und Schlachthof, zwei über
die Region hinaus bekannte kulturelle Bremer Be-
sonderheiten, bekommen 3000 Euro mehr. Das fin-
de ich natürlich gut! Auf der anderen Seite wird das
Medienzentrum Kino 46 – eine ebenso bekannte kul-
turelle Bremer Besonderheit – mit minus 330 000 Euro
2008 und minus 180 000 Euro in 2009 mehr oder min-
der abgewickelt. Ich frage Sie: Was soll das für eine
Systematik sein? Ich vermute, das ist die Systematik
„Augen verbinden und mit dem Finger auf eine lange
Liste tippen“. Das, meine Damen und Herren, finde
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ich, ist aber keine solidarische oder verantwortliche
Haushaltspolitik.

Bei dieser Gegenfinanzierung, wie ich sie eben skiz-
ziert habe, ergeben sich aber auch ganz sonderbare
politische Konstellationen. Wenn Sie den Posten „öf-
fentliche Schulen der Stadtgemeinde Bremen“ neh-
men, sollen diese gegenüber dem Haushaltsanschlag
von 2007  8 Millionen Euro weniger bekommen, davon
5 Millionen Euro im Personalbereich. Demgegenüber
erhalten die durchgängigen Gymnasien 1,25 Milli-
onen Euro mehr. Da frage ich doch einmal so ganz
leise: Gab es da nicht einmal eine Debatte über Pisa
und mehr Lehrer? Gab es da nicht einmal eine hefti-
ge Debatte gegen die CDU und ihre einzig selig ma-
chenden Gymnasien?

Als Zwischenfazit für uns als Linke möchte ich sa-
gen: Wir werden in der Haushaltsberatung in den
nächsten Wochen im Detail darlegen, dass die zusam-
mengekratzten 50 Millionen Euro nur ideologische
Leuchttürme sind, die durch ihre Gegenfinanzierung
eben an anderer Stelle tiefe Löcher in die soziale Sub-
stanz dieser Stadt reißen. So jedenfalls, sehr geehr-
te Damen und Herren, lässt sich dieses Gemeinwe-
sen nicht retten.

(Beifall bei der Linken)

Wenn man vielleicht auch noch einmal fragt – die
Frage ist auch sicherlich berechtigt –, woher das Geld
kommen soll, dann sind wir mit der Finanzsenatorin
Linnert einer Meinung: Bremen wird sich nicht am
eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen können. Aber
wenn dem so ist, dann können wir Sie nur auffordern,
mit dieser sahnebetupften Umverteilungspolitik von
unten nach oben aufzuhören, denn außer weiterer
sozialer Demontage bringt auch sie nichts!

(Beifall bei der Linken)

Lassen Sie uns gemeinsam auf der Bundesebene
dafür sorgen, dass der Länderfinanzausgleich, so, wie
es mein Kollege vorhin auch gesagt hat, entsprechend
geändert wird, dass Herr Kröning in der Föderalis-
musdebatte II zurückgepfiffen wird, dass eine gerechte
Erbschaftsteuer auf den Weg gebracht wird, eine Wie-
derbelebung der Vermögensteuer erfolgt, eine Re-
form der Einkommensteuerung auf den Weg gebracht
wird und ein Umbau der Mehrwertsteuer vorange-
trieben wird.

(Beifall bei der Linken)

Unser Credo lautet: Umverteilung von unten nach
oben stoppen, Einkommen und Vermögen gerech-
ter verteilen, die öffentliche Hand stärken! – Danke
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Nach einer lan-
gen Debatte nur ein paar Bemerkungen von mir an
dieser Stelle, um es nicht zu sehr zeitlich ausufern
zu lassen! Ich möchte auch – das habe ich vorhin an-
gedeutet – die Opposition in ihrer ganzen Breite wahr-
nehmen, mich nicht nur mit der CDU auseinander-
setzen, sondern Ihre beiden Beiträge, Herr Rupp und
Herr Erlanson, haben mir schon sehr zu denken ge-
geben.

(Abg. E r l a n s o n  [Die Linke]: Das ist
gut so!)

Ich verstehe es nicht, wie eine Erkenntnis, die sich
in der ganzen Welt verbreitet hat und die auch von
den Fakten her überhaupt nicht umzuwerfen ist, näm-
lich dass – wenn Sie in einem Land oder in einem
Gemeinwesen eine Überschuldung, eine Hyperver-
schuldung haben – die Menschen, die am Ende zuerst
die Betroffenen sein werden, die Armen und die Be-
schäftigten sind, wenn man eine Überschuldungssi-
tuation nicht in den Griff bekommt. Dass diese Er-
kenntnis bei Ihnen nicht angekommen ist, kann ich
mir schlichtweg nicht erklären, denn sonst könnten
Sie hier nicht so reden, als ob das Schulden Machen
und immer mehr Schulden Machen überhaupt kein
Problem und überhaupt kein Thema wäre!

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Ein-
nahmen!)

Die Betroffenen, die zuerst in einer Situation, in der
der Staat oder das jeweilige Gemeinwesen am Ende
ist, darunter leiden, sind die Ärmsten der Armen. Das
ist in anderen Ländern so, und das ist in Bremen und
woanders so. Wenn Sie das nicht begriffen haben,
dann – tut mir leid – haben Sie ein Stück weit die Le-
gitimation, in dieser Haushaltsdebatte ernst genom-
men zu werden, verspielt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Herr Erlanson sagt, Gegenfinanzierung bedeutet,
dass, wenn etwas an der einen Stelle dazukommt,
woanders etwas wegfallen muss. Das ist in einem
Rahmen von Finanzmitteln, die zur Verfügung ste-
hen, in der Tat eine richtige Erkenntnis. Deswegen
ist es natürlich so, dass Sie hätten sagen müssen,
entweder wir weiten die Verschuldung grenzenlos
aus und kümmern uns nicht um die Folgen – ich habe
gerade etwas zu den Folgen gesagt – oder aber, wenn
wir an der einen Stelle einen noch stärkeren Schwer-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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punkt setzen wollen, dann machen wir Vorschläge,
bei denen an der anderen Stelle in der Tat etwas
wegfallen muss.

Sie haben dann in der weiteren Rede in einem
Nebensatz zur Finanzsenatorin gesagt, das ist viel-
leicht solide gerechnet, was Sie hier vorlegen. Ge-
nau so ist es, das ist solide gerechnet, aber Ihre Rede
war nicht solide gerechnet, denn Sie hätten natür-
lich solide gerechnete Gegenvorschläge machen müs-
sen, wenn Sie in diesem Dialog mit dem Senat ernst
genommen werden wollen, meine Damen und Her-
ren von der Linkspartei!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Eine kurze Bemerkung zur zweiten Rede von Herrn
Röwekamp! Ich finde es richtig und wichtig – das
haben wir auch deutlich gemacht, Herr Dr. Sieling
und ich –, dass die CDU sich hier in diesen entschei-
denden Fragen zur Föderalismusreform und zur
Karlsruhe-Klage noch einmal dazu bekannt hat, mit
dem Senat, mit der Koalition an einem Strang zu zie-
hen. Das ist auch keine Selbstverständlichkeit. Es gibt
auch Oppositionsparteien, die sich anders geäußert
haben. Das begrüße ich sehr. Ich finde, dass es ein
hohes Gut ist, das wir in dieser heiklen Phase, die uns
in den nächsten Jahren bevorsteht, hüten sollten, weil
wir in der Tat bei dem üblichen Spiel zwischen Re-
gierung und Opposition genau an diesem Punkt, an
dem es an die Existenz geht – wie immer bei exis-
tenzgefährdenden Situationen, das können auch
einmal andere sein, hier ist es jetzt unsere finanziel-
le Notlage – zusammenhalten müssen. Deswegen
finde ich die Einlassungen von Herrn Röwekamp zu
dem Versuch, der auch in anderen Bundesländern
und beim Bund bei den Kollegen der CDU zu spü-
ren ist, ausdrücklich gut.

Sie haben auch den bayerischen Ministerpräsiden-
ten – gewiss eine Schlüsselfigur – im Rahmen der
Föderalismusverhandlungen erwähnt, dort für eine
Unterstützung Bremens zu werben. Sie haben sich
dann allerdings doch noch einmal in einem zweiten
Teil wieder mehr mit der Kritik beschäftigt, auch das
ist legitim, an diesem Haushalt und sind wieder zu-
rückgekommen auf die Frage: Reicht das Mittages-
sen aus? Ich glaube, der Bürgermeister, die Finanz-
senatorin, niemand aus den Fraktionen behauptet,
dass man die soziale Lage der Menschen mit einem
kostenlosen Mittagessen ändert. Wir haben nur ge-
sagt: Kinder haben Hunger und brauchen etwas zu
essen. Wenn wir dazu beitragen können, dann wol-
len wir das tun, weil wir dafür die Mittel bereitstel-
len wollen, das haben wir gesagt.

Dann haben Sie gesagt, Bildung wäre wichtig. Da
sagen wir, in diesem Haushalt können Sie es nach-
lesen: Drei weitere Ganztagsschulen pro Jahr, das hilft
diesen Menschen dauerhaft und hilft auch den Kin-
dern, dann wieder auf einen Weg zu kommen, der

ihnen auch nachhaltig hilft. Sie können im Haushalt
nachlesen, dass wir hier sehr viel tun, nicht nur Ganz-
tagsschulen, sondern eine ganze Menge mehr.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dann haben Sie versucht zu erklären, wieso 28 oder
35 eingestellte Polizeibeamte auf die Zielzahlen be-
zogen am Ende mehr sind als die 260, die die rot-grüne
Koalition einstellen will. Da muss man mathematisch
fantasievoll sein, um das nachzuvollziehen,

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Mengenlehre!)

aber das wollen wir auch nicht vertiefen. Ich finde
es ausdrücklich richtig, obwohl der Personalhaushalt
so angespannt ist, dass wir bei den Lehrerinnen und
Lehrern und bei den Polizistinnen und Polizisten ein
Zeichen gesetzt haben.

Man muss allerdings auch sagen, bei der Einbrin-
gung des Haushalts hat es die Finanzsenatorin ge-
sagt: Das bedeutet natürlich, dass an anderer Stelle
sehr drastische Personaleinsparquoten angewendet
werden. Genau, wie Herr Erlanson sagt: Wenn an der
einen Seite etwas dazukommt, muss an der anderen
Seite etwas weggenommen werden. Genauso ist es
dann auch, dazu müssen wir uns dann auch beken-
nen. Wir müssen uns dazu bekennen, dass wir dann
in Verwaltungen, die weiter von den Bürgerinnen und
Bürgern entfernt sind, als es zum Beispiel die Leh-
rerinnen und Lehrer und die Polizei sind, aber auch
die Beschäftigten in den bürgernahen Dienstleistun-
gen, sehr ehrgeizig und sehr anstrengende für die
Betroffenen, Personaleinsparquoten haben. Das ist
keine Selbstverständlichkeit und auch nichts Leich-
tes für die Beschäftigten, sondern das ist etwas, das
sehr mühsam umzusetzen sein wird.

Dann haben Sie am Ende noch einmal zur Besol-
dung gesprochen, dass es, wenn es nach Ihnen gin-
ge, in der Tat zum 1. Januar die 2,9 Prozent gege-
ben hätte. Dann haben Sie einen Punkt gemacht und
Ihren Abschlussapplaus bekommen, und Sie haben
einfach den weiteren Satz vergessen. Wie Sie es denn
dann finanziert hätten, das haben wir bis heute nicht
gehört, und darauf warten wir!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vielleicht kommt es in der zweiten Lesung, dass
Sie uns erzählen, wie man es finanziert. Die Koaliti-
on arbeitet an einer Finanzierung für eine Lösung der
Frage der Beamtenbesoldung, genau im Erlanson-
schen Sinne. Wir brauchen nämlich eine Gegenfinan-
zierung, und wenn wir den Rahmen, den Sie selbst
anerkannt haben, nicht überschreiten wollen, einfach
zu sagen, jetzt gebt den Beamten einmal ganz schnell
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2,9 Prozent mehr, ohne sich dazu zu äußern, wie das
denn nun finanziert werden soll, ist einfach auch wie-
der ein kleines Stückchen zu wenig.

Wenn dieser Satz noch mit einem vernünftigen Kon-
zept gekommen wäre, dann wäre es in der Tat der
versöhnliche Abschluss der Debatte gewesen, den Sie
vielleicht angestrebt haben. So bleibt doch ein klei-
ner Nachgeschmack übrig, dass Sie doch eigentlich
nur wieder Stimmung draußen im Lande machen
wollten. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Herr Präsident, mei-
ne Dame und Herren! Herr Dr. Güldner, ich glaube,
Sie haben nicht zugehört! Sie haben nicht zugehört,
als Herr Rupp und Herr Erlanson Ihnen das vorge-
tragen haben, was Ihnen wehtut, was Sie nicht hö-
ren können und nicht hören wollen! Es liegt am Thema
Vermögensteuer, es liegt am Thema Erbschaftsteu-
er, es liegt am Länderfinanzausgleich, es liegt an der
Steuerzerlegung, es liegt an der Einwohnerwertung.
Dies alles müssen Sie zusammenzählen und dann
kommen Sie auf hohe Beträge. Es sind Ihnen auch
die Beträge in dem Zusammenhang genannt worden.
Da tun Sie so, als wenn Sie das einfach nicht gehört
haben! Ich muss doch schon bitten, sich dann nicht
zu beschweren, dass Sie etwas nicht mitbekommen
haben, wenn Sie selbst nicht darauf achten.

Es fällt Ihnen schwer, denn wir haben genau da
den Finger in die Wunde gelegt, wo Sie nämlich zu
kurz springen! Sie, wir alle und die Leute, die hier
leben, brauchen für dieses Bundesland eine Sanie-
rung der Einnahmen. Wenn Sie das doch einmal bitte
netterweise mit uns verstehen würden! Wir müssen
nicht sparen, sparen, sparen bis auf die Knochen und
noch weiter!

Wir brauchen eine Sanierung auf der Einnahme-
seite. Das ist der Hauptgrund für die Schulden, und
dafür müssen wir uns einsetzen. Bringen Sie doch
einmal diesen Wechsel, dass Sie auch in Karlsruhe
und Ihren Parteizentralen in Berlin gegenüber einmal
den Mut beweisen, das zu tun, wofür Sie hier gewählt
worden sind: dass Sie für die Menschen und für das
soziale Fundament hier in diesem Land streiten und
sagen, wir unterwerfen uns nicht dieser Umvertei-
lung von unten nach oben, wie meine Vorredner er-
wähnt haben, wir wollen wieder eine soziale Politik
machen, und wir wollen, dass das Geld, das in die-
sem Land jeden Tag von den arbeitenden Menschen
erwirtschaftet wird, diesen Menschen auch zugute-
kommt, auch in sozialer Infrastruktur!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Streiten Sie dafür, stellen Sie entsprechende An-
träge mit uns zusammen im Bund! Sie können das,
wir haben das an anderen Beispielen gesehen! Keh-
ren Sie die Politik in diese Richtung und unterwer-
fen Sie sich nicht dieser Art von kleinkrämerischer
Sparpolitik, die immer nur das Allerschlimmste ver-
hindern will, aber die leider den begonnenen Weg
von Schwarz-Rot fortsetzt! – Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen der Fraktion Linkspartei!

(Zurufe von der Linken: Die Linke!)

Ja, dazu komme ich gleich!

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist alles nicht so sehr links, finde ich!

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Sie
wissen es besser, Herr Sieling!

Natürlich ist es so, dass wir die Einnahmesituati-
on der öffentlichen Haushalte verändern und verbes-
sern müssen. Natürlich ist es so, dass auch steuerpo-
litisch Dinge anders gestaltet werden müssen. Es ist
die SPD-Fraktion, die der Bürgerschaft einen Antrag
zur Reform der Erbschaftsteuer vorgelegt hat. Natür-
lich ist das alles richtig und wahr, aber der Haushalt
dieses Landes muss sich unter Rahmenbedingungen
bewegen. Da hilft es überhaupt nichts, wenn wir uns
Herrn Beilkens Allgemeinplätze anhören müssen

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

oder auch von Ihnen, Herr Erlanson, diese Hinwei-
se auf unterschiedliche Dinge, die man teilweise übri-
gens auch nicht machen sollte, das will ich auch deut-
lich sagen, aber andere, die wir hier eben nicht ver-
ändern können. Das hilft uns überhaupt nicht, denn
wir müssen hier Politik für Bremen und Bremerha-
ven machen.

Da bin ich bei dem Punkt, der mich ein bisschen
erstaunt hat, nämlich mit welcher Art und Weise der
Kollege Rupp diesen Haushalt bewertet hat. Hierher
zu kommen und zu sagen, dieser Haushalt würde dazu
führen, dass man in Bremen keine Kinder mehr be-
kommen kann und sollte

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Stimmt nicht!)
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und dass man sie sich bald kaufen müsse, damit wird
es dann zynisch! Dann zu behaupten, das sei ein Haus-
halt sozialer Kälte – ich finde, so geht das nicht, und
ich finde im Übrigen, es gehört dazu, wenn man links
sein will, dann muss man auch zu Bremen und Bre-
merhaven stehen und nicht so über diese beiden Städ-
te reden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe vorhin, der Kollege Woltemath sprach es
an, in der Tat natürlich von 3 Fraktionen gesprochen,
weil ich mich mit den Argumenten von Herrn Röwe-
kamp auseinandergesetzt habe, Herr Kollege Wol-
temath, und eher noch einmal über die Kontinuität
im Übergang der jüngeren Vergangenheit geredet
habe. Ich sage das hier extra deshalb, weil es ja nicht
nur so ist, dass wir es sehr wohl, und ich finde, auch
angenehm in der Lebendigkeit wahrnehmen, dass
wir jetzt 5 Fraktionen haben, sondern weil wir auch
sehr aufmerksam sehen, wie von Ihrer Fraktion so
mancher gute Hinweis, das will ich auch einmal sa-
gen, und gute Initiative kommt, die wir auch hier schon
gemeinschaftlich unterstützt haben. Aber eines, sage
ich Ihnen, machen wir nie: Das war ja Reizreaktion.
Ich habe das mit der Gewoba angesprochen, damit
Sie hier sagen, Sie wollen sie verkaufen. Diesen Fehler
lassen Sie einmal sein! Damit kommen Sie nicht durch
in Bremen und Bremerhaven.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich freue mich sehr, Herr Röwekamp, wie deutlich
und klar Sie sich hier noch einmal zu dem zentralen
Kurs dieses Landes gestellt haben, den wir in der Tat
in der vergangenen Legislaturperiode gemeinsam
erarbeitet haben. Das ist richtig gut und wichtig. Herr
Güldner hat hier eben auch schon die wichtigen und
richtigen Sachen dazu gesagt. Das ist eine Grundla-
ge dafür, dass wir weiterkommen, und es waren wich-
tige Aussagen.

Ich teile natürlich nicht die Haltung und auch nicht
die Erläuterungen zu den Thematiken, wir würden
hier nur ein Konzept der Förderung im Sozialbereich
machen, die auf Alimentation hinausläuft. Diesen
Unsinn mit der sozialistischen Gemeinschaftsschule
müssen Sie wahrscheinlich machen, Herr Rohmey-
er braucht das auch immer für seine Psyche, dass man
das hier propagiert.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Das hat
nichts mit Psyche zu tun!)

Wir machen eine ganz solide Politik, und schauen
Sie unseren Koalitionsvertrag an: Dort können Sie
weder dem Bürgermeister noch sonst jemanden vor-
werfen, wir hätten kein Konzept. Dieser rot-grüne

Koalitionsvertrag ist ein Konzept für Armutsbekämp-
fung und für den sozialen Zusammenhalt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dazu gehört das Mittagessen für bedürftige Kin-
der, dazu gehört die dort dargelegte Bildungspolitik,
die wir weiter konkretisieren müssen, und ich bin
sicher, dass das auch der Weg ist, den wir gehen müs-
sen.

Zu den Polizisten und der Besoldung muss ich sa-
gen: Ich finde es auch wichtig, man muss ja manchmal
auch ein bisschen mit Dingen aus der Vergangenheit
abräumen, dass Sie hier sagen, dass es ein Fehler war,
den Sie dort gemacht haben, Herr Röwekamp. Ich
kann hier auch viele Dinge sagen, das habe ich auch
immer gemacht, und das finde ich den richtigen Stil,
wenn man Fehler gemacht hat, dass man sie benen-
nen muss. Das ist menschlich, wenn einmal etwas
schiefgelaufen ist, oder auch konstellationsbedingt.
Was wir doch nur in der Kritik haben, und dabei bleibe
ich: Wir haben die letzten Haushaltsberatungen für
den Doppelhaushalt 2006/2007 in der Großen Koa-
lition gemacht, und es gab vorher die große Kampa-
gne „100 Polizisten mehr“.

Wir haben mit dem ehemaligen Fraktionsvorsitzen-
den Herrn Perschau und Herrn Pflugradt, der damals
der haushalts- und finanzpolitische Sprecher war, zu-
sammengesessen und als SPD-Fraktion gesagt: Jetzt
müssen Sie mit einem Haushaltsantrag kommen. Das
haben Sie nicht gemacht, und das war eben ein rich-
tiger weiterer Fehler, aber auch etwas Unverständ-
liches, weil wir natürlich darüber auch außerhalb der
Sitzung gesprochen haben.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber wenn
es richtig ist, hätten Sie den Antrag auch stel-

len können!)

Das war das Thema, das wollten wir sozusagen
Ihnen überlassen, Sie sind damit nicht gekommen,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Dann
macht man das Richtige gar nicht!)

und wir konnten in dieser Koalition nicht die Dinge
reparieren, die Sie in Ihrem Haushalt nicht hinbekom-
men haben.

Im Übrigen haben wir jetzt auch in dem Haushalt
für das Innenressort, glaube ich, etwas Solides auf
die Beine gebracht. Ich erwähne das hier aber be-
sonders deshalb, Herr Röwekamp,

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

weil ich möchte, dass man nicht nur Fehler bekennt,
sondern auch aus Fehlern lernt. Aus Fehlern lernen
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heißt dann, dass es eine Verbindung gibt zu Ihrem
damaligen Umgehen mit der Frage der Finanzierung
für Stellen für die Polizei und Ihrem heutigen Um-
gehen mit der Beamtenbesoldung. Sie haben hier
wieder nichts gesagt. Aber darum geht es: Finanzie-
rungsvorschläge zu machen und nicht zu sagen,
bekennt euch, beschließt einfach und macht etwas
Unsolides. Das könnten alle! Das gehört aber nicht
in die Verantwortung. Darum reden wir, und das brau-
chen wir.

Ich bin sehr gespannt auf das, was Sie in den nächs-
ten Wochen vorschlagen. Ich bitte nur – den Hinweis
will ich machen und aufnehmen, was die Finanzse-
natorin in ihrer Einleitung gesagt hat –: Legen Sie uns
keine Vorschläge vor, bei denen Sie den Eindruck
erwecken, in der Risikovorsorge, die 33 Millionen Euro
für 2008 und 36 Millionen Euro für 2009 benötigt, sei
groß Luft, und da könne man etwas machen. Das sind
teilweise gesetzlich vorgeschriebene Dinge, die wir
werden machen und angehen müssen, wo wir die
Höhe nur noch nicht genau wissen.

Ich sage auch, es gibt auch weitere Risiken, die
auftreten können. Gestern ist die Entscheidung ge-
troffen worden, dass die Pendlerpauschale verändert
werden muss. Es sind jedenfalls gestern in „buten un
binnen“ auch Schätzungen genannt worden, ich halte
sie noch für ein bisschen zu hoch, dass 14 Millionen
Euro als Mindereinnahmerisiko auf Bremen zukom-
men, wenn das passiert. Mit so etwas müssen wir
umgehen, und deshalb brauchen wir dort auch die
Möglichkeit, diesen Haushalt solide zu fahren, weil
wir für das Jahr 2008 natürlich nicht in wenigen Mo-
naten mit einem Nachtragshaushalt kommen wollen
und auch nicht kommen werden. Deshalb werden wir
da sehr vorsichtig sein in den Haushaltsberatungen.

Ich darf damit enden: Herr Röwekamp hat hier
gesagt, dieser Senat würde sich mit sich selbst be-
schäftigen. Das war ein Vorwurf, ich glaube, den sieht
keiner so, außer vielleicht in Ihrer Fraktion. Dieser
Senat beschäftigt sich mit den Problemen, die vor-
liegen, und das zeigt auch dieser Haushalt, und die-
ser Haushalt zeigt: Hier kümmern wir uns um die
Menschen in Bremen und Bremerhaven, wir küm-
mern uns darum, dass Bremen und Bremerhaven
wachsende Städte sind, dass sich die Wirtschaft ent-
wickeln kann und dass wir eine Zukunft als selbst-
ständiges Bremen haben. Das ist dieser Haushalt, das
ist die Politik dieser rot-grünen Regierung. – Herzli-
chen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Angesichts der vorgerückten Zeit
möchte ich nur ganz kurz zwei Sätze sagen, und auch

wirklich nur zwei! Wir hatten ja gestern die Debatte
über Alt- und Jungparlamentarier. Herr Dr. Sieling,
ich bedanke mich für das Lob, aber ich halte den Ver-
kauf der Gewoba nicht für einen Fehler. Ich denke,
man sollte in die Debatte einsteigen, weil es eine we-
sentliche Debatte ist und weil es auch ein wesentli-
cher Beitrag zur Sanierung Bremens sein könnte.

(Zuruf von der SPD: Quatsch!)

Deshalb werden wir dort daranbleiben. – Ich be-
danke mich!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Hier sind ein paar
Fragen angeklungen, die ich gern kurz beantworten
möchte! Eines darf ich aber vielleicht einmal sagen:
Das Gute an Haushaltsberatungen ist, dass der ganze
große Qualm sich irgendwann in Zahlen niederschla-
gen muss.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist vielleicht in der ersten Lesung nicht unbedingt
so, aber früher oder später müssen wir das zusam-
men schaffen, und dann werden wir sehen, was Sub-
stanz und was Rauch ist. Wir werden sehen!

Ich habe mich gefreut, dass Herr Röwekamp in
seinem zweiten Beitrag sich noch einmal ganz klar
dazu bekannt hat, dass er die Architektur der Karls-
ruher Klage unterstützt. Ich finde es wichtig, dass wir
das hier zusammen tun. Dann müssen Sie sich aber
die Architektur Ihrer Investitionsargumentation noch
einmal genau anschauen! Wenn Sie auf der einen
Seite sagen, die Karlsruher Zahlen, sinkende Inves-
titionsausgaben, das wollen wir einhalten, aber im
Grunde wollen wir noch mehr investieren, und die
Vorbelastungsfinanzierungspraxis der letzten Jahre
rechtfertigen wir auch, und man kann ruhig damit
auch ein bisschen weitermachen – so habe ich Sie
verstanden –, dann geht das nicht miteinander kon-
form.

Es ist so, Sie haben ja das Auswanderermuseum
angesprochen, und ich habe mich wirklich sehr da-
rüber gefreut, es hat ja weit mehr Besucherinnen und
Besucher, als geplant war. Die Grünen haben dem
im Übrigen zugestimmt, trotz Kapital – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nicht der
Finanzierung!)

Nicht der Finanzierung, nein! Es war auch richtig,
der Finanzierung nicht zuzustimmen, weil ich fest
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davon überzeugt bin, dass die Finanzierungspraxis
der letzten Jahre, Dinge in diesem Ausmaß über sehr
lange Zeiträume zu finanzieren, ein Fehler gewesen
ist. Weit über 50 Projekte, schauen Sie sich die An-
lagen zum Haushalt an, sind es gewesen, bis hin zu
Gebrauchsgütern wie Polizeiautos und Schulbücher.

Wenn man zu dem Instrument der Kapitaldienst-
finanzierung greift, muss man gleichzeitig investive
Ausgaben im Haushalt in gleicher Größenordnung
sperren, um nicht einfach nur eine rechtswidrige
Ausweitung des Haushalts nach sich zu ziehen. Schau-
en Sie sich die Projekte an: Diese Art der Vorbelas-
tung zukünftiger Haushalte ist leider einer der ganz
zentralen Kritikpunkte, die Bremen auf Bundesebe-
ne entgegengehalten werden, dass das ein Fehler
gewesen ist! Es ist richtig, wenn Sie sagen, man kann
große Finanzierungsbrocken nicht in ein oder zwei
Haushaltsjahren abfinanzieren, das bezieht sich ja
besonders auf die Hafeninvestitionen, aber die Art
der Kapitaldienstfinanzierungspraxis, die Bremen
gewählt hat, geht auf keinen Fall so weiter.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie haben gesagt, Sie halten es für einen Fehler,
dass der Senat die 80 Millionen Euro Sozialhilfe nicht
auf den Vollzug schiebt. Herr Röwekamp, das dür-
fen wir gar nicht! Das sind wirklich auch die Fehl-
entwicklungen der letzten Jahre gewesen, dass man
sich vor den gesetzlichen Vorgaben, dass ein Haus-
halt das enthalten muss, was mit relativer Sicherheit
prognostiziert werden kann, gedrückt hat. Wenn wir
das nicht tun würden, so wie wir es jetzt tun, dann
verschafften wir uns kurzfristig Luft, aber letztendlich
müssten wir dann ganz sicher spätestens im Sommer
mit einer riesigen Gewaltaktion wie letztes Jahr auch
eine Umlage über alle Ressorts legen.

Das dürfen wir nicht, und das wollen wir auch nicht!
Es macht die Planungssicherheit in den Ressorts
kaputt, es zerstört die Verlässlichkeit, und es sägt an
den Grundlagen der seriösen Haushaltswirtschaft. Das
ist gerade eine Politik gewesen, der dieser Senat eine
klare Absage erteilt hat, aber Sie können dann ja
Haushaltsanträge stellen, wo Sie dieses Geld ander-
weitig ausgeben. Ich bin gespannt, wie Sie das ma-
chen wollen!

Sie haben ein paar Fragen gestellt, wo Geld ver-
steckt ist oder wo wir etwas nicht eingestellt haben.
Das will ich noch ganz schnell beantworten: Die ver-
sprochenen Mittel für die Haushaltsjahre 2008 und
2009 für die Jacobs-Universität werden in einer Ab-
sprache zwischen Jacobs-Universität, Universität und
der Wirtschaftsförderung aus dem WAP erbracht, sie
sind also eingestellt, und das ist auch versprochen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Hört,
hört!)

Die von Ihnen angesprochene BIG- und BAB-Lö-
sung ist kurz vor dem Abschluss, aber einen Teil
kennen Sie schon, nämlich die Darlehensumstellung
der Wirtschaftsförderung aus dem Haushalt der BAB,
und es ist so, dass BIG und BAB zur Haushaltssanie-
rung beitragen, indem Mittel, Rückstellungen und
Rücklagen, die in beiden Gesellschaften gegründet
wurden, in den Haushalt transferiert wurden.

Krankenhauskonzept! Das haben Sie moniert, das
haben wir nicht eingestellt. Ja, das haben wir in der
Tat nicht, so wie in den letzten Jahren auch nicht. Ich
weiß nicht, ob ich Ihren Beitrag so verstehen darf, dass
Sie möchten, dass die kommunalen Krankenhäuser
dauerhaft aus dem Haushalt subventioniert werden.
Ich hoffe nicht, dass Sie das so gemeint haben! Ich
glaube nicht, dass wir das tun sollten und können.
Wir müssen mit den Krankenhäusern jetzt vor dem
Hintergrund der finanziellen Entwicklung an einem
Konzept arbeiten, wie sie in Zukunft ohne öffentli-
che Zuschüsse auskommen können, und da werde
ich jetzt wohl kaum größere Millionenbeträge in den
Haushalt einstellen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber zur
Abfinanzierung der Lasten!)

Die Abfinanzierung müssen die Krankenhäuser selbst
schaffen.

A 281! Die 5 Millionen Euro für den fünften Pla-
nungsabschnitt stehen im Haushalt des ASV. Dann
haben Sie noch nach dem JadeWeserPort gefragt. Ist
das Ihr Ernst, dass wir in dieser Situation, in der es
völlig unterschiedliche Rechtsauffassungen darüber
gibt,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Die 19
Millionen sind doch unstrittig!)

ob die Forderungen berechtigt sind und wie sie zwi-
schen Niedersachsen und Bremen aufgeteilt werden
sollen, ist es wirklich Ihr Ernst, dass wir das jetzt in
den Haushalt einstellen sollten? Ich finde nicht, dass
man das tun sollte.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Als
Risikostruktur!)

Was mit dem Risikostrukturfonds gemeint war,
wurde ja hier schon mehrfach erklärt!

Herr Woltemath, die Gewoba! Wir können es viel-
leicht auch noch einmal im Haushaltsausschuss vor-
legen. Sie schaden Bremen damit, wenn Sie die Ge-
woba verkaufen! Es ist einfach so!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Nicht nur den Mieterinnen und Mietern! Schauen Sie
sich einmal an, was mit der Bremischen passiert ist!
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Das ist doch wirklich das Modell, an dem man sehen
kann, wie man einer Stadt und den Menschen, die
da leben, auch wirklich schaden kann, sie zum Spiel-
ball machen. Das wollen wir nicht. Wir schaden uns
mit einem Verkauf der Gewoba auch finanziell. Wa-
rum sollen wir das tun in dieser Situation, in der wir
auf jeden Euro Einnahme angewiesen sind?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ihre Behauptung, dass wir über Gesellschaften
Schattenhaushalte haben, weise ich zurück. Ich weise
auch zurück, dass wir keine Rechenschaft über alle
Gesellschaften ablegen. Schauen Sie sich den Betei-
ligungsbericht an! Wir geben detailliert über die
Gesellschaften Auskunft, in denen wir Mehrheitsge-
sellschafter sind, und über die anderen im Anhang.
Zu sagen, dass dort Schattenhaushalte sind, wie soll
das denn gehen? Jeder Vorstand, der das tut, einer
Gesellschaft vorzustehen und einen Schattenhaus-
halt für die Freie Hansestadt Bremen einzurichten,
würde der Untreue beschuldigt werden. Wir haben
Kredite, es gibt Gesellschaften, die Kredite aufgenom-
men haben, zum Beispiel die Gewoba, denen stehen
aber doch Werte gegenüber. Meinten Sie das mit Schat-
tenhaushalt?

Ich sage Ihnen, es gibt Transparenzprobleme im
Haushalt, was die Sondervermögen betrifft. Das he-
ben wir gerade aus, da legen wir Ihnen genau vor,
wie die Wirtschaftspläne der Sondervermögen sind,
aber die Gesellschaften können schon aus gesell-
schaftsrechtlichen Gründen gar nicht so funktionie-
ren, das weise ich zurück, und das macht der Senat
auch nicht.

Zu Herrn Rupp will ich auch nur kurz sagen, dass
es mich richtig geärgert hat. Sie haben gesagt, wir
kriechen vor Karlsruhe.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Kotau!)

Ich muss Sie doch wirklich sehr bitten! Nach Karls-
ruhe ist der Senat gegangen, weil es nicht mehr anders
ging, weil es keine andere Perspektive mehr gab, um
das zu schaffen, was Sie hier zu Recht fordern, näm-
lich die Einnahmesituation zu erhöhen. Wir führen
einen Konflikt um einen gerechteren Finanzausgleich.
Was Sie immer noch nicht verstehen, ist, dass Ihr Ruf
nach ausufernder Staatsverschuldung unsozial ist. Das
gräbt an den Fundamenten des Staates, der stark sein
muss und möglichst das Geld, das er an Steuerein-
nahmen hat, auch für die Bürgerinnen und Bürger
ausgeben können muss, und nicht, wie wir es mitt-
lerweile haben, 20 Prozent für Zinsen zahlen, wor-
an wir, wenn wir dann mit Bayern konkurrieren, se-
hen, wie groß die Differenz ist.

Sie setzen sich mit der Frage nicht auseinander:
Was bedeutet die ausufernde Staatsverschuldung für

die laufenden Haushalte? Es sei denn, Sie wollen, und
dann müssen Sie das auch irgendwann einmal sa-
gen: Nehmt das Geld von den Banken, aber zahlt nicht
mehr! Dann sagen Sie das! Überlegen Sie sich, was
das für eine Volkswirtschaft bedeutet, wenn Gebiets-
körperschaften solche Wege gehen!

Wir sind auf die Gesetze angewiesen, ob sie mir
im Einzelnen jetzt gefallen oder nicht. Ich teile eini-
ges von dem, was Sie über die Einnahmesituation
gesagt haben. Wir sind aber darauf angewiesen, dass
wir die Gesetze einhalten. Die Gesetze lauten: Ich
muss und darf in den Haushalt das einstellen, was
tatsächlich vorhanden ist. Hoffnungen auf andere
Steuerverteilungen sind wie ein Kanzlerbrief. Ich kann
doch nicht einfach soundso viele hundert Millionen
Euro auf andere Steuerverteilungssysteme, die Bre-
men dann vielleicht hat – wenn man sich wünscht,
dass es dafür eine Mehrheit gibt, das zeichnet sich
ja vielleicht auch gar nicht ab –, in den Haushalt ein-
stellen.

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Dafür muss
man kämpfen! – Lachen bei der SPD und

beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ja, bitte! Kommen Sie einmal mit auf Bundesebe-
ne, und sehen Sie sich das an! Dann sage ich Ihnen
auch noch einmal, ich wollte ja überhaupt nicht mehr
scharf sein, ich habe bisher von den neuen Bundes-
ländern zum Beispiel gehört, wo die Linken ja stark
sind, sie sind die Schärfsten mit großer Polemik und
einem völligen Fehlen jedes Hauchs von Verständ-
nis für Haushaltsnotlageländer und diejenigen, die
am schärfsten dafür kämpfen, dass an diesem Finanz-
ausgleich auch nur kein Jota geändert wird.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Also, der Rat zu kämpfen, da gibt es ziemlich viel zu
kämpfen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zu den Abstimmungen.

Es ist vereinbart worden, bei den Haushaltsgesetzen
zuerst die erste Lesung durchzuführen, um im An-
schluss daran über die Überweisung an den staatli-
chen Haushalts- und Finanzausschuss und an die
Ausschüsse, deren Aufgabenbereiche betroffen sind,
abzustimmen.

Als Erstes lasse ich nun über das Haushaltsgesetz
der Freien Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr
2008 in erster Lesung abstimmen.
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Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt
Bremen für das Haushaltsjahr 2008, Drucksache 17/
204, in erster Lesung beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Die Linke, FDP und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Ich lasse jetzt über das Haushaltsgesetz der Frei-
en Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2009 in
erster Lesung abstimmen.

Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt
Bremen für das Haushaltsjahr 2009, Drucksache 17/
204, in erster Lesung beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Die Linke, FDP und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Bei dem Gesetz zur Änderung der besoldungs- und
beamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften, Druck-
sache 17/206, ist Unterbrechung der ersten Lesung
und Überweisung an den staatlichen Haushalts- und
Finanzausschuss vorgesehen.

Wer der Unterbrechung der ersten Lesung und der
Überweisung des Gesetzes zur Änderung besoldungs-
und beamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften zur
Beratung und Berichterstattung an den staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Der Finanzplan 2007 bis 2011, das ist die Druck-
sache 17/205, soll auch an den staatlichen Haushalts-
und Finanzausschuss überwiesen werden.

Wer der Überweisung des Finanzplans 2007 bis
2011 zur Beratung und Berichterstattung an den staat-
lichen Haushalts- und Finanzausschuss seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Bei den Vorlagen zum Haushalt 2008 und 2009 ist
Überweisung an den staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, federführend, sowie die Ausschüsse,
deren Aufgabenbereiche betroffen sind, vorgesehen.
Dies sind der Rechtsausschuss, der Ausschuss für An-
gelegenheiten der Häfen im Lande Bremen, der Aus-
schuss für die Gleichberechtigung der Frau, der Aus-
schuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, in-
ternationale Kontakte und Entwicklungszusammen-
arbeit, der Ausschuss für Informations- und Kommu-
nikationstechnologie und Medienangelegenheiten,
der Ausschuss für Wissenschaft und Forschung und
der Ausschuss Krankenhäuser im Land Bremen.

Ich lasse jetzt über die Überweisung abstimmen.

Wer der Überweisung der Haushaltsgesetze der
Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2008
und 2009, der Haushaltspläne und der Stellenpläne
für die Haushaltsjahre 2008 und 2009, der Produkt-
gruppenhaushalte für die Haushaltsjahre 2008 und
2009, der produktgruppenorientierten Stellenpläne
für die Haushaltsjahre 2008 und 2009 und der Dar-
legungen zur Begründetheit der Ausgaben im Zusam-
menhang mit einer Überschreitung der Höchstgrenze
für Kreditaufnahme zur Beratung und Berichterstat-
tung an den staatlichen Haushalts- und Finanzaus-
schuss und die entsprechenden Ausschüsse seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, außerdem möchte ich
Sie darum bitten, damit einverstanden zu sein, dass
die bei der Verwaltung der Bremischen Bürgerschaft
noch eingehenden Anträge und Änderungsanträge
zu den Haushalten 2008 und 2009 unmittelbar an den
staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss weiter-
geleitet werden. Die Ausschüsse werden gebeten,
dem Haushalts- und Finanzausschuss Bericht zu er-
statten, dieser wiederum wird gebeten, der Bürger-
schaft (Landtag) einen Gesamtbericht vorzulegen.
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Ich stelle Ihr Einverständnis fest.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt.

Ich danke Ihnen, unterbreche die Sitzung und
denke, wir treffen uns wieder um 14.45 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.10 Uhr)

*
Vizepräsidentin Dr. Mathes eröffnet die Sitzung wieder
um 14.45 Uhr.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die unterbrochene
Landtagssitzung ist wieder eröffnet.

Betriebsbezogene Arbeitsmarkt- und Wirtschafts-
förderung bündeln

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/
Die Grünen

vom 8. Januar 2008
(Drucksache 17/198)

Wir verbinden hiermit:

Doppelstrukturen vermeiden, Arbeitsmarktförde-
rung neu aufstellen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. Januar 2008
(Drucksache 17/214)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Nagel.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Fraktionen von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen legen heute hier einen An-
trag mit dem Titel „Betriebsbezogene Arbeitsmarkt-
und Wirtschaftsförderung bündeln“ vor.

Ich möchte einmal vorausschicken, dass wir zu
Beginn des Jahres 2008 auf eine erfreuliche Entwick-
lung am Arbeitsmarkt blicken können und dass ich
mich trotz aller gegenwärtigen wirtschaftlichen Tur-
bulenzen auf Prognosen verlasse, dass die günstige
Arbeitsmarktentwicklung in diesem Jahr noch anhal-
ten wird. Wir können für das Land Bremen, für Bre-
men und Bremerhaven, auch feststellen, dass wir ers-
tens einen erfreulichen Anstieg der Arbeitsplätze, und
zwar der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze,
zu verzeichnen haben, sogar noch etwas mehr als im
westdeutschen Bundestrend, und dass wir zweitens
einen starken Rückgang der Arbeitslosigkeit im Jahr
2007 gegenüber dem Jahr davor haben. Es ist der nie-

drigste Stand der Arbeitslosigkeit seit 5 Jahren. Die
Arbeitslosigkeit ist gegenüber dem letzten Jahr um
14 Prozent gesunken. Das ist erst einmal sehr erfreu-
lich, vor allem auch deswegen, weil von dieser bes-
seren Arbeitsmarktlage nicht nur die kurzfristig Ar-
beitslosen, sondern jetzt auch die langfristig Arbeits-
losen durchaus profitieren.

Trotzdem, und jetzt kommt das Aber, muss man lei-
der feststellen, dass erstens die Arbeitslosigkeit ins-
gesamt im Lande Bremen immer noch sehr hoch ist,
auch im westdeutschen Durchschnitt, wir liegen immer
noch bei 12,7 Prozent, und dass wir natürlich auch
große regionale Ungleichgewichte haben, sowohl
innerhalb der Stadt Bremen selbst als auch zwischen
Bremen und Bremerhaven. Dazu nur eine oder zwei
Zahlen: Wir liegen in der Stadt Bremen insgesamt bei
11,5 Prozent, in Bremerhaven aber bei 18,5 Prozent.
Insgesamt muss man einfach sagen, die Arbeitslosig-
keit ist hier immer noch zu hoch.

Darüber hinaus ist es auch so, dass die sich immer
stärker bemerkbar machenden sozialen Probleme in
unseren beiden Städten – ich nenne hier nur Kinderar-
mut, die soziale Spaltung, die sich verstärkt, das Aus-
einanderdriften zwischen reichen und armen Stadt-
teilen – ihre Wurzeln zum großen Teil in der lang an-
haltenden und hohen Massenarbeitslosigkeit haben,
denn viele Menschen sind aufgrund der Arbeitslo-
sigkeit eben nicht in der Lage, durch eigene Arbeit
ihren Lebensunterhalt zu sichern oder ein ausreichen-
des Einkommen für sich und ihre Familien zu erzie-
len.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen und Herr
Röwekamp, ich sage es auch noch einmal deutlich –
jetzt ist er gerade nicht da, aber zu dem, was er heu-
te Vormittag gesagt hat –: Es ist ein absolut vorran-
giges Ziel der rot-grünen Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik, Menschen in Bremen und Bremerha-
ven in Arbeit zu bringen, Jugendlichen eine Ausbil-
dungsplatzperspektive zu eröffnen und Arbeitsplät-
ze zu sichern und, ich sage ausdrücklich, Existenz
sichernde und zukunftsfähige Arbeitsplätze zu sichern
und zu schaffen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dabei setzen wir, Rot-Grün, auf eine Neuausrich-
tung der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik – das
ist ja auch in der Koalitionsvereinbarung niederge-
legt, und wir nehmen das in dem Antrag heute auf –,
in der beide Bereiche enger verzahnt und mit den
Zielen der sozialen und ökologischen Stadtentwick-
lung verbunden werden. Konkretisieren soll und wird
sich das in der von uns gewünschten Vorlage eines
Strukturkonzepts, in dem die Programme und Instru-
mente beider Bereiche, also der Arbeitsmarkt- und
der Wirtschaftspolitik, aber in Überschneidungsbe-
reichen natürlich auch der Bildungspolitik, ich nen-
ne hier auch als ein wichtiges Stichwort Ausbildung,
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der Stadtentwicklung und auch der Wissenschafts-
politik gebündelt werden.

Allein schon, auch das ist heute Morgen angeklun-
gen, der Rückgang der Mittel für diese beiden Poli-
tikbereiche, das kann man ganz offen sagen, die
Haushaltsnotlage macht ja auch vor diesen Bereichen
nicht halt, zwingt uns schon zu höchster Effizienz und
strikter Zielorientierung in diesem Bereich. Ich glaube
aber, dass wir dann, wenn wir dies strikt durchhal-
ten, auch die Erfolge erzielen können. Speziell für
die betriebsbezogene Arbeitsmarktpolitik, und ich
nenne dabei als Beispiel Qualifizierung, arbeitsmarkt-
orientierte Innovation in den Betrieben, aber auch
Investitionsförderung, Zuschüsse für die Beschäfti-
gung älterer Menschen oder Unterstützung bei der
Schaffung von Ausbildungsplätzen, fordern wir eine
gemeinsame Anlaufstelle zur Beratung und Förde-
rung für die Betriebe aus einer Hand.

Diese Forderung resultiert aus den Erfahrungen der
letzten Jahre, nach denen wir auch erkennen muss-
ten, dass die vielen guten Programme, die wir in den
Bereichen Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftsförde-
rung anbieten und an die Betriebe herantragen, bei
denen wir auch wollen, dass die Betriebe sich enga-
gieren, bei denen wir auch letzten Endes, das muss
man auch sagen, auf die Kooperation der Betriebe
angewiesen sind, sehr häufig ihre Ziele nicht errei-
chen, dass sie in den Betrieben unbekannt sind, nicht
ankommen oder dass auf der anderen Seite betrieb-
liche Akteure, wenn sie denn in Problemsituationen
sind, nicht wissen, an wen, an welche Institution und
wohin sie sich wenden können. Es ist auch ein ganz
großes Bedürfnis der betrieblichen Akteure, dass es
hier einen Ansprechpartner geben soll, der dies al-
les aus einer Hand anbietet.

Wenn ich betriebliche Akteure sage, meine ich da-
mit alle – vom Existenzgründer über den Klein- und
Kleinstunternehmer bis zur Unternehmensleitung und
Betriebsleitung, aber auch Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in den Betrieben und ihre Interessen-
vertretung –, weil diese, und das haben wir gerade
hier in Bremen erlebt, schon eher als die Betriebs-
leitung wissen, wo die Probleme ihres Betriebs lie-
gen und wie da möglicherweise Abhilfe zu schaffen
ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, Frau Präsidentin,
ich glaube, wir haben im Augenblick sogar aufgrund
der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage, die ich beschrie-
ben habe, die große Chance, hier in Bremen und an-
derswo einen großen Schritt in Richtung Abbau von
Langzeitarbeitslosigkeit zu tun, Langzeitarbeitslose
in qualifizierte Beschäftigung auf dem ersten Arbeits-
markt zu bringen und gleichzeitig den Fachkräfte-
bedarf der Wirtschaft zu befriedigen. Es darf uns nicht
passieren, dass wir in zwei Jahren da stehen und sa-

gen, die Wirtschaft schreit nach Fachkräften, und wir
haben auf der anderen Seite weiterhin einen großen
Anteil an Langzeitarbeitslosen.

Aus meiner Sicht ist es eine der großen Aufgaben
der Arbeitsmarktpolitik in den nächsten beiden Jah-
ren, dass wir diesen sogenannten Sockel der Lang-
zeitarbeitslosigkeit abbauen, dass wir diese Langzeit-
arbeitslosen in wirkliche betriebliche Beschäftigung
bringen und Arbeitslosigkeit beseitigen und nicht nur
verwalten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dies wollen wir, und damit komme ich jetzt zu dem
CDU-Antrag, allerdings in Kooperation der beiden
Ressorts und der Gesellschaften und nicht durch Un-
terordnung, wie ich jedenfalls in Ihrem Antrag ge-
lesen habe, Herr Dr. Schrörs. Das liegt auch daran,
dass wir Wirtschaft und Arbeit als durchaus gleich-
wertige Zielgruppen betrachten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Natürlich wollen wir Betriebe fördern, ihnen hel-
fen und sie unterstützen, wobei ich auch immer ganz
deutlich sage, dass wir angesichts der gegenwärti-
gen Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation von den
Betrieben erwarten, dass sie auch selbst im Augen-
blick ein stärkeres Engagement zeigen, sowohl was
Qualifizierung der Beschäftigten betrifft als auch
Ausbildung und Innovationen im Betrieb. Wir wol-
len Betriebe unterstützen, aber wir wollen genauso
auch Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Arbeits-
lose unterstützen, und zwar nicht nur in der Siche-
rung ihrer Arbeitsplätze oder indem wir ihre Arbeits-
losigkeit beenden, sondern indem wir ihnen durch
Qualifizierung und Ausbildung auch die Möglichkeit
geben, ihre Situation auf dem Arbeitsmarkt, ihre
Chancen und ihre Zukunftsperspektiven zu verbes-
sern und dadurch ihre Existenz sicherer zu machen.
Es ist uns sehr wichtig, dass dies ein genauso gleich-
wertiges Ziel unserer Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Den CDU-Antrag werden wir deshalb ablehnen,
und zwar obwohl er sich in Teilen der inhaltlichen
Zielsetzung durchaus mit unserem überschneidet. Was
Sie da als Zielsetzung von Arbeitsmarktpolitik und
Wirtschaftspolitik angeben, sind auch unsere Zielset-
zungen, aber wenn ich mir den Antrag so anschaue,
führt Ihre Forderung, die betriebsbezogene Arbeits-
marktpolitik in die Verantwortung des Wirtschafts-
ressorts zu geben, nicht nur zu einer Unterordnung
von Arbeitsmarktpolitik unter die Wirtschaft nach dem
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Motto, die Betriebe sagen, was sie brauchen, und die
Arbeitsmarktpolitik liefert, sondern auch zu einem
Auseinanderreißen der Arbeitsmarktpolitik in einen
Wirtschaftsteil und einen Teil, von dem ich sagen
würde, das ist dann mehr der der hoffnungslosen
Langzeitarbeitslosen, die dann noch ein bisschen so-
zial betreut werden können. Dann kann man auch
die Arbeitsmarktpolitik nachher gleich ganz abschaf-
fen und den letzteren Teil zum Teil der Sozialpolitik
machen. Da sage ich ganz deutlich, das wollen wir
nicht!

Wir beharren darauf, dass es eine eigenständige
Arbeitsmarktpolitik gibt, die auf Integration aller Grup-
pen am Arbeitsmarkt und Chancen für alle Menschen
in Bremen und Bremerhaven zielt, die auf die Arbeits-
markt- und Lebenschancen für alle Menschen, egal
in welchem Stand der Arbeitsmarktnähe oder Arbeits-
marktferne sie sind, ausgerichtet ist.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken – Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ich will nur sagen, da-
durch, dass heute erst dieser Antrag hier vorgelegt
wird, haben wir den Ressorts eine relativ kurze Frist
gesetzt. Wir wollen es ja das nächste Mal schon in
der Bürgerschaft diskutieren. Ich denke aber ange-
sichts dessen, dass dies auch ein Teil der Koalitions-
vereinbarungen und des Vorhabens ist, dass die
Ressorts da vorbereitet sind. Senator Nagel wird dazu
gleich etwas sagen. Es ist sinnvoll, eine solche Neu-
ausrichtung auch gleich am Anfang der Legislatur-
periode in die Wege zu leiten, und dazu wollen wir
hier heute auch beitragen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Für die rot-
grüne Koalition ist es ein zentrales Anliegen, zukunfts-
fähige Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen. Sie
sollen Existenz sichernd sein, darauf hat Frau Zie-
gert schon hingewiesen. Wir wollen die Arbeitslosig-
keit, insbesondere die Langzeitarbeitslosigkeit, be-
kämpfen. So steht es im Koalitionsvertrag, alle Men-
schen müssen von ihrem Gehalt leben können und
die, die arbeitslos sind, müssen einen Job haben. Jetzt
zu der Zeit, in der die Konjunktur anspringt, gibt es
gute Bedingungen, gerade Langzeitarbeitslose zu-
rück in den ersten Arbeitsmarkt zu führen und dort
für sie die Chancen zu erhöhen. Das ist unser Ziel,
und unser Antrag soll dazu auch einen zentralen Bei-
trag leisten.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Es ist völlig klar, dass Politik aus sich heraus kei-
ne Arbeitsplätze schaffen kann, es sei denn, sie ist
selbst Arbeitgeber im öffentlichen Gemeinwesen,
ansonsten kann das nur die Wirtschaft. Politik kann
aber die Rahmenbedingungen verbessern und für gu-
te Rahmenbedingungen sorgen. Auch das wollen wir
mit unserem Antrag unterstreichen, in dem Arbeits-
markt- und Wirtschaftsförderungsprogramme immer
einen zentralen Beitrag dazu leisten können. Der An-
trag soll diese Programme, die wir auch haben, op-
timieren, und sie sollen den Zugang für die Unter-
nehmen zu diesen Programmen erleichtern und die
Chancen für Arbeitslose, auf dem ersten Arbeitsmarkt
Fuß zu fassen, erhöhen.

Deshalb wollen wir im Ergebnis mehr Transparenz
für Unternehmen schaffen. Frau Ziegert hat darauf
hingewiesen. Es gibt viele Programme, aber es ist
teilweise nicht wirklich sichtbar und deutlich für die
Unternehmen, welche Fördermöglichkeiten mit wel-
chen Konditionen es überhaupt gibt. Für sie ist es da-
her manchmal schwer zu überblicken, wie das indi-
viduelle Paket für ihren Betrieb denn aussehen könnte.
Da wollen wir deutliche Optimierungen erzielen.

Vor dem Hintergrund, dass es ja auch Überschnei-
dungen in den verschiedenen Gesellschaften gibt –
Doppelstrukturen ist da immer das Stichwort, diese
wollen wir abbauen – und gerade auch vor dem Hin-
tergrund, dass wir weniger Geld haben, werden wir
uns so etwas nicht mehr leisten können. Die Gesell-
schaften werden auch in Zukunft sehr viel zielgenauer
zusammenarbeiten müssen. Als drittes Ergebnis muss
für mich dabei herauskommen, dass natürlich die
Wirksamkeit der Instrumente deutlich optimiert wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Deshalb wollen wir die Programme und die Instru-
mente der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderung
stärker bündeln. Dazu wollen wir vom Senat ein res-
sortübergreifendes Strukturkonzept vorgelegt haben,
das Doppelfunktionen vermeidet. Dazu gehört auch
eine aufgabenkritische Überprüfung der Gesellschaf-
ten, das sind dann in dem Fall die BIG und die BIS
in Bremerhaven und die bag und die BRAG. Wir wol-
len deutlichere und eindeutigere Regeln der Zusam-
menarbeit der Gesellschaften, um Doppelstrukturen
zu vermeiden, und wir wollen eine einheitliche An-
laufstelle für die Unternehmen, also quasi die One-
Stop-Lösungen ermöglichen, damit dadurch ausdif-
ferenzierte Programme und bessere Paketlösungen
für die Unternehmen optimiert werden können. Wir
müssen die Programme optimieren, das hatte ich ge-
sagt, weil weniger Geld da ist. Im ESF, im Europäi-
schen Sozialfonds, ist es ein Drittel weniger Geld, das
ist sehr viel.

Ein viertes zentrales Anliegen für uns ist, auch Frau
Ziegert hat darauf schon hingewiesen, dass wir vor
dem Hintergrund der anspringenden Konjunktur eine
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historische Chance haben, möglichst viele Langzeit-
arbeitslose jetzt auf dem ersten Arbeitsmarkt zu in-
tegrieren. Auch dazu soll ein Strukturkonzept einen
entscheidenden Beitrag leisten, denn wir haben jetzt
die Chance, wir wissen nicht, wie lange die Konjunktur
so läuft, wie sie jetzt läuft. Wir müssen jetzt die Chance
ergreifen, und das erklärt auch den Grund, weshalb
wir schon in der nächsten Sitzung erste Bausteine vor-
gelegt haben wollen, weil wir jetzt schnell sein müssen
und schnell zu Ergebnissen kommen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Also, so ein Konzept muss in Wirklichkeit zu zwei
Seiten optimiert sein: Es muss Paketlösungen für die
Unternehmen liefern, aber es muss auch die indivi-
duellen Zugangschancen von Arbeitslosen und ins-
besondere Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt
erhöhen. Es gibt also praktisch einen Dualismus in
der Fragestellung, und beides muss an der Stelle zu-
sammengeführt werden. Von daher bitten wir um
Zustimmung zu dem Antrag!

Jetzt möchte ich noch auf den Antrag der CDU
kommen! Zu der Analyse möchte ich gar nicht mehr
so viel sagen, das hat Frau Ziegert ja ausgiebig er-
läutert. Ich habe den Antrag der CDU gern gelesen.
Ich habe mich auch schon immer gefreut, dass die
Linke aus unserem Koalitionsvertrag abschreibt, und
ich freue mich, dass jetzt auch die CDU anfängt, von
unseren Anträgen abzuschreiben. Ich werte das letzt-
endlich als eine große Zustimmung zu unserer Re-
gierungspolitik, das freut uns besonders hier im Haus.

Der TOP 4, den die CDU aufgeschrieben hat, ist
in Wirklichkeit wortgleich mit dem, was wir in Punkt
4 haben. Der Punkt 1 ist sinngleich mit unseren Punk-
ten 1 und 2, und der Punkt 2 des CDU-Antrags wird
in Wirklichkeit schon umgesetzt, er ist in Wirklich-
keit mehr oder minder erledigt. Dort geht es um In-
tegration von Langzeitarbeitslosen auf den ersten
Arbeitsmarkt. Das haben wir in den Koalitionsvertrag
hineingeschrieben, und das neue operative Programm
des Europäischen Sozialfonds und des Beschäftigungs-
politischen Aktionsprogramms ist darauf bereits schon
ausgerichtet.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Also
stimmen Sie zu?)

Wir machen das! Wir müssen Ihren Sachen doch
nicht zustimmen, bei denen Sie hinterherlaufen, was
wir im September doch schon längst in der Arbeits-
deputation gehabt haben! Da hätten Sie sich vielleicht
ein bisschen besser mit Ihrem Kollegen Nestler ab-
stimmen müssen. Da lag das dicke ESF-Programm
vor. 42 Prozent der ESF-Mittel sind darauf bezogen,
Arbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt zu integrie-
ren. Wir haben da also einen richtigen Schwerpunkt
gesetzt, was in der Vergangenheit so nicht der Fall

war. Insofern ist Ihr Antrag in dem Punkt erledigt,
abgearbeitet, in der Deputation praktisch in Vollzug
gesetzt worden.

Vor dem Hintergrund verstehe ich allerdings auch
Ihren langen Vorspann. Ich habe mich zunächst ge-
fragt – auch vor der Debatte heute Morgen, Herr Rö-
wekamp, in der Sie gesagt haben, jahrelang wurden
hier in der Arbeitsmarktpolitik die Weichen falsch
gestellt –: Wo war denn die CDU eigentlich in den
letzten Jahren? Ich mache Arbeitsmarktpolitik jetzt
auch schon ein bisschen länger. Ich habe weder hier
im Parlament noch in der Deputation – und da gab
es ja auch noch die nicht öffentlichen Sitzungen –
irgendwann gehört, dass die CDU Kritik an dem Ar-
beitsmarktprogramm hat.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Sie ja!)

Wir haben Kritik gehabt, aber wir haben es ja jetzt
auch geändert!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir haben ja auch die Schwerpunkte neu gesetzt. Wir
haben ja jetzt auch einen deutlichen Schwerpunkt
darauf gesetzt, dass nämlich genau die Langzeitar-
beitslosen in den ersten Arbeitsmarkt integriert wer-
den sollen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das
schauen wir uns einmal an!)

Wir haben lange mit der BAgIS darüber verhan-
delt, dass wir mehr Qualifizierung in der Arbeitsmarkt-
förderung haben wollen. Die BAgIS hat 60 Millionen
Euro im Jahr. Wir haben immer gesagt, dass wir diese
In-Jobs nicht wollen, sondern mehr Qualifizierung,
weil Qualifizierung darüber entscheidet, wie die Ar-
beitsmarktchancen sind, und da gibt es Verschiebun-
gen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Deshalb ha-
ben Sie erst einmal die Mittel gekürzt!)

Bei der BAgIS ist ein Viertel mehr drin für

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Was?)

Qualifizierung, als es in der Vergangenheit der Fall
war. Das ESF, das wissen Sie selbst, kommt von der
EU, hat mit unserem Haushalt hier erst einmal gar
nichts zu tun,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Doch!
Steht doch drin!)
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das sind europäische Mittel. Wir haben da die Schwer-
punkte deutlich verlagert.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wir haben
um ein Viertel gekürzt!)

Wenn das bei Ihnen noch nicht angekommen ist,
erläutere ich Ihnen das gern noch einmal,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein,
danke!)

aber das ist längst in Vollzug gesetzt worden. Wir wer-
den ein Programm „Chancengleichheit“ auflegen,
und da ist einiges in Bewegung im Moment.

Bei Ihrem Punkt 3, in dem es um die Zusammen-
legung der Arbeitsmarktförderung mit der Wirtschafts-
förderung unter dem Dach des Wirtschaftsressorts
geht, haben wir einen klaren Dissens: Wir sind erstens
der Auffassung, dass die betriebsbezogene Arbeits-
marktförderung und Wirtschaftsförderung nicht die
gesamte Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderung ist,
es ist ein Teil. Bei der Wirtschaftsförderung gehören
mindestens noch Infrastrukturmaßnahmen dazu,
Immobilien und Flächen, und bei der Arbeitsmarkt-
förderung gehört auch der soziale Arbeitsmarkt dazu.

Heute Morgen ist immer wieder das Stichwort von
dem sozialen Zusammenhalt der Stadt gefallen. Das
ist an der Stelle auch noch einmal ein Aspekt. Von
daher ist es uns wichtig, dass es eine enge Zusam-
menarbeit gibt, aber eine gleichberechtigte Zusam-
menarbeit, wo die Arbeitsmarktförderung und auch
die Wirtschaftsförderung ihren Stellenwert haben. Es
gibt auch unterschiedliche Herangehensweisen.

Bei der Arbeitsmarktförderung steht die Personen-
förderung ja in Wirklichkeit stark im Vordergrund.
Da geht es darum, wie man die individuellen Chan-
cen von Menschen erhöht, auf den Arbeitsmarkt zu
kommen, und bei der Wirtschaft steht ja mehr im Vor-
dergrund, wie geht es den Unternehmen, wie geht
es mit Unternehmensansiedlungen und so weiter.

Deswegen glauben wir, dass wir an der Stelle beides
brauchen, und vor allen Dingen brauchen wir diese
personenbezogene Förderung. Das zeigt ja auch der
Fall Nokia in Wirklichkeit. Nokia verlässt jetzt den
Standort, wir haben schon heute Morgen darüber ge-
sprochen, und wenn Leute wieder einen guten Zu-
gang zum Arbeitsmarkt haben wollen, dann ist es
gerade besonders wichtig, dass sie eine gute Quali-
fizierung haben, dass sie eine gute Ausbildung ha-
ben, und deshalb ist es wichtig, dass wir an der Stel-
le auch eine eigenständige Arbeitsmarktpolitik brau-
chen. Von daher lehnen wir diesen Punkt richtig aus
inhaltlicher Überzeugung ab.

Der Rest Ihres Antrags ist schlicht überflüssig, weil
er entweder schon abgearbeitet wird oder deckungs-

gleich ist mit unserem. Darum sind wir der Auffas-
sung, unser Antrag gibt die richtige Richtung vor, und
von daher bitten wir um Zustimmung für unseren An-
trag!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich freue mich
sehr, dass die rot-grüne Koalition davon überzeugt
ist, dass sie den richtigen Antrag gemacht hat. Es wäre
ja auch noch schöner, wenn das nicht der Fall wäre,
jedenfalls aus Ihrer Sicht. Dass Sie, meine Damen und
Herren von SPD und Grünen, bei der Senatsauswahl
schon, wie wir finden, den richtigen Senator an die
Stelle gesetzt haben, nämlich den Wirtschaftssena-
tor und nicht die Arbeitssenatorin, zeigt uns, dass wir
auf dem richtigen Weg sind.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, dass wir bei dieser Debatte an vielen
Stellen in der Tat nicht so sehr auseinander sind und
dass ein wesentlicher Teil von aktiver Arbeitsmarkt-
politik darin besteht, wie wir das in unserem Antrag
auch ausgeführt haben, dass auf der einen Seite Hilfe
benötigt wird für die Unternehmen, um qualifizierte
Mitarbeiter zu gewinnen, und auf der anderen Sei-
te, dass die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitneh-
mer verbessert wird. Wesentliches Ziel muss es sein,
die Langzeitarbeitslosen nachhaltig in den ersten Ar-
beitsmarkt zu integrieren.

(Beifall bei der CDU)

Da, meine Damen und Herren, sind wir dann doch,
glaube ich, etwas unterschiedlicher Auffassung. Sie
haben heute Morgen in dem Beitrag unseres Frak-
tionsvorsitzenden Thomas Röwekamp etwas über die
Schaffung von Arbeitsplätzen in Bremen und Bremer-
haven gehört, und unsere Finanzsenatorin und Bür-
germeisterin hat ja ein Benchmarking zu diesem Teil
verschiedener Städte herausgebracht. Bei diesem
Benchmarking ist deutlich geworden, dass neben
Hamburg insbesondere Bremen eine hohe Zahl von
Arbeitsplätzen geschaffen hat. Auf der anderen Seite,
wenn man schaut, woher die Arbeitskräfte kommen,
stellen Sie aber fest, dass ein Großteil dieser Arbeit-
nehmer aus dem Umland Bremens und Bremerha-
vens kommt.

Bei einer großen Arbeitslosigkeit, die wir in Bre-
men hier haben – und das bedauern wir alle glei-
chermaßen –, bedeutet das doch, dass die Arbeitneh-
mer, die in Bremen Arbeit suchen, doch offensicht-
lich nicht so weit qualifiziert sind, dass sie die Arbeits-
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plätze entsprechend besetzen können. Das bedeu-
tet für uns, dass man die Menschen qualifizieren und
nicht in ewigen Schleifen in irgendwelchen Program-
men binden muss, sondern sie gezielt und nachhal-
tig auf den ersten Arbeitsmarkt ausrichtet.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben, meine Damen und Herren, eine Arbeits-
marktspolitik „Maßnahmen im Beschäftigungspoli-
tischen Aktionsprogramm“. Sie erinnern sich, das ist
ein Programm, das damals nach dem Wirtschaftspo-
litischen Aktionsprogramm entstanden ist. Das wollte
dann das Arbeitsressort wie das Wirtschaftsressort
auch entsprechend machen. Sie haben ja offensichtlich
nicht mehr die Auffassung, was das Wirtschaftsres-
sort angeht, dass Sie das damalige Programm beibe-
halten wollten, Sie haben es als Erstes abgeschafft,
aber Sie wollen das WAP offensichtlich in dieser Form
beibehalten.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das war
noch unter Herrn Dr. Färber!)

So ist es! Von Herrn Dr. Färber, und es gab, glau-
be ich, noch jemanden, wenn ich mich erinnere, der
im Arbeitsressort saß! Er gehörte Ihrer Partei an, er
hieß Herr Knigge, und der hat nämlich das Programm
für die Arbeitsmarktpolitik gemacht, so wie es sozu-
sagen spiegelbildlich beim WAP gemacht worden ist.

Wir haben leider eine Reihe von Besonderheiten
in Bremen. Wenn Sie jetzt eben gerade gesagt ha-
ben, dass Sie ganz dabei sind und jetzt sehr schnell
irgendetwas umstellen wollen, dann muss ich Sie al-
lerdings daran erinnern, dass offensichtlich das Gut-
achten über die Fördergeldvergabe, das man vor ein
paar Tagen lesen konnte, doch eine Vielzahl von Kri-
tikpunkten offenlegt. Wenn dort am Ende steht, dass
voraussichtlich im März oder April das Gutachten in
den politisch-parlamentarischen Gremien beraten
werden soll, dann scheint mir, dass offensichtlich die
Arbeitssenatorin nicht die Notwendigkeit und Eile hat,
die Sie eben gerade hier vorgetragen haben.

Der Kritikpunkt ist, dass die behördliche Kontrol-
le auf mehrere Referate verteilt wird. Es wird dort
gesagt, dass die Effektivität leide. Es würde unnötig
doppelte Arbeit gemacht. Die Zielsetzungen und die
Handlungen ließen, so Zitat, „strukturelle Klarheit
vermissen“. Meine Damen und Herren, in diesem Res-
sort gibt es offensichtlich auch andere Bereiche, wohl
nicht nur die Gesundheit, sondern auch der Teil Ar-
beit, der hier offensichtlich strukturelle Klarheit ver-
missen lässt.

Ich nehme noch einmal die Worte des Fraktions-
vorsitzenden auf: Wir haben, solange wir die Große
Koalition gemeinsam gemacht haben, immer, von dem
ersten Tag der Koalitionsverhandlungen an, dafür ge-

worben, dass das Arbeitsressort in das Wirtschafts-
ressort integriert wird,

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Völlig falsch!)

weil wir immer noch der Auffassung sind, dass die
bessere Politik so gemacht wird, dass sie konzentriert
in der Verantwortlichkeit des Wirtschaftsressorts liegt,
und nicht, dass es wie in der Vergangenheit in vie-
len Fällen auseinandergepflückt wird.

(Beifall bei der CDU)

Man kann das auch relativ leicht begründen, in-
dem man sich einfach einmal ansieht, wie viel Pro-
zent der Mittel eigentlich für die Programmdurchfüh-
rungskosten eingesetzt werden. Da stellen Sie rela-
tiv schnell fest, dass dieser Anteil in Bremen extrem
hoch ist.

(Unruhe – Glocke)

Danke schön! Wie wir auch in unserem Antrag ge-
sagt haben, spricht die Bertelsmann Stiftung davon,
dass dies ein Ausdruck der umfangreichen Verwal-
tungsstrukturen des Landes Bremen und seiner Ar-
beitsmarktpolitik ist. Das heißt, wir stellen fest, dass
die Strukturen, die offensichtlich über die Jahre ge-
rade im Bereich des Arbeitsmarktes und der Arbeits-
verwaltung aufgebaut worden sind, nicht mehr zeit-
gemäß sind. An der Stelle, meine Damen und Her-
ren, insbesondere von den Grünen, müssen Sie das
Programm und das Ressort ändern! Um diese Verän-
derung herbeizuführen, sind wir der Auffassung, dies
eben dem Wirtschaftsressort zuzuordnen.

Meine Damen und Herren, das Geld, das notwendig
ist und in dem Rahmen leider immer knapper wird,
das ist das Problem der bisherigen Arbeitsmarktstruk-
tur und der Arbeitsmarktpolitik, kommt nicht bei den
Menschen an, die es haben müssen, sondern geht im
Laufe der Strukturen und vielen Maßnahmen, die es
gibt, unter. Im Finanzressort gibt es einen Zuwen-
dungsbericht, sehen Sie sich den bitte an, wie viele
Maßnahmen und wie viele Träger in Bremen in die-
sem Teil tätig sind, anstatt das einmal schlanker zu
machen und dafür zu sorgen!

Ich bleibe aber dabei, wir haben es versucht, leider
ist es uns mit den Sozialdemokraten nicht gelungen,
vielleicht haben Sie einen größeren Erfolg. Ich wün-
sche Ihnen an der Stelle den größeren Erfolg!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wir fordern den Senat
auf, ein Konzept zu erarbeiten. Es soll eine einheit-
liche Anlaufstelle geben, aus unserer Sicht im Bereich
des Wirtschaftssenators. Wir gehen davon aus, dass
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die Zielsetzung, die Integration der Langzeitarbeits-
losen in den Arbeitsmarkt zu ereichen, die höchste
Priorität haben muss, mit beruflicher Orientierung und
Qualifizierungen, mit Existenzgründungshilfen, mit
arbeitsorientierten Innovationen in den Betrieben.

Meine Damen und Herren, ein letzter Satz! Über-
legen Sie wirklich, wenn Sie dabei sind, ein neues
Programm zu machen! Gehen Sie den Weg, den die
CDU über die Jahre gehen wollte! Ordnen Sie die-
ses Programm dem Wirtschaftsressort zu! Ich bin fest
davon überzeugt, dass durch diese Zuordnung eine
bessere Arbeitsmarktpolitik als in der Vergangenheit
hier in Bremen erfolgen wird. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort erhält die
Abgeordnete Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (Die Linke)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
vorliegende Antrag der Koalition steht in der Konti-
nuität vergangener Aktivitäten und Beschlüsse wie
beispielsweise dem Beschluss über die Optimierung
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung vom April
2006. Dabei soll die Wirtschaftspolitik stärker auf die
Arbeitsmarktpolitik ausgerichtet werden, um auf diese
Weise mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Scheinbar, zu-
mindest auf den ersten Blick!

Vielmehr erweckt sich bei uns beim weiteren Le-
sen der Eindruck, dass attraktive Bereiche der be-
trieblichen Arbeitsmarktförderung, sogenannte Hoch-
glanzprojekte, in die Wirtschaftsförderung integriert
und der Einfluss der BIG gestärkt werden soll, wäh-
rend unattraktive Bereiche nach wie vor bei der bag
angesiedelt sein sollen. Künftig stehen geringere
Mittel für Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung zur
Verfügung, das haben wir hier schon gehört, allein
schon durch die Kürzung der ESF- und EFRE-Mit-
tel, was möglicherweise auch eine Steigerung der
Effizienz erfordert. Das möchten wir hier nicht be-
streiten.

Die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen
soll aber oberstes Ziel sein, wobei sich die Neuaus-
richtung der Bremer Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik an einer systematischen Verzahnung von öko-
nomischen, ökologischen und sozialen Zielen orien-
tieren muss. Die Reihenfolge dieser Aufzählung im-
pliziert quasi eine Priorisierung der Ziele, oder wie
erklären Sie die darauf folgende Formulierung: „Auf-
gabe der Arbeitsmarktpolitik ist daher auch, Unter-
nehmen das existierende Förderangebot bekannt zu
machen“? Damit ist doch die systematische Verzah-
nung gleich verschwunden.

(Beifall bei der Linken)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Worüber sollen wir hier nun eigentlich abstimmen?
Doppelstrukturen vermeiden, das ist ja schön! Aber
eigentlich interessiert doch, was für eine Beschäftigungs-
politik in den nächsten Jahren in Bremen mit welcher
Philosophie und vor allem mit welchem Interesse ge-
macht werden soll! Hintergrund: Im Haushalt sind fast
alles festgelegte Ausgaben, die Investitionsausgaben
werden reduziert, und die wenigen beweglichen Mit-
tel, die es derzeit noch gibt, sind vor allem EU-Gelder
für Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderungen, haupt-
sächlich die eben genannten ESF- und EFRE-Mittel.

Deshalb wachsen hier natürlich in den letzten Jah-
ren auch zunehmend die Begehrlichkeiten, und des-
halb geht es hier nicht um Einsparpotenziale durch
die Zusammenlegung von Strukturen, sondern dar-
um, wer eigentlich das Geld wofür bekommt. Sowohl
das Wirtschaftspolitische Aktionsprogramm, kurz auch
WAP genannt, als auch das Beschäftigungspolitische
Aktionsprogramm verwalten diese ESF- und EFRE-
Mittel. Die von der BIG beziehungsweise der BIS im
Rahmen der Wirtschaftsförderung bewegten Mittel
für Arbeitsmarktpolitik werden zum Beispiel als För-
derung von Qualifizierungsmaßnahmen in Unterneh-
men gezahlt, sind also praktisch reine Subventionen
an die Unternehmen. Die von der bag beziehungs-
weise BRAG im Rahmen der Beschäftigungsförde-
rung bewegten Mittel gehen zum Beispiel in die be-
nachteiligten Stadtteile für Beschäftigungs- und In-
tegrationsmaßnahmen, sprich dafür, Langzeiterwerbs-
lose wieder in Beschäftigung zu holen und gleichzeitig
die Stadtteile damit zu stärken.

Wenn die CDU die Unterstellung unter das Wirt-
schaftsressort fordert, um einmal ganz kurz auf Ih-
ren Antrag einzugehen, meine Damen und Herren,
ist die Reise relativ klar. Mittel der Arbeitsmarktpo-
litik sollen vorrangig den Unternehmen zugute kom-
men und die Unternehmen auch noch subventionie-
ren. Die Förderung der Beschäftigung Langzeitarbeits-
loser und die Stärkung der Quartiere durch Beschäf-
tigungspolitik sollen demnach gekürzt werden oder
komplett entfallen.

Was aber machen Sie, meine Damen und Herren
von der Koalition? Das steht nicht explizit in Ihrem
Antrag. Offenbar scheinen Sie etwas ganz Ähnliches
vorzuhaben, so werden ja auch bei Ihnen die Mittel
für die Soziale Stadt und für WiN in den Jahren 2008
und 2009 drastisch gekürzt.

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Stimmt nicht!)

Also liegt hier bei uns die Vermutung nahe, auch
die Mittel für die Beschäftigungspolitik in den Quar-
tieren zu streichen. So, meine Damen und Herren,
geht es nicht! Dann legen Sie entsprechende Kon-
zepte auf den Tisch! Der Antrag ist dementsprechend
ungenügend, und in dieser Form werden wir ihn auch
ablehnen.

(Beifall bei der Linken)
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Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ella.

Abg. Ella (FDP)*): Sehr geehrte Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Es ist doch sehr erfreu-
lich, dass die Koalition kleine Zeichen von Lernfä-
higkeit zeigt. Offenbar sorgt allein die Anwesenheit
von Liberalen im Parlament für wachsende Vernunft
und wachsendes liberales Bewusstsein.

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD und
vom Bündnis 90/Die Grünen)

Vor einigen Monaten noch haben wir in den Vor-
lagen zur Deputation für Arbeit und Gesundheit die
Vorstellung zum Beschäftigungspolitischen Aktions-
programm, BAP, lesen können. Die dort und in an-
deren Unterlagen genannten Ansätze entsprechen
nicht gerade dem, was wir hier im Antrag lesen. Sie
sind schwammig formuliert, weit aufgefächert und
an einen zentralen Ansprechpartner wurde dort nicht
gedacht. Dieser Schritt hätte also schon längst gegan-
gen werden können, Sie haben es angedeutet, Frau
Ziegert, aber ein gefällig formulierter Antrag im Par-
lament sorgt natürlich für mehr öffentliche Aufmerk-
samkeit und ein allgemeines Wohlbefinden.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP-Fraktion betrachtet den vorgelegten An-
trag der Koalition als ersten Schritt in die richtige
Richtung. Wir sind auf die Vorschläge gespannt, die
dem Parlament hoffentlich schon im Februar mitge-
teilt werden. Dabei hoffen wir natürlich, dass der Ver-
trauensvorschuss, den wir Ihnen nun heute geben
werden, auch berechtigt ist.

(Beifall bei der FDP)

Zwei Anmerkungen aus liberaler Sicht an dieser
Stelle, die wir hoffen, in den Vorschlägen des Senats
wiederzufinden: Zum einen wünschen wir uns sehr,
dass die Existenzgründungsförderung einen größe-
ren Anteil im neuen Konzept bekommt, die Selbst-
ständigenquote und die Gründungsintensität in un-
serem Land ist deutlich zu niedrig.

(Beifall bei der FDP)

Dabei sehen wir es immer wieder: Neugründungen
schaffen im Verhältnis die meisten Arbeitsplätze.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das glaube
ich nicht!)

Ein Schwerpunkt muss sicher auch sein, die An-
zahl von hochwertigen Dienstleistungen deutlich zu
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

verbessern. Weiterhin, hier werden wir besonders kri-
tisch sein, muss bei der Bündelung der Förderung eine
eindeutige Zuständigkeit erkennbar sein. Eifersüch-
teleien zwischen Ressorts über Kompetenzen können
wir uns nicht leisten.

(Beifall bei der FDP)

Daher muss die strategische Verantwortung klar ge-
regelt werden, Erbhöfe dürfen hier keine Rolle spielen.

Einige Worte noch an die Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU! Ihr Antrag hat vor allem einen Fehler,
Sie sind nicht bereit, die Rolle der Gesellschaften, die
in diesem Bereich tätig sind, auf den Prüfstand zu
stellen. Wer sich dem verweigert, setzt sich dem Ver-
dacht aus, eigene Pfründe zu verteidigen.

(Beifall bei der FDP)

Gerade im Zuge der Haushaltsproblematik, die in je-
der Debatte nun über uns schwebt, können und müs-
sen wir es uns leisten, auch Strukturfragen zu stel-
len.

(Beifall bei der FDP)

Letztendlich sollten wir auch nicht davor zurück-
schrecken, das ganze bisherige System der Arbeits-
marktförderung zu diskutieren.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wissen Sie
eigentlich, wovon Sie reden?)

Auch sehen wir ein großes Problem in der allzu deut-
lichen Festlegung der CDU ausschließlich auf Lang-
zeitarbeitslose. Wenn wir die Mittel, die ja deutlich
geschrumpft sind, effizienter einsetzen wollen, müssen
wir sehen, wo die größten Erfolge zu erzielen sind.
Sie von der CDU schreiben es in Ihrem Antrag selbst:
Die Eingliederungsquote in Bremen und Bremerha-
ven ist zu niedrig. Im Übrigen kritisieren Sie dann
die Kosten für die Umsetzungsstrukturen, gleichzeitig
wollen Sie diese aber nicht angehen. Das passt nicht
zueinander, und daher lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der FDP)

Zum Abschluss an dieser Stelle noch einmal der
Hinweis, der Antrag der Koalition in der vorliegen-
den Form ist ein schön formulierter Ansatz, er ist aber
gleichzeitig unverbindlich und noch lange nicht aus-
reichend im Sinne der Wirtschaft und vor allem der
Arbeitslosen in unserem Land. Hoffen wir auf eine
schnelle Konkretisierung und Umsetzung! – Vielen
Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Ziegert.
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Abg. Frau Ziegert (SPD): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! An dem Punkt gebe ich Ihnen
recht, Herr Ella, das muss konkretisiert werden, und
wir werden es dann nächstes Mal auch konkreter
diskutieren können. Es ist im Augenblick alles noch
relativ abstrakt, was sich auf Strukturen bezieht.

Ich wollte eigentlich etwas zu Herrn Dr. Schrörs
sagen, das werde ich auch noch, aber ich muss dann
doch zu Ihrem Beitrag sagen, Frau Nitz, dass ich eine
solche Art von Textexegese miterlebt habe, ist bei mir
reichlich 30 Jahre her.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wenn hier beschlossen wird, aus der Reihenfolge der
Aufzählung von Begriffen auf die Wertigkeit zu schlie-
ßen, dann müssen wir in Zukunft vielleicht alles nach
dem Alphabet machen, vielleicht hilft das ja dann,
um solche falschen Auslegungen zu vermeiden.

Im Übrigen muss ich sagen, Sie sind Mitglied der
Deputation für Arbeit, und ich weiß nicht, ob Sie mit-
bekommen haben, dass jetzt nacheinander die Pro-
gramme zur Konkretisierung unseres Beschäftigungs-
politischen Aktionsprogramms vorgelegt werden. Wir
hatten jetzt zuerst die zu den Beratungsstellen, es wer-
den aber auch noch die zur Qualifizierung und zum
sozialen Arbeitsmarkt kommen. Beide sind in der
Obhut der bag und nicht etwa in der Obhut der BIG,
also auch die betriebsbezogene Arbeitsmarktförde-
rung wird hier natürlich von den Bremer Arbeitsmarkt-
gesellschaften und nicht etwa von der BIG abgewi-
ckelt.

Im Übrigen, finde ich, können wir eigentlich nichts
falsch machen, weil Frau Nitz nämlich befürchtet, dass
wir genau das machen, wofür Herr Dr. Schrörs uns
tadelt, dass wir es nicht tun. Da müssen wir uns hier
doch eigentlich richtig schön in der breiten Mitte be-
finden.

(Beifall bei der SPD)

Ich wollte aber noch einmal etwas dazu sagen, weil
Sie sich auf diese Bertelsmann Studie und den Bench-
markbericht beziehen. Der Benchmarkbericht liegt
mir vor, die Bertelsmann Studie habe ich auch gele-
sen. Der Benchmarkbericht stellt zu Recht fest, dass
die eingesetzten Mittel pro Kopf für die Arbeitsmarkt-
politik der Aktiven in Bremen absolut, nicht nur ver-
hältnismäßig, geringer sind als in den vergleichba-
ren Stadtstaaten. Das ist richtig, das ist Ausdruck
unserer Haushaltsnotlage. Ich finde es problematisch,
ich sehe aber im Augenblick auch angesichts der
Haushaltsproblematik keine andere Möglichkeit, als
dass wir weitgehend auf die Mittel des ESF zurück-
greifen.

Aber das kann man hier einmal sehr deutlich sa-
gen. Wir können ja mittlerweile kaum noch originä-
re Landesmittel in der Arbeitsmarktpolitik einsetzen.
Wir können froh sein, dass wir Mittel des ESF bekom-

men, dass außerdem hier auch Mittel vom Bund für
die Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung stehen. Die-
se müssten wir eigentlich noch dazurechnen, aber das
ist so auch Ausdruck unserer Haushaltsnotlage.

Das andere ist, dass man ja dem Benchmarkbericht
entnehmen kann, dass die Ausschöpfungsquote und
die Wirksamkeit dieser geringen Mittel der Arbeits-
marktpolitik in Bremen vergleichsweise hoch sind.
Wenn ich dann einmal zitiere mit Genehmigung der
Präsidentin, dann steht hier auf Seite 79 unten und
80 oben: „Angesichts dieser Befunde nimmt Bremen
bei der Ausschöpfungsquote mit Werten von 19,7
Prozent beziehungsweise 17,7 Prozent im Vergleich
zu München mit 15 Prozent und Berlin mit 26,3 Pro-
zent eine mittlere Position ein. Trotz geringem Mit-
teleinsatz kann man unterstellen, dass ein relativ hoher
Anteil arbeitsloser Personen von den Fördermaßnah-
men erreicht wird, es also eine hohe Output-Effizi-
enz gibt.“

Das, meine ich, muss man richtigerweise sagen. Was
die Bertelsmann Studie betrifft, ist es so, dass die
Datengrundlage äußerst umstritten ist, dass sich zum
Beispiel Niedersachsen in heftigen Auseinanderset-
zungen befindet über die zugrunde gelegten Daten.
Ich würde mich hüten, jetzt auf eine Studie zurück-
zugreifen, ohne dass ich mich darüber einmal infor-
miert habe, aufgrund welcher Daten da eigentlich sol-
che Befunde erhoben worden sind.

Das Zweite wollte ich noch einmal sagen zu der
Frage Langzeitarbeitslose eingliedern: Wer profitiert
eigentlich von unserer Arbeitsmarktpolitik? Das, finde
ich, spricht doch eigentlich für unsere Vorstellung einer
stärkeren Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftspolitik, weil wir feststellen, dass von reinen
Wirtschaftsfördermaßnahmen, wie wir sie anbieten,
zum Beispiel auch Maßnahmen zur Rettung von Be-
trieben, Niedersachsen profitiert. Wenn ich an die
Auffanggesellschaft denke, die wir damals für die SSW
gegründet haben, da waren über 50 Prozent der Be-
troffenen Niedersachen, und Niedersachen hat sich
andererseits geweigert, sich überhaupt nur mit einem
Cent an diesen ganzen Maßnahmen zu beteiligen,
auch was die Ersatzausbildungsplätze für die Aus-
zubildenden betraf!

Wir wollen ja jetzt sicherstellen durch eine stärkere
Verknüpfung von Arbeitsmarkt und Wirtschaftsför-
derung, dass wir auch wirklich Langzeitarbeitslose
gezielt in diese Betriebe hinein bekommen und dass
wir hier auch ganz gezielt Wirtschaftsförderung be-
treiben in Hinblick auch darauf, dass wir Arbeitslo-
se gezielt in den Betrieben in Arbeit bringen.

Insofern, finde ich, stimmt Ihre Beobachtung. Die
Problematik sehe ich auch, obwohl ich auch sage, dass
wir als Oberzentrum und als Großstadt, und alle Groß-
städte haben im Grunde dieses Phänomen einer hohen
Einpendlerquote – wir haben es übrigens stärker als
Hamburg, nebenbei bemerkt –, trotzdem natürlich
unser verstärktes Augenmerk in den nächsten zwei
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Jahren darauf richten müssen, die Langzeitarbeits-
losen hier auch wirklich in Arbeit zu bringen.

Deshalb will ich mich jetzt gar nicht mit Ihnen da-
rüber streiten, inwieweit wir mit Ihnen einer Meinung
sind oder auch nicht, sondern mir kommt es jetzt
darauf an, dass in der Richtung, die wir hier vorge-
geben haben, ein Konzept vorgelegt wird. Dann kön-
nen wir nächstes Mal noch einmal wieder konkre-
ter uns darüber unterhalten, wie wir dann die jeweilige
Umsetzung bewerten. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
erhält das Wort der Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Basis unseres Gemeinwesens ist eine starke und
verantwortungsvolle Wirtschaft. Ohne diese Basis ist
Arbeitsmarktpolitik gar nicht denkbar. Gleichzeitig
ist Arbeitsmarktpolitik aber genau das, was sie auch
sein und bleiben soll, auch bei aller Bündelung, näm-
lich Hilfe für Menschen, die aus dem Arbeitsprozess
herausgefallen sind, aus welchen Gründen auch im-
mer. Ich glaube, dass man sehr deutlich darauf ach-
ten muss, bei dem Versuch, die Strukturen zu ver-
einfachen, zu sehen, dass die Problemlagen kompli-
ziert und sehr vielschichtig sind.

Ich denke es eher von den Menschen aus. Ich sage
mir, welche Probleme welcher Mensch hat und wel-
che Hilfsangebote, auch arbeitsmarktpolitische Hilfs-
angebote, wir an welcher Stelle brauchen. Herr Dr.
Schrörs, so gesehen: Vereinfachung ja, wo es mög-
lich ist, auf jeden Fall, aber da, wo es konkret anders
gemacht werden muss, muss man auch die Chance
der Differenz nutzen! Nicht alle Menschen sind so,
wie sie sind, dem Arbeitsmarkt zugänglich und fä-
hig. Im Übrigen, sage ich einmal, überschneiden sich
die Gebiete auch weit hinein bis in die Sozialpolitik,
wenn man das ehrlich behandelt. Es gibt Menschen,
die nicht in der Lage sind zu arbeiten. Das ist eine
Feststellung, die ist gar nicht neu.

Jetzt ist die Frage: Was machen wir mit genau diesen
Menschen? Da gibt es die Bemühungen sowohl des
Sozialressorts als auch des Arbeitsressorts, diese Men-
schen fit zu machen für den Arbeitsmarkt. Das ist so-
zusagen die eine Seite der Veranstaltung. Die ande-
re ist, Wirtschaft verändert sich in einer dramatisch
kurzen Zeit, und zwar ziemlich schnell. Die alten Bil-
dungsstrukturen – ein Gesellenbrief reicht ein Leben
lang –, das wissen wir auch hier auch alle gemein-
sam, haben sich heute so deutlich geändert, dass man
dieses lebenslange Lernen durchaus ja im Interesse
sowohl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

aber auch der Wirtschaft begreifen muss. So gese-
hen gibt es auch Bezüge zur Bildungspolitik.

Wenn man also diese Fragen tatsächlich diskutiert,
dann landet man auf einmal quer zu allen Ressorts.
Deswegen halte ich die Frage, das ressortmäßig anders
zu organisieren, für relativ oberflächlich. Mir kommt
es darauf an, das sage ich noch einmal, die Frage so-
zusagen von den Menschen her zu denken. Dann kom-
men wir zu einer Situation, die tatsächlich konkret
Bündelung zulässt. Wir haben auch Überschneidun-
gen, das habe ich schon angesprochen, Sozialressort,
Arbeitsmarktpolitik und Ähnliches mehr. Ich will gern,
dass wir dahin kommen, dass wir den Bürgerinnen
und Bürger und auch der Wirtschaft in unserem Bun-
desland klar sagen, wo sie hingehen müssen, um
welche Hilfe zu bekommen.

Unzählige Programme, die für sich genommen deut-
lich, richtig, wichtig und vielleicht sogar auch gut sind,
kommen doch bei denjenigen, die sie brauchen, nicht
immer so an, wie sie gebraucht würden. Deswegen
ist die Idee zu sagen eine Anlaufstelle, zu der man
hingehen kann, auch als Unternehmen, Existenzgrün-
dung – dazu sage ich gleich noch einmal etwas –, und
sich beraten lassen kann, nämlich über genau die
Programme, die europäischen, die Bundes- und die
Landesprogramme! Das ist sozusagen von der rot-
grünen Regierung, übrigens nicht nur im Koalitions-
vertrag, auch schon in sehr vielen Gesprächen vorher,
übereinstimmend festgestellt: Rot-Grün möchte gern
eine Bündelung ohne Ausgrenzung.

Ich glaube im Übrigen, dass der Vorwurf der Links-
partei an Sie, Herr Dr. Schrörs, Sie wollten die Ar-
beitsmarktpolitik irgendwie den Unternehmen zu-
schustern, absurd ist. So habe ich Sie nie verstanden
hier im Hause. Ich habe Ihre Einlassung immer auch
durchaus als eine differenzierte gesehen, von daher
finde ich den Vorwurf ehrlich gesagt abwegig. Ihre
Organisationsstruktur, dieses Muster, Sie haben jah-
relang dafür gekämpft, Arbeit und Wirtschaft in ein
Ressort zu bringen: Herzlichen Glückwunsch, Sie
haben es nicht geschafft! Wir kämpfen gar nicht dafür,
weil wir gute Gründe dafür sehen, es so zu lassen,
wie es ist.

Lassen Sie mich noch einen kurzen Satz anspre-
chen, wo ich glaube, dass das ganz häufig auch ide-
ologisch verbrämt ist! Existenzgründer, wer ist das
eigentlich? Das sind Menschen, die ein Unternehmen
gründen, fertig! Jeder Unternehmer hat auch einen
Arbeitsplatz. Das muss man an dieser Stelle wirklich
auch noch einmal ganz deutlich sagen, das macht
übrigens auch die Wichtigkeit der Existenzgründer
aus, denn das sind Potenziale, die sich relativ schnell
zu großen Unternehmen hin entwickeln können. Man
braucht sich doch nur in der IT-Branche umzuschauen,
das fängt in der Garage an und landet irgendwann
bei Bill Gates. Da sind sozusagen Entwicklungspo-
tenziale, die gigantisch sind. Da muss man die Zei-
chen der Zeit deutlich erkennen.
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Wirtschaftsförderstrukturen sind aus meiner Sicht
nur da nötig, wo es sozusagen eine Marktchance gibt,
da will ich gern helfen. Unternehmen, denen es richtig
gut geht, brauchen keine Wirtschaftsförderung, die
haben meiner Meinung nach eine ganz andere ge-
sellschaftliche Verantwortung, der sie mehr schlecht
als recht gerecht werden. Nokia zum Beispiel – ab-
gesehen davon, dass ich finde, dass da unglaublich
viel Heuchelei im Spiel ist – ist sozusagen ein Fall,
dass wir auch noch einmal sehr gründlich in Bremen
nachschauen müssen, welche Förderungen an wel-
che Bedingungen geknüpft sind.

Ich glaube, man muss aufpassen mit bedingungs-
loser Förderung, sondern man muss schauen, wie viele
Arbeitsplätze werden sozusagen real geschaffen und
wie lange verpflichtet sich eigentlich das Unterneh-
men, bei Förderung im Bundesland Bremen auch zu
bleiben. Das sind alles Möglichkeiten, die man an För-
derung knüpfen kann. Da haben wir auch noch eine
Menge vor uns, das noch einmal zu hinterfragen und
vielleicht auch ein Stück umzusteuern.

Im Großen und Ganzen glaube ich aber, lassen Sie
mich das abschließend sagen, dass wir gut beraten
sind, wenn wir Wirtschaftsförderung und Arbeits-
marktförderung sozusagen bündeln. Auch nicht nur,
das sage ich an dieser Stelle ganz deutlich, weil es
weniger Geld gibt, sondern weil es einfach auch öko-
nomisch viel vernünftiger ist. Es ist ökonomisch ver-
nünftiger, es ist sozial vernünftiger, und so gesehen
ist das für mich inhaltlich eine Optimierung unserer
politischen Aufgabe im Bundesland Bremen, die nicht
nur der Not des Haushalts geschuldet ist. Ich würde
das auch gut finden, wenn man Geld genug hätte,
damit vernünftig umzugehen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort erhält Herr
Senator Nagel.

Senator Nagel: Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Ich bin sehr dankbar für die Debatte und auch
für die beiden Anträge, weil darin ein Konsens deutlich
wird, nämlich darüber, wie moderne Strukturpolitik
aussehen muss, und zwar nicht nur, weil man schwie-
rige Haushaltsrahmenbedingungen hat, sondern weil
moderne Strukturpolitik insgesamt durch Verzahnung
bessere Effekte erzielen kann. Wir tun, wenn man
so will, das, was ein Unternehmen auch permanent
macht.

Über diesen Konsens freue ich mich. Das heißt ja,
dass wir Soziales, Umwelt, Arbeit, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Bildung sinnvoll miteinander verzah-
nen müssen. Aus dieser Einsicht heraus hat ja die Ko-
alition ein integriertes Strukturkonzept in der Koali-
tionsvereinbarung verankert, an dem wir arbeiten,
und, Herr Dr. Schrörs, die Federführung für die Aus-
arbeitung dieses Programms, das alle Facetten um-
fasst, hat der Senator für Wirtschaft und Häfen. In-

sofern, Herr Dr. Schrörs, hat dieser Senat noch viel
mehr auf meine Schultern gelegt, als Sie mir aufer-
legen wollen, indem die Zuständigkeit für die betrieb-
liche Arbeitsmarktförderung zum Wirtschaftssenator
kommen sollte. Ich gehe darauf gleich noch einmal
ein.

Ich will aber, damit das ein bisschen deutlicher wird,
ein paar Beispiele nennen, was so ein integriertes
Konzept denn konkret bedeuten kann. Das heißt ganz
konkret, dass es dem Senator für Wirtschaft und Häfen
im Lande Bremen nicht egal sein kann, welche Kin-
derbetreuungsangebote es im Land Bremen gibt, weil
wir, wenn wir qualifizierte Menschen in Arbeit bringen
wollen, die Familie und Beruf unter einen Hut brin-
gen wie zum Beispiel im AWI, dann brauchen wir Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten, die außerhalb der nor-
malen Zeiten laufen.

Ein zweites Beispiel ist, dass wir den Fachkräfte-
mangel vielfach hören und beklagen. Hier, denke ich,
besteht auch eine Aufgabe von Wirtschaftspolitik
durch Arbeitsmarktförderung, durch Qualifizierungs-
förderung, qualifiziertes Personal anzubieten. Das
spielt auch in ein weiteres Beispiel hinein, nämlich
dass wir bei der Ansiedelung oder Erweiterung von
Unternehmen im Lande Bremen mit Qualifizierungs-
programmen flankieren können und auch müssen.
Beispiel Windenergie, das Thema wird gerade in Bre-
merhaven von denen, die dort zusammenwirken, be-
sprochen, da klemmt die Säge noch an etlichen Stellen.
Deshalb wollen wir das angehen.

Was jetzt das Thema betriebliche Wirtschaftsför-
derung und Arbeitsmarktförderung angeht, ist es so,
dass seit November das Ressort Soziales und Arbeit
und mein Ressort unter Steuerung der Staatsräte
arbeiten. Wir haben drei Arbeitsgruppen eingerich-
tet, und damit wird auch deutlich, wo Schwerpunk-
te liegen sollen, nämlich die Frage Arbeitsmarktför-
derung und Existenzförderung, Arbeitsmarktförde-
rung und Innovationsförderung sowie Personal- und
Fachkräftegewinnung, mit dem ganz klaren Ziel, so
weit wie möglich sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze zu schaffen beziehungsweise Menschen
zu qualifizieren, um in solche Arbeitsplätze zu kom-
men.

Ihr Vorschlag, meine Damen und Herren von der
CDU, die Zuständigkeit zu verlagern: Ich denke, es
lohnt eher, sich nicht auf die Zuständigkeitsfrage zu
konzentrieren, sondern die Kraft auf Ziele, Weg und
Ergebnisse zu legen. Warum? Ich bin nun seit 20
Jahren in der politischen Administration tätig und war
auch in der Unternehmensberatung tätig. Eine Ver-
änderung von Zuständigkeiten ist ein enormer Kraft-
akt, weil er natürlich Widerstände produziert. Daraus
generieren Unternehmensberatungen ein tolles Pro-
dukt, nämlich Change-Management-Prozesse zu steu-
ern, was zeigt, dass man eine ganze Menge Energie
braucht, um allein die Zuständigkeitsveränderung
durchzusetzen. Erst dann kommt man ja dazu, sich
um die Inhalte zu kümmern.
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Ich wäre dankbar, wenn wir uns darauf verstän-
digen könnten, auf die Inhalte, die Ziele, die Ergeb-
nisse und Instrumente die Kraft zu legen. Wir müs-
sen uns dann als Senat von Ihnen, der Bürgerschaft,
auch messen lassen, ob uns das gelingt, und nicht so
sehr an der Frage der Zuständigkeit.

Es ist auch sehr kritisch das Thema bestimmter Struk-
turen in Ressorts angesprochen worden. Nun spre-
che ich nicht über das Ressort, für das ich keine Ver-
antwortung habe, aber ich will schon eine Beobach-
tung aus den Monaten, in denen ich nun hier mit
Verantwortung trage, nennen. Man hat einen Out-
sourcingprozess gemacht und viele Dinge in Gesell-
schaften ausgelagert. Ich halte das grundsätzlich für
einen richtigen Schritt. Allerdings muss ich feststel-
len, dass die Fähigkeit der Ressorts, strategisch zu
steuern und über Finanzcontrolling zu steuern, offen-
bar, ich bin ganz vorsichtig, noch nicht weiter mit
entwickelt worden ist, sondern es hat einen Weggang
vieler in die Gesellschaften gegeben, und es sind
Ressorts zurückgeblieben, die in der klassischen Li-
nienstruktur unter dramatisch verschlechterten Be-
dingungen weitergearbeitet haben. Das müssen wir
verändern, zumindest will ich das für mein Ressort
tun.

Auch was das Thema angeht – und das hängt ein
Stück weit damit zusammen –, wie denn der Kunde,
also diejenigen, die Wirtschafts- oder Arbeitsmarkt-
förderung wollen, an die notwendige Information
herankommen, da ist in der Tat noch eine Menge Ar-
beit zu leisten, wie man, wenn man so will, eine an-
wenderfreundliche Benutzeroberfläche bekommt. Das
heißt, dass derjenige, der eine Frage hat, auf einer
verständlichen Oberfläche landet und nicht mehr
damit belastet werden darf, welche komplexen Pro-
zesse hinter der Oberfläche zu managen sind. Das
ist unsere Aufgabe, die der Verwaltung und auch der
Gesellschaften, die Aufgaben für die Verwaltung
wahrnehmen.

Meine Damen und Herren, wir sind mit dem inte-
grierten Ansatz auf dem richtigen Weg, aber ich will
gern noch einmal unterstreichen, dass das viel Ar-
beit bedeutet, dass es kein leichter Weg ist, weil es
bedeutet, dass ganz konkret im Alltag vieler, die in
den bisherigen Strukturen arbeiten, ein neues Den-
ken, ein neues Handeln und vor allem ein ergebnis-
orientiertes Handeln und Arbeiten möglich gemacht
werden muss.

Der Weg ist schwierig, und deshalb brauchen wir
dabei Unterstützung. Ich nehme aus dieser Debatte
mit, dass diese Unterstützung in der Bürgerschaft
grundsätzlich da ist, denn es ist ein mühsamer Weg,
aber ein Weg, der die Mühe wert ist. – Danke für Ihre
Unterstützung!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über den Antrag der Fraktio-
nen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-Nummer 17/
198 seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU und Die Linke)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktion der
CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 17/214 seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen,
Die Linke und FDP)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Stalking-KIT beim Täter-Opfer-Ausgleich
finanziell absichern

Antrag der Fraktion der CDU
vom 15. Januar 2008
(Drucksache 17/201)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Nagel.

Die Beratung ist eröffnet.
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Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Das Thema hat
uns schon in der Dezember-Sitzung am 12.12.2007
in der Großen Anfrage der CDU „Perspektiven für
die Arbeit des Kriseninterventionsteams Stalking und
häusliche Gewalt beim Täter-Opfer-Ausgleich“ be-
gleitet. In der damaligen Debatte haben wir eine große
Übereinstimmung aller Fraktionen bezogen auf die
weitere Arbeit des Kriseninterventionsteams Stalking
erreicht, und hinsichtlich der finanziellen Absiche-
rung haben sich neben der CDU Grüne, FDP und Die
Linke klar zur Notwendigkeit der Absicherung des
Stalking-KITs bekannt. Bei der SPD haben wir im De-
zember etwas leisere Töne und Andeutungen in diese
Richtung gehört. Senator Nagel hat da ebenfalls aus-
geführt, dass er selbst schon einmal mit seiner Fa-
milie von Telefonterror betroffen war. Ich glaube, dass
wir auch das noch zu einem klaren Ja zur Absiche-
rung des Stalking-KITs verwandeln können.

Warum hat die CDU nun diesen Dringlichkeitsan-
trag „Stalking-KIT beim Täter-Opfer-Ausgleich finan-
ziell absichern“ eingebracht? Bevor ich genau dar-
auf eingehe, möchte ich noch einmal daran erinnern,
worum es eigentlich geht. Stalking ist das wiederholte
Verfolgen, penetrante Belästigen oder Terrorisieren
eines anderen Menschen gegen dessen Willen durch
Auflauern, Beobachten, Verfolgen und Ausforschen.
Es ist Psychoterror, der mit verschiedenen anderen
Straftatbeständen wie Beleidigung, übler Nachrede,
Körperverletzung, Bedrohung, Hausfriedensbruch
oder Sachbeschädigung einhergeht. Stalking ist Psy-
choterror, der sich in einer Gewaltspirale immer weiter
steigert und wenn diese nicht mit aller Macht unter-
brochen wird, bis hin zum Tod des Opfers führen kann.

Das Stalking-KIT unterbricht genau wirksam die-
se Gewaltspirale. Das Stalking-KIT ist aktiver Opfer-
schutz. Es ist auch aktives Instrument im Kampf ge-
gen Gewalt gegen Frauen. Drei Viertel der Täter sind
nach wie vor männlich, während 90 Prozent der Opfer
Frauen sind. Stalking ist ein Delikt, das sich häufig
an eine ehemalige Beziehung anschließt, das heißt
also, es ist ein Delikt, das auch sehr stark mit den Rol-
lenzuweisungen und auch mit dem Rollenverständ-
nis von Männern und Frauen zu tun hat. Das Stal-
king-KIT dient also genau der Vermeidung von Ge-
walt gegen Frauen, übrigens ein Schwerpunkt, der
auch im rot-grünen Koalitionsvertrag so niederge-
schrieben ist.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Zu Recht!)

Genau, zu Recht!
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Die Finanzierung dieses wunderbaren, über EU-
Mittel finanzierten Projektes läuft allerdings zum 13.
Dezember dieses Jahres aus. Wir haben heute Mor-
gen in der Haushaltsdebatte über den Haushaltsent-
wurf 2008 und 2009 debattiert. Eine Absicherung des
Stalking-KITs ist im Haushaltsentwurf bisher nicht
enthalten. In unserem Antrag bitten wir den Senat,
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um sich Finanzie-
rungsquellen zu erschließen, auch vielleicht aus an-
deren Bereichen, um das Stalking-KIT abzusichern.

Wir fordern zum einen, dass man mit anderen nord-
deutschen Bundesländern wie Hamburg, Niedersach-
sen, Schleswig-Holstein oder aber auch Mecklenburg-
Vorpommern Kontakt aufnimmt und klärt, inwiefern
man vielleicht eine norddeutsche Lösung finden könn-
te, um dann mit dem Bund, mit Frau Zypries, die dem
Thema Bekämpfung von Stalking sehr aufgeschlos-
sen gegenübersteht und sich dort auch schon an der
einen oder anderen Stelle durchaus Modellprojekte
vorstellen könnte, Kontakt aufzunehmen und zu se-
hen, inwiefern eine Finanzierung auch über den Bund
möglich wäre, um den Anteil Bremens möglichst ge-
ring zu halten, denn wir wissen, dass der Haushalt,
wir haben es heute Morgen gehört, relativ eng ge-
strickt ist.

Wir wollen diese weitere Abklärung an dieser Stelle
gern bis zum April erledigt haben, damit wir im Rah-
men der jetzt anstehenden abschließenden Haushalts-
beratungen wissen, wie hoch der Anteil wäre, den
Bremen schultern müsste, wenn man das Stalking-
KIT finanziell absichern würde. Es gab, und das ist
das wirklich Positive an diesem Punkt, auf Arbeits-
ebene vom Täter-Opfer-Ausgleich mit diversen an-
deren Stellen, auch in den anderen Bundesländern
und auch beim Bund, schon Vorkontakte, die einer
solchen Lösung, dieser Nordlösung, durchaus posi-
tives, wohlwollendes Entgegenkommen signalisiert
haben. Der Antrag bittet nunmehr das Justizressort
darum, seine Kontakte in die anderen Bundesländer
ebenfalls spielen zu lassen, um diese noch unverbind-
lichen Vorkontakte vielleicht in konkrete, handfes-
te Zusagen umwandeln zu können, damit wir es
vielleicht schaffen, das Stalking-KIT über Bundesmit-
tel, EU-Mittel et cetera zusätzlich abzusichern und
damit auch die weitere Arbeit ab dem 13. Dezember
2008 sicherzustellen.

Das hat auch einen ganz handfesten, positiven Vor-
teil für das Justizressort, das muss man an dieser Stelle
auch ganz klar sagen. Das Sonderdezernat, das auch
den Bereich Stalking mit bearbeitet, hat mit erheb-
lichen Mehrarbeitsanfällen zu tun. Ich habe es in der
letzten Debatte schon angesprochen, dass wir dort
steigende Fallzahlen haben, nicht nur beim Thema
Stalking, dort sind bis zum Ende des Jahres 600 neue
Fälle prognostiziert worden. Wir haben auch im Be-
reich der sexuellen Selbstbestimmung, Sexualdelikte
und der anderen Themen, die jetzt das Sonderdezer-
nat bearbeitet, steigende Fallzahlen, sodass dort ein
Auffangen der Betroffenen, die mit den Stalkingsi-
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tuationen kommen und Hilfe suchen, zum Beispiel
über die Staatsanwaltschaft, gar nicht möglich wäre.
Hier hilft das Stalking-KIT, die Arbeitsbelastung im
Justizressort zu minimieren, und ich glaube, es ist in-
sofern auch ein wichtiger Pluspunkt, den das Justiz-
ressort in diesem Punkt auf unsere Seite bringt, da-
mit das Stalking-KIT vielleicht abgesichert werden
kann.

Ich habe gehört, dass SPD und Grüne diesen An-
trag in den Rechtsausschuss zur weiteren Beratung
überweisen möchten. Wir werden dieser Überwei-
sung selbstverständlich zustimmen, bitten allerdings
darum, dass die Intention dieses Antrags, die eine
abschließende Abklärung der möglichen weiteren
Finanzierungsquellen beinhaltet, hier an dieser Stelle
rechtzeitig abgearbeitet werden kann, damit wir in
der abschließenden Haushaltsberatung im April wis-
sen, wie hoch der noch verbleibende Anteil wäre, den
Bremen schultern müsste, wenn es das Stalking-KIT
finanziell absichern möchte.

Ich hoffe, dass wir alle gemeinsam das, was wir am
12. Dezember mit leisen oder sehr deutlichen Tönen
gesagt haben, dass wir das Stalking-KIT finanziell
absichern wollen, an dieser Stelle erreichen. Ich glau-
be, dass wir damit ein klares Signal an die Frauen
hier im Lande Bremen geben, die sich von sich aus
nicht schützen können, die im Moment nicht wissen,
an wen sie sich wenden sollen, wenn es das Stalking-
KIT ab dem 14. Dezember nicht mehr gibt, und dass
wir dann ein klares und positives Signal geben kön-
nen, ja, wir kümmern uns um euch. Gewalt gegen
Frauen ist ein Thema, das uns alle hier in der Bür-
gerschaft fraktionsübergreifend angeht, und ich würde
mich sehr freuen, wenn das vielleicht am Ende des
Prozesses im Rechtsausschuss stehen könnte. – Ich
danke Ihnen für die Aufmerksamkeit!

(Beifall  bei  der  CDU,  bei  der  SPD,  beim
Bündnis 90/Die Grünen und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Frehe.

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Erst
vor gut einem Monat – Frau Ahrens hat darauf hin-
gewiesen – haben wir hier über das Kriseninterven-
tionsteam Stalking und häusliche Gewalt beim Ver-
ein Täter-Opfer-Ausgleich e. V. diskutiert. In der Tat
waren wir uns in der Zielrichtung einig, dass diese
Maßnahme, dieses Konzept, ein sehr unterstützens-
wertes Konzept ist. Uns lag ein ausführlicher Bericht
des Senats vor, aus dem hervorging, dass den Op-
fern von Stalking wirksam geholfen werden muss und
dass in der intensiven Zusammenarbeit von Staats-
anwaltschaft, Polizei und dem sogenannten Stalking-
KIT eine wirksame Hilfe für die Opfer, aber gleich-
zeitig auch eine effektive Beeinflussung des Täter-
verhaltens möglich ist.

Das mithilfe des EU-Programms AGIS geförderte
Projekt ist noch bis Ende dieses Jahres finanziert. Der
heutige Antrag der CDU soll nun den Senat auffor-
dern, das Modellprojekt über diesen Zeitraum hin-
aus zu verstetigen und für eine norddeutsche Lösung
neben Bundes- und EU-Mitteln auch bremische Haus-
haltsmittel einzuwerben. Eine Auswertung des Pro-
jekts für die EU wird uns erst im Jahr 2009, also nach
Abschluss des Projektes, vorliegen. Dies wäre natür-
lich für eine Entscheidung über die Weiterfinanzie-
rung zu spät. In der Mitteilung des Senats vom 4. De-
zember 2007 wurde angekündigt, dass die Frage, ob
für die Fortführung des Projekts Haushaltsmittel be-
reitgestellt werden können, im Rahmen der Haushalts-
aufstellung geprüft werden soll. Das wollen wir auch
gern tun.

Um einen genaueren Eindruck von dem Projekt
gewinnen zu können, sollten wir uns aber im Rechts-
ausschuss ausführlich von dem Projekt berichten
lassen. Auch die Frage, ob eine norddeutsche Lösung
mit den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Bre-
men, wie Sie es vorschlagen, Frau Ahrens, sinnvoll
ist und ob dies die Bereitschaft der Bundesregierung
erhöht, sich auch finanziell zu beteiligen, sollte dort
debattiert werden. Ob eine Verstetigungsphase dieses
Modellprojekts erneut von der EU finanziert werden
kann, erscheint mir allerdings zweifelhaft. Aber auch
darüber können wir natürlich in dem Ausschuss re-
den. Hilfreich wäre auf jeden Fall, wenn wir im Rechts-
ausschuss einen Zwischenbericht über den Projekt-
stand bekommen könnten, um aus erster Hand zu
erfahren, was dieser neue Ansatz tatsächlich auch
empirisch gebracht hat.

Die in dem Antrag formulierte Aufforderung an den
Senat, mit den anderen norddeutschen Bundeslän-
dern, dem Bund und der Europäischen Kommission
konkrete Verhandlungen aufzunehmen, kann nach
Auffassung von Bündnis 90/Die Grünen und, ich bin
sicher, auch unseres Koalitionspartners erst entschie-
den werden, wenn diese Vorfragen, die Sie angespro-
chen haben, positiv entschieden sind. Eine finanzi-
elle Absicherung des Projekts in diesem Haushalt kann
also auch erst erfolgen, wenn wir wissen, dass es hier
um ein schlüssiges inhaltliches Konzept geht, also Ver-
stetigungs-, Finanzierungs- und Beteiligungsfragen
beantwortet sind.

Auf jeden Fall scheinen mir die veranschlagten Per-
sonalkosten, die Sie einmal geschätzt haben, unre-
alistisch niedrig zu sein. Voraussetzung für eine so-
lide Haushaltsplanung wäre, dass wir dort Zahlen ha-
ben, die meines Erachtens auch etwas an die Reali-
tät angepasst werden müssen. Ich kann für unsere
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nur allergrößte Sym-
pathie dafür bekunden, dass ein solches Angebot in
diesem Bereich sichergestellt werden soll. Mehr lässt
sich erst sagen, wenn wir das genaue Konzept, die
Erfolge und die Finanzierung des Projekts beurtei-
len können. Daher kommt in diesem Stadium, für uns
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jedenfalls, nur eine Überweisung an den Rechtsaus-
schuss zur weiteren Beratung in Frage. Ich bitte Sie
daher, dieser Überweisung zuzustimmen! – Danke
schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ehmke.

Abg. Ehmke (SPD)*): Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Frau Ahrens hat dar-
auf hingewiesen, dass wir uns in der letzten Bürger-
schaftssitzung sehr ausführlich mit dem Thema be-
fasst haben, und ich will die Rede des Kollegen Gro-
theer, die ja auch gleichzeitig seine Abschiedsrede
hier in diesem Haus war, nicht wiederholen. Ich habe
sie etwas deutlicher in Erinnerung. Das liegt auch da-
ran, dass ich den Kollegen Grotheer nicht als Mann
der leisen Töne kennengelernt habe, aber wie dem
auch sei, ich kann Ihnen an dieser Stelle, wenn das
notwendig ist, noch einmal versichern: Auch für die
SPD ist das Thema Stalking ein wichtiges Thema.

Wir haben uns in der letzten Legislaturperiode, im
Übrigen gemeinsam, das kann man in den Plenar-
protokollen nachvollziehen, sehr intensiv mit dem
Thema befasst, und Bremen hat in diesem Bereich
eine durchaus positive Vorreiterrolle unter den Län-
dern innegehabt. Wir sind entschlossen, dies auch
fortzusetzen und daran festzuhalten. Kollege Frehe
hat allerdings darauf hingewiesen, dass wir heute hier
keine haushaltswirksamen Vorfestlegungen treffen
werden, sondern dass wir das im Rahmen der Haus-
haltsberatungen an dem Ort, wo im Übrigen auch die
eine oder andere Frage im Zusammenhang mit dem
Justizhaushalt besprochen werden muss, noch einmal
intensiv erörtern werden. In der Tat wollen wir des-
halb heute hier die Überweisung dieses Anliegens
in den Rechtsausschuss beschließen, verbunden mit
den Prüfaufträgen, die auch dort dann Thema sein
sollten, damit man das Ganze zusammenhalten kann.

Ich gehe davon aus, dass der Senator auch ohne
einen förmlichen Beschluss heute in der Bürgerschaft
uns im Rechtsausschuss seine Haltung zu den dort
angesprochenen Punkten noch einmal darlegen wird
und wir uns dann intensiv anschauen, ob das dann
der richtige Weg ist, hier eine richtige Lösung zu fin-
den.

Völlig klar ist: Wir brauchen eine Lösung. Wir müs-
sen, in welcher Form auch immer, dafür Sorge tra-
gen, dass dieser gesamte Komplex Stalking und die
damit verbundenen Fragen Gewalt, Belästigung, Nach-
stellung in Bremen weiterhin konsequent verfolgt
beziehungsweise bekämpft werden und dass wir an
der Stelle auch weiterhin deutlich machen, dass es
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

sich dabei ausdrücklich nicht um ein Kavaliersdelikt,
hier passt der Begriff ganz gut, handelt,

(Beifall  bei  der  SPD,  bei  der  CDU,  beim
Bündnis 90/Die Grünen und bei der Linken)

sondern dass es sich hier um eine ernstzunehmende
Belästigung von Menschen handelt, die zu schwe-
ren psychischen Beeinträchtigungen und im schlimms-
ten Fall – Sie haben darauf hingewiesen – zu schweren
Folgen bis hin zu Tötungsdelikten führen kann.

Ich kann Ihnen zusagen: Wir nehmen das Thema
sehr ernst. Wir haben ein gemeinsames Interesse da-
ran, eine Lösung zu finden. Das können wir aber noch
nicht heute hier, sondern das müssen wir im Rechts-
ausschuss gemeinsam tun, und wir werden dann mit
dem Gesamthaushalt diese Frage hier wieder in der
Bürgerschaft haben, wenn über den Gesamthaushalt
beraten und im Rahmen der zweiten Lesung beschlos-
sen wird und dann auch deutlich werden wird, in-
wieweit wir in der Lage waren, dies im Haushalt deut-
lich abzubilden. Wie gesagt, die Bemühungen dazu
kann ich hier heute für meine Fraktion zusichern.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Wie ich bereits in un-
serer Sitzung im Dezember für die FDP-Fraktion
ausgeführt habe, muss aus unserer Sicht das Ziel in
erster Linie darin bestehen, dass die Fortführung des
Projekts „Kriseninterventionsteam Stalking und häus-
liche Gewalt“ nicht gefährdet wird.

(Beifall bei der FDP und bei der Linken)

Es sollten aus unserer Sicht daher weitere Anstren-
gungen im Hinblick auf eine Absicherung des An-
gebots unternommen werden, weil dieses Projekt in
der Tat zu den wenigen Modellprojekten mit natio-
naler und europäischer Reputation auf diesem The-
mengebiet zählt.

(Beifall bei der FDP)

Der von den Kolleginnen und Kollegen der CDU-
Fraktion vorgebrachte Vorschlag zur Absicherung des
Stalking-KITs in einem Verbund der norddeutschen
Länder unter Beteiligung des Bundes und gegebe-
nenfalls auch der europäischen Ebene scheint uns ein
geeigneter Ansatz zu sein, den Fortbestand dieses
Angebots mit den Schwerpunkten Kriminalpräven-
tion und Opferschutz zu gewährleisten. Insbesondere
halten wir es für sinnvoll, dass die finanziellen Mög-
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lichkeiten und die Kooperationsbereitschaft der nord-
deutschen Bundesländer, des Bundes und der euro-
päischen Kommission zeitnah ausgelotet werden und
ein entsprechender Bericht erstellt wird.

Ich glaube, wenn wir das tatsächlich im Rechtsaus-
schuss beraten – ich halte das auch für sinnvoll –, dann
wäre meine Bitte, dafür braucht man keinen förmli-
chen Beschluss, auch an das Ressort, dass man viel-
leicht schon einmal abklopft, welche Förderprogram-
me infrage kämen. Auf europäischer Ebene gibt es
ja auch Rahmenprogramme, die nur zu bestimmten
Terminen beantragt werden können. Das ist etwas,
was man hier, glaube ich, auch sehr gut im Vorfeld
leisten kann.

Herr Senator, Sie haben ja auch gute Kontakte nach
Berlin. Vielleicht kann man auch beim Bundesminis-
terium schon einmal anfragen, wie grundsätzlich da
die Haltung wäre, ob es überhaupt in Betracht käme,
hier eine Unterstützung vorzunehmen eingedenk der
Tatsache, dass wir ja doch fraktionsübergreifend der
Meinung sind, dass es ein wichtiges Thema ist und
uns dieses Angebot auch nach den Kenntnissen, die
wir jetzt haben, sehr geeignet erscheint, damit um-
zugehen.

Meine Bitte wäre also, es nicht nur bei einem in-
haltlichen Bericht über die Arbeit des Stalking-KITs
zu belassen, sondern auch schon einmal auszuloten,
was als Strategie infrage käme, für uns gemeinsam
dort in Zukunft zu verfahren, um dieses Angebot ab-
sichern zu können. Im Übrigen sehe ich hiermit dann
einer sehr sachorientierten, doch zügigen Beratung
im Rahmen der gesetzten Fristen im Rahmen der Haus-
haltsberatungen, auch im Rechtsausschuss, positiv ent-
gegen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir Lin-
ke setzen uns bekanntlich nicht nur für allgemeine
Forderungen für Grundsätzliches hier in diesem Haus
ein, auch für grundsätzliche Haushaltspolitik, sondern
auch für allerlei ganz konkrete Forderungen, und nicht
nur, wenn Sie sie selbst aufstellen, sondern auch, wenn
sie aus dem Haus kommen, sind wir dafür bekannt,
uns dafür stark zu machen. Dies ist so ein Beispiel.

Hier kann mit relativ wenig Finanzmitteln und mit
einer geschickten Kooperation über die Landesgren-
zen hinaus etwas erreicht werden, und diesen beson-
deren Einsatz sollten wir uns als Bundesland hier
erlauben, zumal dies ja ein Bereich ist, wo man wirk-
lich Politik mit diesen wenigen Mitteln gestalten kann.
Man kann sogar fast von Umgestaltung reden, denn
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

es ist ja etwas, das hier weit in die Verhältnisse ein-
greift und übrigens auch eine symbolische Bedeu-
tung hat, über die jeweils konkrete Situation hinaus
eine segensreiche Wirkung. Wir haben darüber hier
schon vor einiger Zeit gemeinsam gesprochen.

Jetzt geht es um die Umsetzung, und ich stimme
natürlich zu: Eine Überweisung in einen Ausschuss
ist sinnvoll und der richtige Weg, aber gestatten Sie
auch uns ein klein bisschen Ungeduld, ein klein bis-
schen Druck, dass wir dem durch dieses Parlament
hier einen Nachdruck verleihen wollen! Deswegen
würde ich zusätzlich diesem Antrag zustimmen. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort Herr Senator Nagel.

Senator Nagel: Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Zu den Inhalten ist alles gesagt worden. Ich
hatte letztes Mal ja von Herzblut gesprochen, das hier
in der Bürgerschaft deutlich geworden ist. Ich höre
heute aber auch eine gewisse Sorge heraus, der Bis-
marckverdacht oder die Bismarcksorge gegen den
Senator. Bismarck hat ja in einem etwas sarkastischen,
aber sehr treffenden Bild gesagt: „Freundlich bis zum
Galgen und dann doch hängen.“ Das heißt also, dass
wir nicht rechtzeitig die Evaluation haben und dann
auch entscheiden können.

In der Tat, wenn wir auf die Evaluation im Sinne
des EU-Projekts warten, sind wir irgendwann im Jahr
2009. Deshalb habe ich mein Haus gebeten, wir brau-
chen im Hinblick auf die Haushaltsberatungen vorher
eine Zwischenevaluation, die zumindest unsere ge-
meinsame Frage beantwortet, ist das Projekt sinnvoll,
aber auch die Frage beantwortet, ob das Projekt schon
Erkenntnisse für das Implementieren dieser Tätig-
keit oder Teile der Tätigkeit in den laufenden Pro-
zess der Arbeit der Staatsanwaltschaften bringt, ob
da noch etwas übrigbleibt, was weiter gesondert fi-
nanziert werden muss.

Wir sollten dann sehr gut prüfen, ob die Erkennt-
nisse aus dem Projekt uns auch helfen, mit möglichst
wenig Aufwand dieses Thema weiterzutreiben, und
dass man Verbündete suchen sollte, wenn man fest-
stellt, man hat da noch Bedarf, Sonderfinanzierung,
Projektfinanzierung zu machen, diese dann auch zu
suchen, aber ich sage Ihnen auch zu, dass ich genauso
ein Interesse habe wie Sie, im Rahmen der Haushalts-
beratungen die notwendige Klarheit zu bekommen.
Ich sehe mich weiter durch Sie treibend unterstützt.
– Danke!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei
der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.
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Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Überweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an den Rechtsausschuss vorgesehen.

Wer der Überweisung des Antrags der Fraktion der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 17/201 zur Be-
ratung und Berichterstattung an den Rechtsausschuss
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Persönliches Budget für Menschen mit
Behinderungen im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. November 2007

(Drucksache 17/136)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 11. Dezember 2007

(Drucksache 17/179)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Nagel und
dann später Frau Senatorin Rosenkötter.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Bartels.

Abg. Bartels (CDU)*): Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Meine Fraktion hat
die Große Anfrage eingebracht, weil sich mit dem
Rechtsanspruch auf die Leistungsform des persönli-
chen Budgets etwas sehr Grundsätzliches und sehr
Positives für Menschen mit Behinderung in ganz
Deutschland geändert hat. Zunächst bedanke ich mich
für die Beantwortung und freue mich, dass wir nun
heute auch die Debatte über die Einführung im Bun-
desland Bremen führen können.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Die
Senatorin fehlt!)

Meine Damen und Herren, der 1. Januar 2008 ist
ein guter Tag für behinderte Menschen in Deutsch-
land und in unseren beiden Städten gewesen, denn
an diesem Tag startete der Rechtsanspruch zur neu-
en Leistungsform des persönlichen Budgets. Mit dem
persönlichen Budget können Leistungsempfänger und
Leistungsempfängerinnen auf Antrag freiwillig an-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

stelle von Dienst- und Sachleistungen eine Geldleis-
tung wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendun-
gen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfs
erforderlich sind. Die Leistungsform des persönlichen
Budgets wurde ja bereits im SGB IX zum 1. Juli 2001
eingeführt. Der Rechtsanspruch aber seit Anfang die-
ses Jahres ist nun geltendes Recht.

Wir wollen damit mehr Selbstbestimmung, Selbst-
ständigkeit und Selbstbewusstsein für Menschen mit
Handicap.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen die Lebensqualität von behinderten
Bürgerinnen und Bürgern steigern. Das persönliche
Budget ist ein wichtiger Schritt dazu. Es ermöglicht
ein Leben nach eigenen Vorstellungen. Aus den
Modellregionen zum persönlichen Budget wissen wir,
dass diejenigen, die bereits ein solches Budget be-
antragt haben, ihre neue Lebenssituation als Verbes-
serung empfinden. Es sind häufig die jungen Men-
schen, die diese Anträge bereits gestellt haben.

Meine Damen und Herren, die Leistungsempfän-
ger werden damit quasi zu Kunden, zu Käufern, aber
auch zu Arbeitgebern. Das ist positiv. Bisher wurde
in acht Modellregionen, unter anderem in den Kom-
munen  in  Bayern,  Hessen,  Nordrhein-Westfalen,
Schleswig-Holstein, aber auch in zwei Bezirken in
Berlin das persönliche Budget erprobt. Insgesamt
erhielten aber nur 494 Menschen in den Modellre-
gionen, 847 bundesweit ein persönliches Budget. Das
ist noch ein sehr niedriger Stand. Das Vorhaben „per-
sönliches Budget“ läuft recht schleppend an, be-
sonders schleppend in Bremen und Bremerhaven.

Meine Damen und Herren, behinderte Menschen
werden dadurch selbstständiger, und wir sollten auch
hier in Bremen und Bremerhaven dieses Budget
unterstützen!

(Beifall bei der CDU)

Das persönliche Budget steht grundsätzlich für alle
notwendigen Leistungen zur Verfügung. Es kann sich
beispielsweise um Arznei-, Verbands-, Heil- und
Hilfsmittel, Arbeitsassistenz oder auch Kraftfahrzeug-
hilfe handeln. Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaft-
lichen und kulturellen Leben, Frühförderung bei be-
hinderten Kindern sowie Hilfen zum selbstbestimmten
Wohnen in betreuten Wohnmöglichkeiten werden
ebenfalls durch diesen neuen Rechtsanspruch abge-
deckt. Außerdem können Pflegeleistungen der Pfle-
geversicherung und der Sozialhilfe sowie Kranken-
kassenleistungen mit dem persönlichen Budget be-
stritten werden. Jeder Mensch mit einer Behinderung
kann ein persönliches Budget beantragen, unabhän-
gig davon, wie schwer seine Behinderung ist. Die Mehr-
heit der bewilligten Budgets lag in der Regel zwischen
200 und 800 Euro im Monat.
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Ich will ganz deutlich sagen: Dieses persönliche
Budget ist kein Instrument zur Einsparung und zum
Leistungsabbau! Es hat vielmehr die Chance, auch
über transparenten Wettbewerb Leistungen und ihre
Qualität zu befördern. Dennoch – das muss man auch
deutlich zur Kenntnis nehmen – ist bei geistig und
körperlich behinderten Menschen das persönliche
Budget mit viel Angst und Unsicherheit verbunden,
dass bisherige Leistungen durch ein persönliches Bud-
get gekürzt werden könnten, weil die Erstellungs-
verfahren eines solchen Budgets relativ unüberschau-
bar sind und bislang unklar beantwortet ist, wie vor
Missbrauch geschützt werden kann, wenn der An-
trag auf ein solches persönliches Budget zum Beispiel
im Namen von Menschen mit Behinderungen gestellt
wird, weil diese ihn nicht selbst stellen können, die
Geldleistung dann aber nicht umgesetzt wird in eine
echte Hilfe für diese behinderten Menschen.

In Bremen scheint Aufklärung besonders notzutun,
da das Land weder an den Modellversuchen seit 2001
beteiligt war, noch wir den Eindruck haben, dass kon-
krete Vorbereitungen zur Einführung des Rechtsan-
spruchs zu erkennen waren. Der Beratungs- und Un-
terstützungsbedarf der Antragsteller aber ist hoch.
Die Bewilligung eines persönlichen Budgets oder auch
die Feststellung eines solchen Budgets ist sehr kom-
plex. Nach unseren Informationen gab es und gibt
es bisher noch keinen Antrag auf ein persönliches Bud-
get im Land Bremen. An mangelndem Bedarf wird
es wohl nicht liegen, eher an mangelndem Bewusst-
sein und am Mangel der nötigen Kenntnis von die-
sem neuen Rechtsanspruch.

Auch diese Debatte soll einen Beitrag dazu leis-
ten, diese neue Leistungsmöglichkeit bekannter zu
machen. Wir haben den Eindruck gewonnen, als ob
sich die Leistungsträger auf gute Zusammenarbeit in
dem Bereich geeinigt haben und sich entsprechend
vorbereitet haben. Es ist jedoch unklar, wie gut die
Behörde darauf vorbereitet ist. Die Einführung eines
so komplexen Regelwerkes wie das des persönliches
Budgets, meine Damen und Herren, bedarf vor al-
lem einer klaren örtlichen Strategie, ansonsten ent-
stehen Umsetzungsprobleme.

Der Landesbehindertenbeauftragte, Herr Dr. Stein-
brück, schätzt laut „Weser-Kurier“ vom 7. Septem-
ber vergangenen Jahres die Lage wenig euphorisch
ein. Er sagt, ich darf zitieren mit Genehmigung der
Präsidentin: „Die zur Beratung verpflichteten Kos-
tenträger, also hier das Amt für Soziale Dienst, sind
schlecht vorbereitet.“ Er hat recht! Das Problem ist,
dass es an dem grundsätzlichen Wissen über diese
Komplexität und der möglichen Formen des persön-
lichen Budgets mangelt. Budget-Assistenten, die bei
Inanspruchnahme des Budgets während des gesamten
Prozesses auch während des Bezugs den Menschen
unterstützen und auch Qualität sichern sollen, gibt
es in dieser Form nicht und sind nicht geschult.

In Bremen und Bremerhaven ist das nicht durch-
geführt worden. Man muss befürchten, dass die An-

zahl von schwarz eingekauften Dienstleistungen zu-
nehmen könnte. Wie will man davor schützen? Es
bedarf einer konkreten Qualitätssicherung bei die-
sem Branchenwettbewerb, um die Kunden, also die
Leistungsempfänger  des  persönlichen  Budgets,  zu
schützen. Auf alle diese Fragen von uns gibt die Ant-
wort des Senats nicht zufriedenstellend Auskunft.

Zur Beantwortung der ersten Frage unserer Gro-
ßen Anfrage darf ich ausführen, dass wir die Infor-
mation haben, dass sich die angeblich existierende
Arbeitsgruppe, an der Vertreter des Jugendhilfeträ-
gers, des Sozialhilfeträgers und des Integrationsamtes
teilnehmen, wenig bis gar nicht getroffen hat. Viel-
leicht kann Frau Senatorin Rosenkötter, wenn sie denn
dann kommt, dazu noch etwas Näheres ausführen.

Meine Damen und Herren, zur Frage zwei: Uns ist
auch nach Beantwortung dieser Frage noch immer
unklar, ob es besonders geschulte Mitarbeiter in den
Sozialzentren gibt, die bei der Antragstellung helfen.
Das Geld für entsprechende Fortbildungen fehlt. Es
reicht nicht, jetzt mit den Schulungen anzufangen,
dies hätte schon vor dem 1. Januar 2008 geschehen
müssen.

Uns beruhigt, dass die von der Deputation am 6.
Dezember vergangenen Jahres verabschiedete Rah-
menrichtlinie die Träger völlig überrumpelt hat. Dort
ist man enttäuscht, dass es keine Ansprache vor der
Veröffentlichung der Rahmenrichtlinie gegeben hat.
Die Vermutung drängt sich auf, dass die Rahmenricht-
linie schnell, schnell ins Leben gerufen wurde, weil
das Thema hier debattiert ist beziehungsweise der
Rechtsanspruch nun seit Anfang des Jahres einge-
führt ist. Die Sozialsenatorin vermittelt mir in ihren
Antworten den Eindruck, als sei die Umsetzung des
persönlichen Budgets ein Experiment, obwohl der
rechtliche Anspruch längst in Kraft getreten ist.

Das wird auch deutlich in der Beantwortung, wie
groß der potenzielle Personenkreis ist – danach ha-
ben wir gefragt –, der so ein Budget nutzen möchte.
Eine Prüfung, Recherche, wie viele Menschen also
Anspruch haben, ist Aufgabe der Länder. Dies ist nicht
erfolgt, obwohl andere Länder dies auch getan ha-
ben. Nur so kann man einschätzen, was auf die Kom-
mune und das Land zukommt, wie viele Berater denn
tatsächlich dort notwendig sind.

Wir fordern die Senatorin auf, dass sie einen Im-
puls gibt, damit es auch zu Anträgen für ein persön-
liches Budget kommt. In anderen Ländern und Städten
geht solch ein Impuls von den Sozialämtern aus.
Orientieren Sie sich nicht allein an der Informations-
arbeit der Bundesregierung! Die Antragsteller kön-
nen derzeit zum Verfahren beraten werden, ist die
Antwort des Senats, aber – und das ist zu wenig im
Fokus – der Antragsteller hat zusätzlich das Recht
darauf, eine unabhängige Budgetassistenz zu erhal-
ten, die zum Beispiel von Verbänden angeboten wer-
den kann und damit unabhängig vom Träger ist.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 14. Sitzung am 24. 01. 08 947

Wir fragen uns ferner, welche Kontrollmechanis-
men hierfür geplant sind. Das Land Niedersachsen
hat übrigens seit Anfang 2007 solche gut geschulten
Berater. Solche sind auch in Bremen und Bremerha-
ven dringend notwendig. Wir fordern also die Sena-
torin für Soziales, die immer noch nicht da ist, auf,
den nötigen Impuls zu setzen.

Meine Damen und Herren, für viele Menschen mit
Behinderung muss selbstbestimmtes Leben vielerorts
erst ermöglicht werden. Das persönliche Budget ist
eine Chance und ein erster Schritt dazu. Wir hoffen,
dass das auch in Bremerhaven und in Bremen mög-
lich ist. Wir wollen, dass das persönliche Budget ein
Erfolg wird. Es ist ein Teil des Paradigmenwechsels.
Wir wollen weg vom reinen Fürsorgegedanken hin
zu mehr Selbstbestimmung und Teilhabe behinder-
ter Menschen. Die CDU-Bürgerschaftsfraktion wird
sich auch weiter in dieser Frage der Umsetzung en-
gagieren. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Ein Antrag zur Ge-
schäftsordnung! – Bitte, Herr Röwekamp!

Abg. Röwekamp (CDU): Frau Präsidentin, ich schla-
ge vor, dass wir die Debatte aussetzen, bis die zu-
ständige Senatorin eintrifft, und bis dahin die Tages-
ordnungspunkte ohne Debatte aufrufen. Ich glaube,
es macht Sinn, die Debatte in Gegenwart der Sena-
torin zu führen. Ich beantrage also formal die Unter-
brechung der Debatte.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Gibt es hierzu eine
Gegenrede? – Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Ich bin
dagegen, weil der Senat vertreten ist. Mehr sagt un-
sere Geschäftsordnung nicht. Es ist Sache des Senats,
das zu vertreten, aber für uns ist der Senat vertre-
ten.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Dann lasse ich jetzt
über den Geschäftsordnungsantrag abstimmen.

Wer dem Geschäftsordnungsantrag seine Zustim-
mung geben möchte – –.

(Zurufe)

Frau Senatorin Rosenkötter ist nun anwesend.

Ich möchte mir aber hierzu noch eine Bemerkung
erlauben. Ich glaube, dass, wenn man in der Inter-
fraktionellen Besprechung wirkliche Fünf-Minuten-
Debatten von vornherein als Fünf-Minuten-Debat-
ten auch deklariert und nicht als Debatten mit einer
Redezeit nach der Geschäftsordnung, solche zeitli-
chen Brüche nicht auftreten werden. Dies wäre ein-
fach einmal der Appell, und dann könnten wir den

Ablauf auch für alle Seiten besser gestalten. – Dan-
ke schön!

(Beifall)

Das Wort hat der Abgeordnete Frehe.

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Kollege Bartels, Sie haben sehr hervorgehoben, dass
es der CDU-Fraktion darum geht, die Selbstbestim-
mung Behinderter zu fördern und insbesondere auch
das persönliche Budget jetzt anzuschieben, und be-
mängeln, dass es nicht angeschoben worden ist, ob-
wohl es seit 2001 im Sozialgesetzbuch IX steht.

Ich erinnere daran, dass Sie an der Regierung be-
teiligt waren und dass Sie mit daran beteiligt waren,
dass dies in der Tat in Bremen etwas verschlafen
wurde. Mit der Schaffung des Sozialgesetzbuches IX
2001 ist diese Möglichkeit geschaffen worden. Das
persönliche Budget bedeutet, dass ein Anspruch
behinderter Menschen auf Rehabilitationsleistung –
nicht jeglicher Leistung, das muss man auch noch
einmal sagen, das sind Leistungen des Sozialgesetz-
buches IX – besteht, selbst zu entscheiden, wo und
wie die Leistung erbracht wird, also statt der Sach-
leistung wird ihnen, das haben Sie gesagt, ein Geld-
betrag gezahlt.

Ich möchte es noch einmal für andere deutlich ma-
chen. Wir haben in der Regel bei den Sachleistun-
gen ein Dreiecksverhältnis: Wir haben ein Vertrags-
verhältnis zwischen dem Träger, der die Leistung
erbringt, und dem Leistungsträger, also dem Finan-
zierungsträger, zum Beispiel der Sozialhilfebehörde,
und wir haben einen öffentlich-rechtlichen Anspruch
des Einzelnen an den Sozialhilfeträger zum Beispiel,
und wir haben noch ein weiteres Vertragsverhältnis
des Einzelnen zu seinem Leistungserbringer. Das
verkürzen wir jetzt hier auf ein Vertragsverhältnis
zwischen dem Leistungserbringer und demjenigen,
der diesen Anspruch hat, natürlich auf der Grundla-
ge des öffentlich-rechtlichen Anspruchs, den der
Einzelne gegen das Sozialamt hat.

Das heißt, der Betroffene selbst wird aktiv und
schließt einen Vertrag mit seinem Leistungserbrin-
ger, und über ihn wird nicht ein Vertrag zulasten oder
zugunsten Dritter geschlossen. Manchmal ist es eben
ein Vertrag zulasten Dritter. Damit wird nicht nur eine
andere Technik der Leistungsgewährung gewählt, die
bevormundende Fürsorge wird durch eine selbstbe-
stimmte Wahlentscheidung behinderter Menschen
und ihre Möglichkeit, auch die Leistungsgewährung
gestalten zu können, ersetzt. Nur wenige haben, wie
die Mitteilung des Senats darstellt, bisher davon Ge-
brauch gemacht.

Woran liegt das? Um das persönliche Budget ins-
besondere als trägerübergreifendes Budget in An-
spruch zu nehmen, muss man mit den Rehabilitati-
onsträgern über eine Zielvereinbarung verhandeln –



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 14. Sitzung am 24. 01. 08948

(A) (C)

(B) (D)

das ist bei Ihnen etwas zu kurz gekommen –, die Leis-
tungsanbieter finden und mit ihnen Bedingungen ihrer
Leistungserbringung aushandeln. Ein solcher Prozess
erfordert auch von dem beziehungsweise der Leis-
tungsberechtigten eine Menge Engagement, Kennt-
nisse und Verhandlungsgeschick.

Die Rehabilitationsträger, insbesondere die Sozi-
alämter, haben die Betroffenen hierbei bisher nicht
in dem Umfang unterstützt und sogar teilweise man-
gels Kenntnissen oder weil es zusätzliche Arbeit macht,
diesen Anspruch unterlaufen. Das war in der Vergan-
genheit so, und das wird sich künftig ändern. Die
wenigen Modellprojekte waren zudem sehr beschei-
den konzipiert. Ich weiß nicht, ob Sie die Modellbe-
richte gelesen haben. Die Modelle waren im Wesent-
lichen nicht auf ein trägerübergreifendes Budget aus-
gerichtet, sondern nur auf kleine Bereiche des Leis-
tungsspektrums.

Die meisten Träger beschäftigen sich daher erst jetzt
mit dem persönlichen Budget, da es nun zum Rechts-
anspruch geworden ist und jeder das durchsetzen
kann, obwohl man auch bei Ermessensentscheidun-
gen natürlich erwarten kann, dass die Behörde in dem
Rahmen in die Ermessensprüfung eintritt und über-
legt, ob sie nicht ein solches persönliches Budget dem
Betroffenen gegenüber leisten kann.

Für ein persönliches Budget braucht man unabhän-
gige Beratung. Sie haben das so auf die Budgetas-
sistenten konzentriert, das ist ja nur eine bestimmte
Form für Menschen, die ihre Rechte nicht selbst in
Anspruch nehmen können, insbesondere Menschen
mit geistigen Beeinträchtigungen. Aber es braucht
eine unabhängige Beratung. Sie haben von 847 Bud-
gets in Deutschland gesprochen. Das ist nicht ganz
richtig, das sind die Budgets in den Modellregionen.
Es gibt aber eine ganze Reihe von Budgets, insbe-
sondere in Rheinland-Pfalz. Man geht davon aus, dass
es allein in Rheinland-Pfalz ungefähr 2000 Budget-
nehmer gibt. Diese Budgetnehmer sind deshalb dort
so stark vertreten, weil Rheinland-Pfalz die unabhän-
gige Beratung insbesondere mit den Behindertenver-
bänden frühzeitig aufgebaut und das sehr stark un-
terstützt hat.

An der Antwort habe ich in der Tat etwas zu kriti-
sieren, Sie haben das aber so nachgefragt und da-
mit auch dem Senat die Antworten in den Mund ge-
legt, dass die gemeinsamen Service- und Beratungs-
stellen hier eine wichtige Rolle spielen sollen. Das
persönliche Budget werden sie kaum zum Erfolg füh-
ren, weil im Grunde genommen die Renten- und Kran-
kenversicherungsträger, die hier die gemeinsamen
Beratungsstellen in Bremen unterhalten, häufig ge-
rade in diesen Bereichen nicht besonders qualifiziert
sind.

Im Wesentlichen sind insbesondere die Sozialhil-
febehörden angesprochen. Sie haben als gemeinsa-
me Beratungsstelle auch keine Entscheidungsbefug-
nisse, sondern müssen das Budget vermitteln. Sie kön-

nen auch nicht als sogenannte Beauftragte tätig wer-
den, weil die Beauftragten ja die Leistungen koor-
dinieren und dann Entscheidungen treffen müssen.
Insofern würde ich mir überlegen, wenn ich ein sol-
cher Budgetnehmer wäre, überhaupt zu einer solchen
gemeinsamen Beratungsstelle zu gehen. Ich halte
diese für wenig geeignet, hier weiterzuhelfen, son-
dern ich würde insbesondere zu den Leistungsträgern
gehen, die den großen Teil der Leistungen erbringen.
Das sind im Wesentlichen die Sozialhilfeträger.

Ermutigend ist allerdings, dass der Sozialhilfeträ-
ger, also Bremen, sich jetzt darauf einrichtet und sechs
Leute in sechs verschiedenen Bereichen geschult hat,
also insofern weiß ich nicht, warum Sie zu der Aus-
sage kommen, hier in Bremen habe man sich nicht
vorbereitet. Hier in Bremen wird diese Schulung er-
folgen oder ist schon erfolgt, sodass das Amt für So-
ziale Dienste, das in Bremen auch diese Beratung vor-
nimmt, soweit es jetzt die Seite des Finanzierungs-
trägers angeht, auch vorbereitet ist.

Bei Rahmenrichtlinie haben Sie von Beschwerden
der Verbände gesprochen! Ich weiß nicht, auf wel-
che Verbände Sie sich beziehen. Die Behinderten-
verbände sind mit dem Behindertenbeauftragten ein-
bezogen worden, und dieses persönliche Budget rich-
tet sich ja primär an die Behinderten. Die anderen
sind nur auf der Leistungserbringerseite gefragt, näm-
lich bei der Frage, ob sie ihre Angebote entsprechend
auf das persönliche Budget zuschneiden. Darauf kom-
me ich gleich noch einmal zurück.

Wichtig ist, dass wir jetzt damit anfangen, und nun
kommt es darauf an, die Theorie in die Praxis um-
zusetzen. Zahlreiche Personen, die ihre Hilfen nicht
immer unter der Beachtung sozialversicherungsrecht-
licher Vorschriften zum Beispiel im Rahmen der Nach-
barschaftshilfe organisieren, könnten jetzt Budget-
nehmer werden. Sie könnten das einerseits in der
Form des Arbeitgebers in legale Arbeitsverhältnis-
se überführen, aber auch eine sichere Unterstützung,
wie das über Nachbarschaftshilfe möglich ist, errei-
chen, indem sie selbst dann vertraglich die Leistungs-
erbringer verpflichten.

Dazu muss die unabhängige Beratung der Betrof-
fenen ausgebaut werden, das haben wir bereits in
der Koalitionsvereinbarung angedeutet. Ich bin der
Auffassung, dass in Bremen und Bremerhaven ein ent-
sprechendes Beratungsangebot von unabhängigen
Trägern vorgehalten werden muss, wenn möglich, von
Behindertenverbänden.

Auch sollte die Sozialsenatorin mit den Leistungs-
erbringern Gespräche aufnehmen, das wäre meine
herzliche Bitte an Sie, Frau Senatorin, über die Mo-
dularisierung – ein furchtbares Wort – ihrer Leistungs-
angebote. Das heißt, dass sie ihre Komplexleistun-
gen, also die Gesamtleistungen, zum Beispiel die
Heimunterbringung, in einzelne Teilbereiche aufglie-
dern. Behinderte Menschen müssen die Möglichkeit
erhalten, zum Beispiel in Einrichtungen zwar die Un-
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terkunft und Nachtpflege in Anspruch zu nehmen,
ihren Pflegedienst am Tag aber selbst in die Hand
zu nehmen.

Mitarbeiter der Werkstatt Bremen könnten zum Bei-
spiel ihre Leistungen in einem Budget für Arbeit mit-
nehmen, um sich die Unterstützung für die Einglie-
derung in den allgemeinen Arbeitsmarkt einkaufen
zu können. Besucher einer Tagesstätte müssen die
Möglichkeit erhalten, die Fahrt zur Tagesstätte statt
des Fahrdienstes selbst zu organisieren und die Frei-
zeitaktivitäten mit eigenen Helfern wahrzunehmen.
Das sind Beispiele, die meines Erachtens ein Mehr
an Qualität und Selbstbestimmung ermöglichen wer-
den. Dazu müssen diese Gesamtleistungen, die Rund-
um-die-Uhr-Versorgung, in Teilleistungen aufgesplit-
tet werden, und dazu muss man dann mit Leistungs-
erbringern reden.

Mit einem solchen Unterstützungskonzept muss die
senatorische Behörde nicht nur abwarten, dass die
Leistungserbringer kommen, sondern man kann hier
aktiv die Nachfrage nach dem persönlichen Budget
fördern. Sie kann damit aktiv diese innovative Leis-
tungsform zur Unterstützung der Selbstbestimmung
behinderter Menschen fördern und Wirklichkeit
werden lassen. – Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bevor ich jetzt dem
nächsten Redner das Wort erteile, möchte ich Ihnen
mitteilen, dass inzwischen interfraktionell vereinbart
wurde, nach der Debatte zum Datenschutz den Ta-
gesordnungspunkt 5 auszusetzen. Das heißt, der
Tagesordnungspunkt, in dem es um die Verwendung
von zugesicherten Bundesmitteln für den Ausbau der
Kleinkinderbetreuung im Land Bremen, Große An-
frage der Fraktion der CDU vom 13. November 2007,
Drucksache 17/123, zusammen mit der Mitteilung des
Senats vom 15. Januar 2008, Drucksache 17/207, geht,
wird heute nicht mehr debattiert.

Stattdessen soll nach der Datenschutzdebatte die
Beratung mit Tagesordnungspunkt 6 fortgesetzt wer-
den. Da geht es um die Verlegung des Sozialmedi-
zinischen Dienstes vom Gesundheitsamt in das So-
zialamt Bremerhaven, Große Anfrage der Fraktion
der CDU vom 13. November 2007, Drucksache 17/
124, zusammen mit der Mitteilung des Senats vom
18. Dezember 2007, Drucksache 17/191. Soweit zu
den interfraktionellen Vereinbarungen!

Wir setzen die Debatte fort.

Das Wort erhält der Abgeordnete Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Es ist bereits mehrfach
angesprochen worden: Seit dem 1. Januar 2008 ha-
ben Menschen mit Behinderungen nunmehr einen

uneingeschränkten Rechtsanspruch auf die Leistungs-
erbringung als persönliches Budget, also die Gewäh-
rung von Hilfen verschiedener Leistungsträger als
Geldleistungen aus einer Hand.

Frau Senatorin, eigentlich müssten Sie der CDU für
diese Anfrage dankbar sein, die sie noch rechtzeitig
vor Jahresschluss darauf hingewiesen hat, dass in
diesem Bereich noch einige Arbeiten ausstehen. Wir
als FDP wären nicht so gnädig mit Ihnen gewesen,
wir hätten diese Anfrage im Januar eingebracht.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe den Eindruck gehabt, dass danach doch die
Hektik im Ressort sehr groß war, um noch rasch alle
Vorbereitungen zu treffen und rechtzeitig in die Gre-
mien einzusteuern, aber Sie können ja nachher er-
klären, dass das nicht so gewesen ist, ich will es Ih-
nen gern glauben.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Sie sind
auch ein ganz Schlauer, nicht?)

Ich schildere Ihnen ja nur meinen persönlichen Ein-
druck!

Seit mehreren Jahren können Behinderte und Pfle-
gebedürftige das trägerübergreifende persönliche
Budget bereits im Rahmen von Modellprojekten be-
anspruchen, insofern ist es in der Tat kein Experiment.
Man muss auch noch einmal deutlich sagen: Die
Reform verfolgt das Ziel, möglichst vielen Menschen
mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben zu
ermöglichen und dem Grundsatz ambulanter vor
stationärer Betreuung zu genügen. Das ist das Ziel,
es ist also von vornherein darauf angelegt, dass mög-
lichst viele dies auch wirklich in Anspruch nehmen
sollen und nicht eine Randerscheinung dort zu schaf-
fen, die am Ende von niemandem wahrgenommen
wird.

Meine Damen und Herren, wir Liberale treten für
die größtmögliche Freiheit des einzelnen Menschen
in jeder gegebenen Lebenssituation ein. Deshalb ist
die Erhaltung und Entfaltung der Individualität per-
sönlichen Daseins und der Pluralität menschlichen
Zusammenlebens auch eines der Kernziele liberaler
Politik. Deshalb unterstützen wir ausdrücklich die-
sen Ansatz des persönlichen Budgets.

(Beifall bei der FDP)

Für uns ist, und so habe ich auch den Kollegen
Bartels verstanden, das persönliche Budget eben kein
fiskalisches Instrument, um im Bereich der Einglie-
derungshilfe möglichst geringe Mittel aufwenden zu
müssen. Für uns steht immer im Vordergrund, dass
Menschen so selbstbestimmt wie möglich leben kön-
nen.
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Wir Liberale haben allerdings den Eindruck, dass
der Senat das persönliche Budget im Grunde eigent-
lich gar nicht will. Es überwiegen nach unserem Ein-
druck Bedenken, weil sich durch die Budgets einer-
seits die Mittelverteilung auf die einzelnen Träger noch
stärker der zentralen Kontrolle entzieht und zum an-
deren gerade kleinere Anbieter von Hilfeleistungen
davon profitieren könnten.

Der Vorwurf, dass Budgets nicht bedarfsdeckend
seien, und das, denke ich, ist auch ein Teil der Wahr-
heit, Herr Kollege Frehe, warum das noch nicht so
angenommen wird, ist ein Vorwurf, der auch in an-
deren Bundesländern schon erhoben worden ist. Ich
denke, dem muss man hier auch entschieden entge-
gentreten, denn das sind natürlich auch Ängste, die
gerade Menschen mit Behinderungen haben, dass
sie sich dann vielleicht schlechter stellen, wenn sie
das persönliche Budget annehmen sollten. Insofern
sind gerade da auch Information und Aufklärungs-
arbeit unbedingt geboten.

(Beifall bei der FDP)

Aus unserer Sicht stärkt die Antwort des Senats
allerdings auch hier nicht unbedingt das Vertrauen
der Leistungsempfänger in das persönliche Budget.
So heißt es in der Antwort des Senats zu Frage 11 etwa:
Ein Auftrag zur Sicherstellung der bisherigen Kos-
tenhöhe ist auf Basis der gesetzlichen Grundlagen
nicht herleitbar. Frau Senatorin, das mag zwar so sein,
aber bei den Leistungsempfängern, die das lesen, wird
doch auf diese Weise die Sorge gerade noch genährt,
dass ihnen künftig weniger Mittel und Leistungen zur
Verfügung stehen werden, wenn sie sich für das
persönliche Budget entscheiden. Das kann, jedenfalls
aus meiner Sicht, nicht in unserem Interesse sein.

(Beifall bei der FDP)

Wenn wir die Schlagworte „ambulant vor statio-
när“ oder „individueller Hilfebedarf“ oder die For-
derung nach einer möglichst großen Selbstbestimmt-
heit bei Menschen mit Behinderungen nicht nur in
Sonntagsreden im Mund führen, sondern wirklich
ernst nehmen, muss in diesem Bereich mehr gesche-
hen, muss mehr Informationsarbeit geleistet werden.
Schon zu Beginn der vergangenen drei Testjahre wur-
den zahlreiche Konstruktionsfehler des persönlichen
Budgets aufgedeckt, und das darf ich hier an dieser
Stelle auch einmal sagen, die leider bisher nicht zu
den nötigen Korrekturen seitens des Bundesgesetz-
gebers geführt haben.

Infolge fehlender Beratungs- und Unterstützungs-
angebote und komplizierter Verfahren zur Hilfebe-
darfsermittlung, Kollege Frehe ist darauf ja schon
ansatzweise eingegangen, ist die Zahl der Budget-
nehmer in Bremen, aber auch in anderen Bundes-
ländern weit hinter den Erwartungen zurückgeblie-

ben. Bremen ist hier eben leider kein Vorreiterbun-
desland, und das finde ich schade. Wir könnten das
sein, denn wir haben eigentlich sehr ausgeprägte Hil-
festrukturen für Menschen mit Behinderungen. Ich
hätte mir eigentlich gewünscht, dass man diese Chan-
ce des persönlichen Budgets stärker wahrgenommen
und im Vorfeld auch stärker beworben hätte.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP fordert den Senat daher auf, die Vorteile
und Chancen des persönlichen Budgets noch stärker
zu bewerben und auf Bundesebene darauf hinzuwir-
ken, dass die Konstruktionsfehler bei der gesetzlichen
Ausgestaltung des persönlichen Budgets umgehend
korrigiert werden! Aber auch die Unternehmen der
Sozialwirtschaft sind jetzt aufgefordert, mit mehr
Angeboten und einer, Herr Kollege Frehe hat es mit
dem Begriff Modularisierung umschrieben, entspre-
chenden Angebotspalette auf das persönliche Bud-
get zu reagieren und dies noch stärker zum Erfolgs-
modell werden zu lassen, als es das bisher geworden
ist. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe
den Eindruck, wenn ich mir die ja immerhin Große
Anfrage der CDU ansehe, das ist etwas überpropor-
tioniert, ich denke, eine Kleine Anfrage hätte es auch
getan.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Darüber
brauchen Sie ja nicht zu befinden!)

Das kann ich aber trotzdem werten! Eine Kleine
Anfrage hätte ausgereicht.

(Zurufe von der CDU – Abg. Frau T r o e -
d e l  [Die Linke]: Lass dich nicht aus dem

Konzept bringen!)

Kein Problem!

Was ich etwas sonderbar finde, ist im Grunde ge-
nommen, es hat in der Sozialdeputation eine Diskus-
sion über diese Hilfen gegeben, wir haben damals
über mögliche Formen der Veröffentlichung und
Werbung dafür geredet. Wir haben damals auch fest-
gestellt, dass es Probleme bei der Qualität und der
Umstrukturierung der heutigen Trägerlandschaft
geben könnte. Daraus resultierten die verabschiedeten
Rahmenrichtlinien, was ich völlig in Ordnung finde.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Was ich an dieser Anfrage beziehungsweise an der
Antwort in der Tat ein bisschen dünn finde, dazu
möchte ich die Frage 5 zitieren, da fragt die CDU: „Wie
beurteilt der Senat die Tatsache, dass die Nachfra-
ge nach der Leistungsform des persönlichen Budgets
im Lande Bremen bisher gering ist?“ Dann ist die
Antwort: „Ziel des persönlichen Budgets ist es, behin-
derten Menschen ein größtmögliches Maß an Selbst-
bestimmung  zu  gewährleisten.  Selbstbestimmung
heißt auch, über die Inanspruchnahme des persön-
lichen Budgets als alternative Leistungsform gegen-
über einer Sachleistung selbst zu entscheiden. Die
Nachfrage obliegt den behinderten Menschen.“ Das
ist so eine Formulierung: Na ja, sie können selbst
entscheiden, wenn sie dann nicht entscheiden, dann
entscheiden sie nicht, das ist uns egal. Ich finde, diese
Antwort ist einfach ein bisschen dünn.

Ich glaube, berechtigt ist ja, dass man auch in den
Modellversuchen feststellt, dass diese an sich erst
einmal gute Möglichkeit wenig angenommen wird.
Dann muss man ja fragen, warum sie nicht angenom-
men wird. Da hat Herr Frehe schon einige Antwor-
ten gegeben. Ich denke, eine weitere Möglichkeit,
um die man sich sicherlich auch aus dem Ressort
heraus kümmern müsste, ist natürlich, dass die Trä-
ger, die es bis heute gibt, die die Leistungen bis heute
angeben, einen solchen Umbau auf Module vorneh-
men, wie Herr Frehe vorgeschlagen hat. Ich finde,
das ist eigentlich eine gute Sache, aber dann darf man
ja nicht vergessen, dass das große beschäftigungs-
politische Folgen zum Beispiel für die Träger hat. Das
bedeutet eine vollkommene Umstrukturierung. Dass
da von der Seite, sage ich einmal, die ganze Sache
nicht unbedingt gefördert wird, kann man, glaube ich,
nachvollziehen.

Da, denke ich, müsste man sich schon noch einmal
ein bisschen einmischen, auch bei der Qualität. Die
Rahmenrichtlinie, die in der Sozialdeputation verab-
schiedet wurde, ist ein richtiger Ansatz, aber natür-
lich, auch dabei muss man schauen: Ist denn tatsäch-
lich in allen Fällen die Qualität gewährleistet, und
wie kann man da Sicherheitsbarrieren einbauen, dass
es da zu keinen komischen dunklen Wegen bezie-
hungsweise zu schlechter Qualität für die Behinder-
ten kommt? Von daher würde ich einfach vorschla-
gen: Die CDU hat nachgefragt, ich finde, einige der
Antworten sind zu dünn ausgefallen, aber ich kann
mir durchaus vorstellen, die nächste Sitzung der
Sozialdeputation kommt bestimmt, und da sollte man
dieses Thema weiter bearbeiten.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Meine Damen und
Herren, bevor ich der nächsten Rednerin das Wort
erteile, möchte ich auf der Besuchertribüne Herrn
Reinhard Führer, den Präsidenten des Volksbundes
Deutscher Kriegsgräberfürsorge und ehemaligen Par-
lamentspräsidenten des Abgeordnetenhauses Berlin,

begrüßen. – Herzlich willkommen im Haus der Bür-
gerschaft!

(Beifall)

Als Nächste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Garling.

Abg. Frau Garling (SPD)*): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Lieber Herr Möllenstädt – ich
sehe ihn jetzt gerade nicht! –, ich glaube, Sie über-
schätzen sich ein wenig! Wenn es Ihnen bei solchen
Anfragen nur darum geht, gnädig oder ungnädig auf
Anfragen, die hier gestellt werden, zu sein, dann
haben Sie, glaube ich, Ihren Auftrag hier in diesem
Haus ein bisschen falsch verstanden.

(Beifall bei der SPD und bei der Linken)

Im Übrigen sind Sie überhaupt nicht auf die Idee
gekommen, diese Anfrage zu stellen, sondern die CDU
hat dies gemacht.

Ich glaube auch, dass wir die Antwort des Senats
nicht gleich interpretiert haben. Das Budget und die
damit verbundenen Anforderungen werden sich mei-
ner Auffassung nach mit der Inanspruchnahme ent-
wickeln. So habe ich diese Antwort gelesen. Stellen
Sie sich einmal vor, jemand würde Ihnen vorschrei-
ben, bei welchem Anbieter Sie bestimmte Dienstleis-
tungen einkaufen müssen! Sie hätten keine Wahlfrei-
heit und wären gezwungen, benötigte Dienstleistun-
gen entgegenzunehmen, ohne sie eigenverantwortlich
ausgesucht zu haben. Das ist doch eine Vorstellung,
die für uns schwierig ist. Wir sind es gewohnt, eige-
ne Modelle für notwendige Maßnahmen zu entwi-
ckeln, Dienstleister nach eigenen Kriterien auszusu-
chen und auch zu wechseln, wenn uns das Angebot
nicht gefällt.

Die Antwort des Senats zeigt aus unserer Sicht
deutlich, dass er gut auf die Entwicklung vorberei-
tet ist. Mit dem persönlichen Budget soll die behin-
derte Frau und der behinderte Mann eine Rolle als
Kunde wahrnehmen, der sich auf dem Dienstleis-
tungsmarkt die Hilfen, die er braucht, einkaufen kann.
Das Budget ist eine Geldleistung, die so hoch sein
muss, dass der jeweilige Hilfebedarf des behinder-
ten Menschen gedeckt werden kann. Er kann sich
mit einem bestimmten Hilfebedarf an einen Leistungs-
träger wenden, der den Bedarf überprüft, um ihm dann
ein bestimmtes persönliches Budget zu bewilligen.
Dies wird monatlich ausgezahlt. Zusätzlich können
Sozialleistungen beansprucht werden, zum Beispiel
Grundsicherung oder Pflegegeld.

Der behinderte Mensch kann wählen zwischen
klassischen Einrichtungen und Diensten der Behin-
dertenhilfe, allgemeinen Dienstleistern und Privat-
personen, die ihre Arbeitskraft gegen Bezahlung an-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 14. Sitzung am 24. 01. 08952

(A) (C)

(B) (D)

bieten. Dabei könnte er zum Beispiel die sozialpäd-
agogische Begleitung bei einem ambulanten Dienst,
die Haushaltshilfe bei der Nachbarschaftshilfe und
die Begleitung zum Kino oder anderen Freizeitbe-
schäftigungen bei einer Privatperson vereinbaren. Der
behinderte Mensch sagt, wann und in welcher Form
er diese Hilfe haben möchte.

Der Anspruch auf ein persönliches Budget fördert
die Selbstbestimmung und stellt an den behinderten
Menschen hohe Anforderungen an Selbstständigkeit
und Eigenverantwortung. Es müssen Entscheidun-
gen selbst getroffen, Angebote gesucht und darauf
geachtet werden, dass das Budget reicht. Viele be-
hinderte Menschen sind damit überfordert und brau-
chen jemanden, der sie berät und unterstützt. Diese
Hilfe muss dann auch über ein entsprechendes Be-
ratungs- und Assistenzmodell sichergestellt werden,
und ich bin davon überzeugt, genau dahin wird sich
das dann auch entwickeln.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Auch gibt es große Sorgen darüber, dass ein per-
sönliches Budget missbraucht werden könnte, dass
jemand dem behinderten Menschen das Geld weg-
nehmen könnte oder nur die billigsten Hilfen einkauft.
Dabei sieht der Gesetzgeber vor, bei Vertragsabschluss
eine Zielvereinbarung abzuschließen, die sich an dem
benötigten Hilfebedarf orientiert. In Bremen soll diese
Vereinbarung erstmalig nach sechs Monaten über-
prüft werden. Normalerweise muss man das eigent-
lich erst nach zwei Jahren, aber hier, wie gesagt, nach
sechs Monaten.

Obwohl es bundesweit seit 2002 Modellversuche
zum Thema gibt, haben sich nicht viele behinderte
Menschen daran beteiligt. Es gibt Befürchtungen, dass
die Betroffenen zu einer Eigenverantwortung gezwun-
gen werden, die viele gar nicht tragen können, und
es gibt die Vermutung, dass der Staat nur Gelder ein-
sparen und mit dem persönlichen Budget dem be-
hinderten Menschen das Problem allein überlassen
will. Diese Sorgen sind ernst zu nehmen, aber man
muss betonen, dass niemand zur Inanspruchnahme
eines persönlichen Budgets gezwungen werden kann,
es ist ein Angebot zu mehr Selbstbestimmung und
kein Zwang.

Das persönliche Budget stellt lediglich eine zusätz-
liche Wahlmöglichkeit für behinderte Menschen dar.
Das Budget kann nur gewährt werden, wenn es selbst
beantragt wird, es kann auch jederzeit gekündigt
werden, und die Hilfen können dann wieder in Form
von Sachleistungen in Anspruch genommen werden.
Es gibt in jedem Fall den Anspruch auf die individu-
elle Hilfeleistung, egal, welches Modell gewählt wird.

Die Einführung des Rechtsanspruchs auf ein per-
sönliches Budget für Menschen mit Behinderung ab

Januar 2008 und die Ausgestaltung ist sowohl für die
Leistungsträger als auch für die Betroffenen Neuland.
Bei den Leistungsträgern können sich Konkurrenzen
entwickeln, und Gesamtpakete, die bisher angebo-
ten wurden, müssen in einzelne Module, die nach-
gefragt sind, entwickelt werden. Wir als SPD-Frak-
tion sind jedoch davon überzeugt, dass für behinderte
Menschen durch die Inanspruchnahme des persön-
lichen Budgets ein größtmögliches Maß an Selbstbe-
stimmung gewährleistet werden kann. Als eine neue
Möglichkeit wird es darauf ankommen, die Einfüh-
rung gut zu begleiten und unsichere Menschen zu
unterstützen.  Der  Landesbehindertenbeauftragte,
Herr Dr. Steinbrück, wird diesen Prozess eng beglei-
ten. Das persönliche Budget für behinderte Menschen
kann sich als eine zusätzliche Leistung langsam eta-
blieren.

Meine Damen und Herren von der CDU, mit die-
ser Großen Anfrage wollen Sie zeigen, dass Ihnen
dieses Thema am Herzen liegt. Ich würde Ihnen je-
doch ans Herz legen, mit Ihren Sitzen im Betriebs-
ausschuss der Werkstatt Bremen in dieser Legisla-
turperiode auch einmal teilzunehmen, denn dort sind
viele behinderte Menschen beschäftigt, die sich für
dieses Thema interessieren. Solide sozialpolitische
Arbeit darf nicht nur auf öffentliche Effekte ausge-
richtet sein, sondern muss sich, um glaubwürdig zu
sein, auch in der täglichen Mitarbeit beweisen. Wir
von der SPD-Fraktion können Ihnen versichern, dass
es Sinn macht, die Interessen der betroffenen Men-
schen dort zu vertreten, wo sie sich befinden. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Frehe.

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich möchte die
Debatte nicht unnötig verlängern, aber ich möchte
doch zu zwei, drei Aspekten, die eben von meinen
Vorrednern angesprochen worden sind, noch einmal
Stellung nehmen!

Zu Herrn Möllenstädt! Sie haben gesagt, das per-
sönliche Budget ist auch deshalb häufig nicht in An-
spruch genommen worden, weil die Angst bestand,
dass hiermit eine Kürzung der Leistungen und eine
fehlende Bedarfsgerechtigkeit verbunden ist. Es ist
richtig, dass solche Ängste bestehen, aber wenn man
es nach dem Gesetz richtig macht, dann kann das nicht
passieren, denn im Gesetz steht ganz klar, dass die
Bedarfsdeckung erfolgen soll, dass es einen Anspruch
auf Bedarfsdeckung gibt. Es ist auch noch einmal in
der Budgetverordnung in Paragraf 4 ausgeführt, dass
in der Zielvereinbarung festgelegt werden soll, dass
die Bedarfsdeckung auch sichergestellt ist. Das Glei-
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che gilt für die Frage der Qualitätssicherung, Herr
Erlanson, auch das ist in Paragraf 4 enthalten.

Man sieht also, der Zielvereinbarung kommt eine
ungeheure Bedeutung zu. Das heißt, die Frage, wie
diese Zielvereinbarung formuliert wird, bestimmt im
Wesentlichen darüber, ob jemand gute Leistungen
bekommt, ob die Qualität gesichert ist, ob es bedarfs-
deckend ist und ob er oder sie tatsächlich seine be-
ziehungsweise ihre Selbstbestimmung damit reali-
sieren kann. Weil der Leistungsträger natürlich auf
der anderen Seite steht, kommt es bei den Verhand-
lungen über die Zielvereinbarung darauf an, Betrof-
fene zu unterstützen. Deswegen habe ich so stark in
den Vordergrund gestellt, dass eine unabhängige Be-
ratung nötig ist, um die Betroffenen bei der Durch-
setzung ihrer Ansprüche auch zu unterstützen. Das
ist in Rheinland-Pfalz mit großem Erfolg so passiert,
und ich wünsche mir, dass wir das hier in Bremen auch
bei beschränkter Haushaltslage so hinbekommen.

Das Nächste ist die Frage, warum es immer geha-
pert hat am persönlichen Budget: Wenn es trägerüber-
greifend war, muss ja einer der Träger Beauftragter
werden und dafür sorgen, dass das Geld von den an-
deren Trägern auch kommt, und diese Aufgabe wollte
kaum ein Träger übernehmen. Ich mache schon ziem-
lich lange Beratungen zum persönlichen Budget für
behinderte Menschen, und ich habe einmal vier Würz-
burger beraten, die nicht in ein Heim abgeschoben
werden wollten, sondern im Rahmen des persönli-
chen Budgets ihre Hilfen organisieren wollten. Da hat
mir ein Sozialdezernent ganz klar gesagt: Was inte-
ressiert mich die Rechtslage? Das hat mich in der Tat
etwas verblüfft, aber ich denke, das war noch die
Haltung, die dort vorgeherrscht hat, und ich gehe da-
von aus, dass sich das jetzt aber mit dem Rechtsan-
spruch ändert.

Ich gehe davon aus, dass wir hier in Bremen ei-
nen anderen Weg gehen können, und das, was mit
der Rahmenvereinbarung vorgeschlagen und vorge-
geben worden ist und was mit der Schulung der Mit-
arbeiter im Ressort in Gang gekommen ist, macht mir
Hoffnung, dass wir hier in Bremen jetzt flugs voran-
gehen und vielleicht irgendwann – zwar nicht in der
Gesamtzahl, aber zumindest mit der Qualität der Un-
terstützung und Beratung – mit Rheinland-Pfalz gleich-
ziehen können. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Ohne die Debatte un-
nötig in die Länge ziehen zu wollen, will ich doch noch
einmal auf zwei Punkte eingehen! Zum einen, Frau
Kollegin Garling: Sie dürfen uns als FDP-Fraktion da

voll vertrauen! Wir sind uns immer voll darüber be-
wusst, wann wir welche Anfrage geeignet stellen kön-
nen, und das war auch in diesem Fall so.

Im Übrigen weise ich entschieden zurück, dass wir
nicht auf die Idee gekommen wären! Wenn Sie mir
zum Beispiel in der Debatte zum Bericht des Landes-
behindertenbeauftragten zugehört hätten, dann haben
wir genau diesen Punkt, den wir heute debattieren,
dort auch schon einmal angesprochen. Seitdem wäre
es meines Erachtens auch spätestens geboten gewe-
sen, zu agieren und entsprechende Vorbereitungen
zu treffen. Es war also nicht so, dass wir hier jetzt ohne
Vorwarnung debattieren, sondern diese gab es ja
durchaus. Insofern wäre es auch nicht unfair gewe-
sen, die Anfrage auch im Januar zu stellen.

Vieles von dem, was Sie in Ihrem Debattenbeitrag
gesagt haben, erschien mir sehr theoretisch. Es ist ja
auch richtig zu sagen, welche Grundlagen es gibt.
Die Frage, die ich aufgeworfen habe, war aber eher
die, ob diejenigen, die dieses persönliche Budget in
Anspruch nehmen, das auch wissen. Insofern bin ich
Ihnen und dem Kollegen Frehe dankbar, dass Sie das
hier noch einmal im Detail erläutert haben, denn auch
auf diese Weise kann natürlich ein bisschen mehr
Klarheit geschaffen werden. Insofern ist auch diese
Debatte, die wir heute geführt haben, sicherlich ein
Beitrag dazu, dass diejenigen, die wir ja sozusagen
dort auch mit dem persönlichen Budget konfrontie-
ren wollen, ein Stück weit mehr Aufklärung erhal-
ten haben.

(Beifall bei der FDP)

Sie haben gesagt, die Sorgen sollen ernst genom-
men werden. Das finde ich auch, das habe ich ja in
meinem Beitrag auch gesagt. Ich denke, daran wird
aber in den nächsten Monaten noch zu arbeiten sein.
Ich habe da auch volles Vertrauen, dass das passie-
ren kann, dass das Ressort entsprechend arbeitet, aber
dass sich auch die Sozialhilfeträger entsprechend
engagieren werden. Ich gebe nur zu bedenken: Es
wäre vielleicht günstiger gewesen, dies schon Ende
letzten Jahres zu machen und dann bereits im Januar
auf dem Stand zu sein, als am 1. Januar mit der Auf-
klärungsarbeit zu starten und dann vielleicht in der
Mitte des Jahres einen hinreichenden Informations-
stand hergestellt zu haben.

(Beifall bei der FDP)

Zum Kollegen Frehe abschließend ein Wort! Auch
da finde ich es richtig, dass Sie hier noch einmal klar-
gestellt haben: In der Tat, es steht in den Regelun-
gen, dass eine Bedarfsdeckung erreicht werden muss.
Nichtsdestoweniger, das haben Sie ja auch einge-
räumt, gibt es diese Bedenken. Ich denke, es sollte
auch wirklich ein Schwerpunkt im Rahmen von In-
formationsarbeit seitens der Träger, aber auch sei-
tens des Ressorts sein, dass diese Ängste, die eben
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vorhanden sind – unberechtigterweise, aber sie sind
eben vorhanden, und darauf kommt es nachher am
Ende dann ja auch an –, dann auch ausgeräumt wer-
den können. – Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächste hat das
Wort Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Zunächst einmal,
ich bin nicht nur in meinem jetzigen Amt, sondern
auch davor an vielen Stellen und zu vielen Gelegen-
heiten mit Menschen mit Behinderungen zusammen-
gekommen, jetzt insbesondere in den letzten Monaten
bei der Werkstatt Bremen oder der Lebenshilfe, und
die Unterstützung von Menschen mit Behinderungen
liegt mir nicht nur, seit ich im Amt bin, am Herzen.
Sie muss zielgerichtet, sinnvoll und auf den einzel-
nen Menschen ausgerichtet sein. Wir reden über
Menschen mit einer Behinderung, und ich habe ein
wenig den Eindruck, dass wir hier so ein bisschen
ein Hase- und Igelspiel machen, wer war zuerst mit
welcher Information da.

Ich glaube, darum geht es nicht.

(Beifall bei der SPD)

Es geht darum, dass wir hier einen gemeinsamen Weg
finden und diese Leistungen, die wir nicht nur erbrin-
gen müssen, sondern erbringen wollen, auch entspre-
chend auf den Weg bringen.

Wir haben dazu Ende letzten Jahres in den Depu-
tationen beraten, wir haben eine Vorlage und die Rah-
menrichtlinien zur Kenntnis genommen, die im Vor-
feld sehr ausführlich auch mit dem Landesbehinder-
tenbeauftragten und mit den entsprechenden Verbän-
den diskutiert worden sind. Ich finde, es ist richtig,
dass wir uns vorgenommen haben, hier auch sehr zeit-
nah eine Überprüfung unserer gesamten Verfahren
vorzunehmen, um genau das zu tun, was wir, glau-
be ich, alle wissen: Erfahrungen müssen gesammelt
werden, und aus diesen Erfahrungen heraus müssen
wir möglicherweise das eine oder andere noch ver-
ändern.

Das persönliche Budget, und das wissen wir alle,
wird natürlich auch mit großen Erwartungen verbun-
den. Damit geht ein hohes Maß an Selbstbestimmung
einher, und dies wird, insbesondere auch von den
Behindertenverbänden, als außerordentlich positiv
bewertet. Oft wird damit allerdings auch die Vorstel-
lung verknüpft, damit stünde automatisch mehr Geld
zur Verfügung. Hier sollten wir keine falschen Erwar-
tungen wecken. Die zu zahlenden monetären Leis-
tungen dürfen und können nicht über den Sachleis-

tungen liegen. Ich glaube, das ist allen, die sich da-
mit befassen, auch weitestgehend bekannt, aber wir
sollten es auch noch einmal ganz deutlich sagen.

Dass dieses persönliche Budget eine hohe Anfor-
derung an alle Beteiligten stellt, das sehen wir nicht
nur heute in der Diskussion, sondern das wissen wir
auch aus den Gesprächen mit Betroffenen und mit
den Verbänden. Das bezieht sich auf alle, die dort von
dieser Leistung Gebrauch machen wollen, und ich
darf Ihnen sagen, bisher liegen uns zehn Anfragen
vor, und ein ganz konkreter Antrag ist eingegangen.

Wir wissen, dass in den Modellprojekten in den Län-
dern, die über einige Jahre gelaufen sind – drei Länder
haben sich daran beteiligt, und man mag es im Nach-
hinein bedauern, dass wir nicht dabei gewesen sind,
es ist so –, es leider auch dort in dieser Phase nur 400
bis 500 Anträge gegeben hat, sodass man nicht wirk-
lich sagen kann, dass wir Erfahrungen aus diesen Mo-
dellprojekten haben. Deswegen werbe ich noch ein-
mal dafür, dass wir diese Grundlage, die wir hier,
glaube ich, in einer guten Art und Weise geschaffen
haben, nehmen und das, was wir vorangebracht ha-
ben, nämlich die Qualifizierung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in den sechs Sozialzentren, darüber
hinaus in unserer Zentralstelle, im Amt für Soziale
Dienste, die also in der Lage sind, hier auch über die
Servicestellen hinaus Antworten zu geben, Beratun-
gen zu machen und Hilfestellungen zu leisten, sehr
ordentlich beobachten und daraus dann auch in die
weiteren Diskussionen in den Deputationen auf der
Arbeitsebene gehen.

Wir befinden uns in einem lernenden System, und
das muss wachsen. Dazu gehört, und das wissen wir,
dass die Betroffenen hier nicht nur mehr Selbstbe-
stimmung haben, sondern natürlich, und das ist auch
nicht von der Hand zu weisen, ein Stück ihrer bis-
herigen Sicherheit aufgeben. Sie wollen und werden
selbst entscheiden, aber sie verlassen auch die bisher
gewohnte Sicherheit. Sie müssen diese Hilfen selbst
steuern und letztendlich auch die Qualität der Leis-
tungserbringer und der Leistungserbringung kontrol-
lieren.

Wir haben also die Rahmenrichtlinien auf den Weg
gebracht, und wir haben, glaube ich, mit der heuti-
gen Debatte eines ganz wesentlich erreicht, nämlich
dass dieses Thema in der Öffentlichkeit einmal mehr
richtig präsent ist und hier im Parlament den auch
notwendigen und ihm zustehenden Raum gefunden
hat. Herzlichen Dank an Sie alle!

Ich bedaure, Herr Bartels, dass ich Ihren Beitrag
nicht hören konnte. Wir haben in der Deputation
darüber diskutiert, und wir werden sicherlich auch
weiter darüber diskutieren. Lassen Sie uns dieses
Thema weiter nach vorn bringen! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 17/179, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis.

29. Jahresbericht des Landesbeauftragten für
Datenschutz

vom 31. März 2007
(Drucksache 16/1362)

Wir verbinden hiermit:

Stellungnahme des Senats zum 29. Jahresbericht
des Landesbeauftragten für Datenschutz

Mitteilung des Senats vom 28. August 2007
(Drucksache 17/31)

s o w i e

Bericht und Antrag des Ausschusses für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und Medien-
angelegenheiten zum 29. Jahresbericht des Landes-
beauftragten für Datenschutz vom 31. März 2007
(Drs. 16/1362) und zur Stellungnahme des Senats vom

28. August 2007 (Drs. 17/31)
vom 26. November 2007

(Drucksache 17/151)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Meine Damen und Herren, der 29. Jahresbericht
des Landesbeauftragten für Datenschutz vom 31. März
2007, Drucksache 16/1362, ist von der Bürgerschaft
(Landtag) in ihrer 4. Sitzung am 11. Juli 2007 und die
Stellungnahme des Senats zum 29. Jahresbericht des
Landesbeauftragten für Datenschutz vom 28. August
2007, Drucksache 17/31, in ihrer 5. Sitzung am 19.
September 2007 an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten überwiesen worden. Dieser Ausschuss
legt nunmehr mit der Drucksachen-Nummer 17/151
seinen Bericht und Antrag dazu vor.

Gemäß Paragraf 28 der Geschäftsordnung der
Bremischen Bürgerschaft soll der Landesbeauftrag-
te für Datenschutz als Sachverständiger hinzugezo-
gen werden und zu Beginn der Aussprache gehört
werden.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Landesbeauf-
tragte für Datenschutz, Herr Holst.

Herr Holst (Landesbeauftragter für Datenschutz
und Informationsfreiheit): Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Ich bedanke mich, dass ich hier zum 29. Jah-
resbericht sprechen darf. Ein neues Parlament sieht
oft alte Dinge neu. So war es auch Anfang dieser
Legislaturperiode. Der Datenschutz, der in der letz-
ten Legislaturperiode vom Rechtsausschuss beglei-
tet worden ist, ist nun dem Ausschuss für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und Medien-
angelegenheiten, kurz Medienausschuss, zugeord-
net.

Wie Sie wissen, ist dem Landesbeauftragten für
Datenschutz im Berichtsjahr auch die Kontrolle über
die Einhaltung der Vorschriften nach dem Informa-
tionsfreiheitsgesetz übertragen worden. Federführen-
der Ausschuss für das IFG war seinerzeit der Medi-
enausschuss. So wurden jetzt Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit in einen Ausschuss gegeben, und das
ist für die Betrachtung der verschiedenen Aspekte
auch gut, denn so bleibt auch im Parlament alles in
einer Hand.

Der Medienausschuss hat auch gleich mit seiner
Arbeit angefangen und den 29. Jahresbericht und die
Stellungnahme des Senats behandelt. Die Vorsitzende,
Frau Troedel, wird Ihnen gleich die Ergebnisse prä-
sentieren. Diese liegen alle im Bereich der bremischen
Verwaltung. Es gibt aber noch eine andere Seite des
Datenschutzes.

Der Landesbeauftragte hat die Einhaltung der Vor-
schriften nach dem Bundesdatenschutzgesetz in der
privaten Wirtschaft zu kontrollieren und darüber Be-
richt zu erstatten. Auch dies ist im 29. Jahresbericht
wieder geschehen. Auch der jetzt zur Beratung an-
stehende Jahresbericht enthält daher Ausführungen
über den Datenschutz in der privaten Wirtschaft. Ich
möchte die Gelegenheit nutzen, Ihnen einmal kurz
einige Arbeitsergebnisse aus diesem Gebiet vorzu-
stellen.

Wie Sie vielleicht mitbekommen haben, hat Bre-
men im Berichtsjahr den Vorsitz der Konferenz der
obersten Aufsichtsbehörden für den Datenschutz im
nicht öffentlichen Bereich gehabt. Ich habe den Vorsitz
unter anderem dazu genutzt, dieses Gremium end-
lich davon zu überzeugen – nach knapp 30 Jahren,
muss man sagen –, seine Beschlüsse zur Rechtsaus-
legung des Bundesdatenschutzgesetzes wie auch
seine Anregungen zur Verbesserung des Datenschut-
zes öffentlich zu machen. Sie finden daher erstma-
lig in meinem Jahresbericht im Anhang die Beschlüsse
der Aufsichtsbehörden für den Datenschutz.

Es musste natürlich aber auch dafür gesorgt wer-
den, dass diese Beschlüsse jedermann zugänglich sind.
Dies macht man heute über das Internet. Sie kennen
es, wer einen solchen Vorschlag macht, muss auch
bereit sein, die Arbeit zu übernehmen und ein Por-
tal dafür zur Verfügung zu stellen. Allerdings ken-
nen Sie die finanziell und personell prekäre Situati-
on der Dienststelle. Da kam mir zur Hilfe, dass der
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Bundesbeauftragte für Datenschutz dem Gremium
der Aufsichtsbehörden als offizielles Mitglied beitreten
wollte. Ich konnte ihn davon überzeugen, dass die
Veröffentlichung der Beschlüsse auf seiner Homepage
eine gute Mitgift sei. Im Übrigen, denke ich, ist das
auch der richtige Ort für die Veröffentlichung von Be-
schlüssen zu einem Bundesgesetz.

Ebenfalls in Bremen ist es auf mein Betreiben ge-
lungen, in der Konferenz der Datenschutzaufsichtsbe-
hörden ein weiteres Anliegen umzusetzen. Die deut-
sche Wirtschaft, die Bundesregierung, aber auch das
Bremer Parlament haben erkannt, welch ungeheu-
ren Potenziale in der RFID-Technologie, der Funk-
chip-Technologie stecken. Dies macht auch die De-
batte in diesem Hause am Ende der letzten Legisla-
turperiode deutlich.

Dabei stehen wir erst noch ganz am Anfang einer
Entwicklung, die auch viele Fragen des Datenschutzes
berührt. Wichtig ist dabei für die Wirtschaft, und sie
ist auch daran interessiert, verlässliche Erklärungen
zum Umgang mit dem Datenschutz beim Einsatz von
RFID zu erhalten. Mir ist es auf der Herbstkonferenz
der obersten Aufsichtsbehörden für den Datenschutz
in Bremen gelungen, eine Einigung über einen Be-
schluss zum datenschutzgerechten Einsatz der RFID-
Technologie herbeizuführen.

Im Berichtsjahr haben wir als Datenschutzaufsichts-
behörde im Land Bremen wieder eine ganze Reihe
von Betrieben, insbesondere auch Betriebsräte, bei
Datenschutzfragen unterstützt und Datenschutzquer-
schnittsprüfungen bei Sanitätshäusern, bei Auskunf-
teien, bei Fahrschulen und zum Einsatz von Video-
überwachung durchgeführt. Näheres finden Sie in
meinem Bericht.

Ich begleite regelmäßig auch die Arbeit der betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten, ein größerer Teil von
schätzungsweise 200 bis 250 in der Region organi-
sierten findet sich jeweils zu einem Erfahrungsaus-
tausch zusammen. Im Berichtsjahr hielt ich in diesem
Kreis Vorträge zur Auslegung der neuen Regelun-
gen des Bundesdatenschutzgesetzes wie auch zur An-
wendung der Regelungen des Bremischen Informa-
tionsfreiheitsgesetzes. Hier waren die Teilnehmer
speziell daran interessiert, Garantien des Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisses gesichert zu wissen.

Die Themenvielfalt der Eingaben von Bürgerinnen
und Bürgern, die häufig in Firmen und Betrieben eine
Nachprüfung erforderlich machen, von A wie Arbeits-
zeitüberwachung über I wie Internet bis Z wie Zu-
gangskontrollen, lassen sich jeweils im Anhang mei-
nes Jahresberichts finden. Zum Schluss möchte ich
von dieser Stelle aus allen danken, die den Daten-
schutz in den Büros wie in den Betrieben in vielfälti-
ger Weise unterstützen und mir damit die Arbeit er-
leichtern! – Ich danke für Ihr Interesse!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Troedel als
Berichterstatterin.

Abg. Frau Troedel, Berichterstatterin: Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Bevor ich den Bericht für den Ausschuss
abgebe, möchte ich erst einmal meinen Dank an den
Ausschuss aussprechen, an die Kolleginnen und Kol-
legen hier in der Bürgerschaft, die wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber ganz beson-
ders an die Kolleginnen und Kollegen des Protokoll-
dienstes, die ich gestern unbeabsichtigt vergessen
habe. Also, heute dann der doppelte Dank für gestern
und heute und für den nächsten Bericht gleich mit!

(Beifall)

Auch Ihnen, Herr Holst, vielen Dank für die Zu-
sammenarbeit und auch Unterstützung, da wir den
Datenschutz in diesem Ausschuss recht neu bearbeitet
haben!

Jetzt komme ich zum Bericht! Der Ausschuss für
Informations- und Kommunikationstechnologie und
Medienangelegenheiten, ich spreche im Weiteren
kurz von Medienausschuss, ist in dieser Wahlperio-
de erstmals für die parlamentarische Kontrolle des
Datenschutzes nach Paragraf 35 des Bremischen Da-
tenschutzgesetzes zuständig. Diese Aufgabe wurde
in der Vergangenheit zunächst durch einen eigenen
Datenschutzausschuss und in den letzten Jahren durch
den Rechtsausschuss wahrgenommen. Die Übertra-
gung an den Medienausschuss erscheint zunächst
nicht unbedingt sach- und hautnah, führt aber die
parlamentarische Kontrolle des Datenschutzes mit der
Informationsfreiheit zusammen und spiegelt beide
Aufgabenbereiche des Landesbeauftragten für Da-
tenschutz, der seit Kurzem Landesbeauftragter für
Datenschutz und Informationsfreiheit ist, wider. Zur
Informationsfreiheit hat der Ausschuss einen eigenen
Bericht erstattet, zu dem wir später kommen, wir hof-
fen, in der Bürgerschaftssitzung im Februar.

Die Bürgerschaft (Landtag) hat dem Medienaus-
schuss den 29. Jahresbericht des Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz und auch die Stellungnah-
me des Senats zur Beratung und Berichterstattung
überwiesen. Als Vorsitzende des Medienausschus-
ses möchte ich nachfolgend den Bericht für den Aus-
schuss erstatten! In seiner September-Sitzung legte
der  Medienausschuss  die  beratungsbedürftigen
Schwerpunkte aus dem Jahresbericht des Landesbe-
auftragten fest. Zu diesen Beratungen zog der Me-
dienausschuss den Landesbeauftragten, die Senats-
kommissarin für den Datenschutz sowie die betrof-
fenen Ressorts hinzu. Die Ergebnisse der Beratun-
gen im Einzelnen entnehmen Sie bitte dem vorlie-
genden  Bericht  des  Medienausschusses  mit  der
Drucksachen-Nummer 17/151.
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Lassen Sie mich aber doch kurz auf einige Punkte
eingehen, die im Medienausschuss erörtert wurden!
Bereits im Rahmen der Beratungen zum 27. Jahres-
bericht war nach dem Rechtsausschuss durch den
Senator für Inneres und Sport zugesagt worden, dass
das für die Komponenten des Systems der Telekom-
munikationsüberwachung erforderliche Datenschutz-
konzept bis Ende Februar 2006 vorgelegt werde. Das
ist bis jetzt fast zwei Jahre her. Die erste Feststellung
technischer und organisatorischer Mängel in diesem
System liegt noch länger zurück. Dies war bereits im
Jahr 2004. Der Senator für Inneres und Sport wies
den Rechtsausschuss darauf hin, dass sich die Bear-
beitung aufgrund personeller Engpässe bei der Po-
lizei verzögert habe. Im 28. Jahresbericht bemängelte
der Landesbeauftragte und ihm nachfolgend wie-
derum der Rechtsausschuss erneut das fehlende Kon-
zept, das dann erst im Juli 2006 vorlag und weiterhin
Defizite enthielt. Mittlerweile neigt sich diese lange
Geschichte einem Ende zu, ohne dasselbe schon er-
reicht zu haben.

Der Senator für Inneres und Sport beabsichtigt, ein
neues technisches System einzuführen, das die Pro-
bleme des fehlenden Zugriffs und der Eingabekon-
trolle, um die es dem Landesbeauftragten zuletzt bei
dem derzeitigen System vorrangig gegangen war, nun
endlich beseitigen soll. Mitte 2009, also in noch einmal
knapp zwei Jahren, soll das neue System betriebs-
fertig sein.

Der Medienausschuss konnte sich nicht damit zu-
friedengeben, dass ein seit 2004 laufend kritisiertes
System noch zwei weitere Jahre unverändert betrie-
ben werden soll. Er hat den Senator für Inneres und
Sport daher aufgefordert, mit dem Landesbeauftragten
Gespräche zu führen, um schon für die Übergangs-
zeit eine Lösung herbeizuführen, die den Anforde-
rungen des Datenschutzes genügt, allerdings – das
muss hinzugesagt werden –, ohne erhebliche Mehr-
kosten zu produzieren. Hierzu erwartet der Ausschuss
noch ein Ergebnis. Der Ausschuss geht davon aus,
dass ihn dieses Thema weiter beschäftigen wird.

Ähnlich verhält es sich mit dem zentralen Daten-
schutzkonzept und den Verfahrensbeschreibungen
beim Stadtamt Bremen. Auch damit hatte sich der
Rechtsausschuss schon im Jahr 2006 mehrfach be-
fasst. Das fehlende Rahmendatenschutzkonzept liegt
mittlerweile vor. Es gibt auch eine Prioritätenliste, in
der unter anderem spezielle Regelungen für die be-
sonderen Sicherheitsbereiche Rechenzentrum, Kom-
munikationstechnik und Datenträgerarchiv für Rol-
lenkonzepte auf Netzwerkebene, Berechtigungskon-
zepte auf Verzeichnungsebenen und Administrations-
konzepte aufgeführt sind. Bis September 2009, also
wiederum in fast zwei Jahren, soll in Abstimmung mit
dem Landesbeauftragten ein neues Konzept erstellt
werden. Auch insoweit erwartet der Ausschuss im Jahr
2008 einen ersten Zwischenbericht und wird sich auch
im Weiteren mit diesem Problem beschäftigen müs-
sen.

Darüber hinaus hat sich der Ausschuss noch mit
dem Datenverarbeitungsverfahren „Fundinfo“ und
mit der Anbindung der Amtsgerichte und der Staats-
anwaltschaft an das Bundeszentralregister befasst.
In beiden Fällen sieht der Ausschuss die Lösung der
Probleme im Sinne des Datenschutzes auf einem guten
Weg und kurz vor dem Abschluss. Der Ausschuss wird
sich auch darüber beraten lassen.

Abschließend darf ich anmerken, dass im Vergleich
zu früheren Jahren weit weniger Punkte einer Be-
ratung bedurften und auch dort eine Lösung im Sin-
ne des Datenschutzes erreicht werden konnte oder
jedenfalls in Aussicht steht. Dies verdeutlicht aus
meiner Sicht ein gewachsenes Verständnis für daten-
schutzrelevante Fragestellungen, die auch aus Sicht
des Ausschusses noch verbesserungswürdig sind. So-
weit der Bericht des Medienausschusses! – Ich dan-
ke für die Aufmerksamkeit!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Eingangs bedanke ich mich
auch recht herzlich bei Herrn Holst und seinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern für die Arbeit zu den
Datenschutzberichten und für die Diskussion im Aus-
schuss. Herzlichen Dank dafür, denn es ist die erste
Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und Medien-
angelegenheiten, früher war es ja der Rechtsaus-
schuss!

Frau Troedel hat zwei Punkte herausgegriffen, und
ich will mich da gar nicht in die Tiefe des einen Punkts
begeben, aber nur eines kurz anmerken, weil ja unsere
Bürgermeisterin Frau Linnert –

(Zuruf: Hier ist sie! – Abg. Frau B u s c h
[SPD]:  Back  to  the  roots!  –  Abg.  Frau
M o t s c h m a n n  [CDU]: Da kommt sie

wieder hin!)

ach, da ist sie! Eben war sie noch dort! – zuständig
ist für den Bereich des Datenschutzes. Wir haben
merkwürdige Feststellungen als Datenschutzaus-
schuss im Ausschuss für Informations- und Kommu-
nikationstechnologie und Medienangelegenheiten zu
machen. Immer dann, wenn man sie alle zusammen-
holt, hat man das Gefühl, sowohl die Verwaltung als
auch der Datenschutzbeauftragte bewegen sich auf-
einander zu. Wenn ich aber den von Frau Troedel
angesprochenen Punkt der Stadtamts-Rahmendaten-
schutzkonzeption anspreche, dann muss ich an die-
ser Stelle sagen, Frau Bürgermeisterin – –. Wenn Sie
mir jetzt zuhören würden, weil ich gerade etwas an
den Senat adressiere, wäre ich Ihnen herzlich ver-
bunden!
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Wir haben im zuständigen Ausschuss verabredet,
dass im Januar ein Zwischenbericht im Ausschuss über
die Rahmendatenschutzkonzeption im Verfahren beim
Stadtamt gegeben wird. Es ist dann ziemlich erstaun-
lich, wenn der Datenschutzbeauftragte uns schreibt:
Ich würde ja ganz gern – sinngemäß – im Januar, näm-
lich morgen, im Ausschuss darüber sachlich reden
wollen, aber bisher habe ich vom Stadtamt außer
einem Telefonat im Dezember nichts Weiteres gehört.
Das kann natürlich nicht das Verfahren sein!

Ich würde an dieser Stelle noch einmal betonen,
Frau Bürgermeisterin, dass Datenschutz und Verwal-
tung nicht immer gegeneinander stehen. So habe ich
Herrn Holst in der Vergangenheit wahrgenommen,
auch aktuell im Medienausschuss. Von daher möchte
ich Sie herzlich bitten, noch einmal im Rahmen Ih-
rer Ressortgespräche darauf hinzuwirken, dass es
schon ziemlich viel Sinn machen würde, wenn man
von sich heraus Verabredungen, die wir treffen mit
dem Datenschutzbeauftragten, aber auch mit der
Verwaltung, einhält, damit dort nicht so etwas ge-
geneinander steht.

Ich glaube, dass man dort etwas verbessern kann.
Ich spreche es nur an, denn sonst würde ein Daten-
schutzausschuss nur zu dem degradiert werden, was
er ist: Wir hören uns die Klage an, wir hören uns die
Entschuldigung an, und in der Mitte stehen wir und
müssen ein Urteil abgeben. Ich glaube, dass das zu
wenig in der Sache wäre.

Des Weiteren – und das lassen Sie meine Abschluss-
bemerkung sein! – wäre der Datenschutzausschuss
im Rahmen des Ausschusses für Informations- und
Kommunikationstechnologie und Medienangelegen-
heiten gut beraten, über die Berichte hinaus eigene
Themen und Diskussionspunkte aufzugreifen, denn
sonst ist es wie im Rechnungsprüfungsausschuss das
Abarbeiten einer Vorgabe einer Senatsantwort und
einer Meinungsbildung. Insoweit, und das haben wir
mit Herrn Holst besprochen, soll es auch in Zukunft
Diskussionen über Themen geben, die neben den Be-
richten des Datenschutzbeauftragten aktuell anste-
hen. Ob es Diskussionen hätten sein können zu Online,
ob es aber auch andere Diskussionen hätten sein kön-
nen, dazu hat man jetzt einem Ausschuss die Auf-
gabe übergeben.

Ich kann Ihnen sagen, dass dieser Ausschuss für
Informations- und Kommunikationstechnologie und
Medienangelegenheiten gern die zusätzliche Aufgabe
des Datenschutzes übernommen hat. Neben den
Themen, die gerade gestern medienrelevant mit dem
Radio-Bremen-Gesetz waren, haben wir jetzt etwas
mehr Zeit, und das ist für die morgige Sitzung vor-
gesehen, nur über Datenschutz zu reden. Wir sind
da auf dem richtigen Weg, und wenn Frau Bürger-
meisterin Linnert im Rahmen der Senatsgespräche
noch einmal darauf hinwirkt, dass alle Verwaltungs-
bereiche sich als Unterstützung des Datenschutzes
im Lande Bremen verstehen, sehe ich auch weiterhin

keine Probleme auf uns zukommen. – Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Neumeyer.

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben eben den Landes-
datenschutzbeauftragten Herrn Holst gehört. Zu al-
lererst möchte ich mich im Namen unserer Fraktion
ganz herzlich bei Ihnen und Ihren Mitarbeitern be-
danken

(Abg. Frau T r o e d e l  [Die Linke]: Und
Mitarbeiterinnen!)

für die geleistete Arbeit zum Schutze der Privatsphäre.

(Beifall bei der CDU, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der FDP)

Wie wichtig eine gute Zusammenarbeit mit dem
Landesbeauftragten für Datenschutz ist, zeigt sich
dadurch, dass viele von Herrn Holst eingebrachte An-
regungen aufgenommen und seine Bedenken berück-
sichtigt wurden. So wurde zum Beispiel bei der Raz-
zia der Polizei im Stubu, bei der die Räumlichkeiten
des Finanzamtes genutzt wurden, ein ausreichender
Schutz der dort vorhandenen personenbezogener Da-
ten gewährleistet. Bei der Videoüberwachung wur-
den die Anregungen vom Landesbeauftragten für
Datenschutz zur zeitlichen Eingrenzung der Video-
überwachung mit in die Planung einbezogen. Von der
Datenbank „Toptäter“ wurde nach gemeinsamer Er-
örterung Abstand genommen.

Wir haben eben den Bericht des Ausschusses ge-
hört. Viele Punkte sind noch nicht erledigt, die wir
in unserem Bericht aufgenommen haben, und wir wer-
den diese in Zukunft immer im Auge behalten. Durch
die Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes und
mit dem Inkrafttreten des Bremer Informationsfrei-
heitsgesetzes hat sich der Arbeitsumfang beim Lan-
desbeauftragten für Datenschutz stark erhöht. Der
Datenschutz ist ein wichtiges Anliegen, der Bürger
vertraut auf die gute Arbeit des Datenschutzes. Des-
halb müssen wir auch darauf achten, dass der Lan-
desbeauftragte für Datenschutz auch in Zukunft per-
sonell und materiell gut ausgestattet ist,

(Beifall bei der CDU, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der FDP)

damit die gute Arbeit auch weiterhin gewährleistet
wird. Dies sollte bei den anstehenden Haushaltsbe-
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ratungen eine große Rolle spielen. – Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Öztürk.

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Erst einmal im Namen der Fraktion ein Dan-
keschön an Herrn Holst und an seine Behörde sowie
die gesamten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für
den Bericht und die sehr konstruktive Mitarbeit im
Medienausschuss!

Datenschutz geht natürlich jeden etwas an. Er
durchdringt sehr viele Lebensbereiche. Ich möchte
einfach einmal an den Alltag erinnern, weil wir auch
gestern ähnliche Debatten hatten. Menschen lernen
sich kennen, da wird nachgefragt, wie man heißt, wo
man zur Schule gegangen ist, was man studiert. Men-
schen neigen dazu, Daten zu sammeln. Was sie daraus
machen, ist die nächste spannende Frage: Wir wer-
ten sie aus, entsprechend werden sie verarbeitet.

Mit dem vorgelegten Jahresbericht des Daten-
schutzbeauftragen hat die Bedeutung über die Dis-
kussion des Datenschutzes natürlich auch Kritikpunk-
te enthalten und Handlungsempfehlungen ausgespro-
chen. Entsprechend soll auch sensibilisiert werden,
und das ist sehr wichtig. Ich möchte noch einmal an
die Debatte von gestern erinnern, die zum Teil bei
der Online-Durchsuchung sehr emotional geführt
wurde. Wie erwähnt, werden Daten gespeichert, die
Weitergabe und die Weiterverarbeitung finden statt,
und Datenschutz ist heute eben so aktuell und auch
wahrscheinlich notwendig wie nie zuvor. Der Einsatz
von modernen Informationstechnologien in unserer
Gesellschaft sowohl im staatlichen als auch im pri-
vaten Bereich verändert rasant die Gesellschaft und
eben auch die Menschen. Das wird in Zukunft ent-
sprechend so bleiben.

Die technischen Grenzen für die Sammlung und
Speicherung von Daten sind längst aufgehoben. Egal,
ob es nun um den sorglosen Umgang mit so genannten
Payback-Cards geht, um Online-Shopping im privaten
Bereich oder um die Überwachung öffentlicher Räume
per Video oder anderer Geräte oder die behörden-
interne Weitergabe von persönlichen Daten, es bringt
auch immer diesen Konfliktstoff mit sich.

Das alles bedeutet aber auch, dass die technische
Fortentwicklung den unmittelbaren Schutz jedes
Einzelnen bedingt, das dürfen wir nicht vergessen.
Gerade auch zu den genannten Aspekten tragen aus
grüner Sicht wesentlich die Arbeit des Landesdaten-
schutzbeauftragten und die wichtigen Beratungen,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

die im Medienausschuss dazu stattgefunden haben
und in Zukunft stattfinden werden, bei.

Abschließend möchte ich noch einige Sachen er-
wähnen, die auch für uns als Grüne oder aus grüner
Sicht von großer Bedeutung sind. Zunächst einmal
sollten wir uns dafür einsetzen, dass das Grundrecht
auf informationelle Selbstbestimmung weiterhin ge-
stärkt werden muss, sowohl legislativ, damit ist die
Verankerung des Datenschutzes im Grundgesetz ge-
meint, und entsprechend die gezielte Aufklärung in
der Gesellschaft, dass man ein entsprechendes Be-
wusstsein dafür schafft.

Verlässlicher Datenschutz, und nur ein verlässli-
cher Datenschutz, schafft Vertrauen. Es gilt, das an
dieser Stelle erst einmal zu gewährleisten, Vertrau-
en zwischen Bürgerinnen und Bürgern auf der einen
Seite und natürlich auch zwischen der Wirtschaft und
dem Staat auf der anderen Seite. In diesem Sinne soll-
ten wir weiterhin an modernem und verlässlichem
Datenschutz festhalten und ihn auch zukünftig fort-
schreiben.

Was hier natürlich wie ein Wunschgedanke klingt,
ist der Bereich, den eben auch Herr Schildt angespro-
chen hat, der aber auch aus dem Bericht des Medi-
enausschusses noch einmal hervorgegangen ist. Ein
ganz wichtiger Bereich sind die behördlichen und be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten, diese müssen
gestärkt werden. Zur Not müssen wir uns überlegen,
wie wir dort Maßnahmen schaffen können, dass das
verankert wird entweder als Berufsbild, dass man da
eine Sicherheit hat, dass Datenschutzbeauftragte in
Betrieben anerkannt sind und entsprechend auch ihre
Arbeit anerkannt und honoriert wird. Zum Abschluss
noch einmal herzlichen Dank erneut an Herrn Holst
und an die Behörde! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Richter.

Abg. Richter (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, sehr
geehrter Herr Holst! Ja, jetzt weiß ich auch, weshalb
wir heute über den Bericht des Ausschusses debat-
tieren. Sie wollten fünfmal ein Dankeschön hören.
Auch von unserer Seite, ein herzliches Dankeschön
für die Zusammenarbeit!

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und bei
der CDU)

Im Jahre 2006 wurden Ihnen auch die Kontrollauf-
gaben nach dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz
übertragen, die ebenfalls mit einer Berichtspflicht ver-
bunden sind. Eigentlich haben wir das ja heute auch
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noch auf der Tagesordnung, aber so weit hinten, dass
ich glaube, wir werden Sie im Februar hier wieder
begrüßen dürfen. Ich sage jetzt, so nett wie Frau Tro-
edel gesagt hat, mein Dank gilt dann auch schon für
diesen Bericht mit.

Bei einem sehr knappen Budget und einem engen
Personalsockel waren die hierdurch entstandenen
Aufgaben von Ihnen zusätzlich abzudecken. Es hat
geklappt, ohne dass der Datenschutz in unserem Lan-
de unter die Räder geraten ist. Frau Troedel ist in ihrem
Bericht schon auf alle Einzelheiten eingegangen. Da
will ich nur hinzusetzen, es ist schade, dass der Da-
tenschutz noch nicht den Stellenwert einnimmt, den
er eigentlich einnehmen müsste, weil die Fristen teil-
weise einfach zu lang sind, bis Forderungen umge-
setzt werden.

(Beifall bei der FDP)

Das Thema Datenschutz wird uns im Ausschuss und
auch an dieser Stelle mit Sicherheit in dieser Legis-
laturperiode noch häufiger bei den unterschiedlichsten
Themenkomplexen beschäftigen. Themen wie Zu-
griffsrechte des Staates auf private Netzwerke, On-
lineüberwachungen, gestern und sicherlich nicht zum
letzten Mal auf der Tagesordnung einer Bürgerschafts-
sitzung, sind hier zu nennen.

Aber es ergeben sich auch zunächst banal erschei-
nende Fragen, ob bei einer zentralen Heizungsan-
lage der Energieverbrauch keine personengebunde-
nen Daten sind, weil Gas-Etagen-Heizungen aber
plötzlich doch zum Datenschutz gehören. Sind Vor-
eigentümer oder Mieter unbekannt verzogen, kön-
nen also keine Vollmachten mehr ausstellen, wird es
manchem Immobilieneigentümer schwer fallen, seiner
gesetzlichen Pflicht zur Erstellung von Energieaus-
weisen nachzukommen.

Hier, so meinen wir von der FDP-Fraktion, sollten
sich die Datenschutzbeauftragten der Länder und der
Bundesdatenschutzbeauftragte bei ihren knappen
Ressourcen, die sie haben, im Interesse der Bürger-
innen und Bürger vielleicht effektiver mit anderen
Themen beschäftigen. Doch diese Themen sind nicht
Gegenstand unserer heutigen Debatte.

Die FDP hat im Ausschuss an der Berichterstattung
zum 29. Jahresbericht des Landesdatenschutzbeauf-
tragten mitgewirkt und ihr zugestimmt. Ich hoffe, dass
der zweite Bericht „Informationsfreiheitsgesetz“ viel-
leicht schon gleich mit dem verbunden werden kann.
Dann sind ja, wenn Sie im Februar wieder hier sind,
Herr Holst, elf Monate vergangen, seitdem Sie den
ersten Bericht vorgelegt haben. Vielleicht schaffen
Sie es ja bis dahin, auch den zweiten vorzulegen, dann
ist es nicht nur ein Berichtszeitraum von 6, sondern
gleich von 18 Monaten. Das wäre im Interesse einer
größeren Aussagekraft doch schön. – Danke!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (Die Linke): Frau Präsidentin –
ich gestehe, das sage ich ganz besonders gern –, meine
Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen! Im
Zeitalter der neuen Medien und Möglichkeiten gibt
es kaum ein Thema, das so brisant geworden ist wie
das Thema Datenschutz. Die Möglichkeiten der Er-
fassung, Sammlung und Speicherung von personen-
bezogenen Daten wachsen in einem rasanten Tem-
po. Zugleich wächst das Bedürfnis in Kreisen der Si-
cherheitsbehörden, von diesen Möglichkeiten mehr
denn je Gebrauch zu machen.

Es genügt, auf etliche Vorstöße von Innenminister
Schäuble zu verweisen, mit denen er unter Verweis
auf Gefahren des Terrorismus versucht hat, Stück für
Stück den Datenschutz zurückzufahren. Der Daten-
schutz verkommt zur Handelsware. Das Grundrecht
der informationellen Selbstbestimmung wird immer
weiter eingeschränkt. Immer mehr persönliche Da-
ten werden erfasst, gesammelt und ausgetauscht mit
Eifer von staatswegen und mit Begierde von Privat.
Damit aber wackelt eine entscheidende Säule der
Demokratie. Bürgerinnen und Bürger werden gläsern,
sie verlieren ihre Souveränität. Es ist daher höchste
Zeit für ein modernes Datenschutzrecht des 21. Jahr-
hunderts. Der gläserne Mensch wird Stück für Stück
von einer Angst erzeugenden Vision zu einer realen
Möglichkeit.

Die Aufgabe verantwortungsvoller Politik ist es, die
Bürgerinnen und Bürger vor ungerechtfertigten Ein-
griffen in ihre Persönlichkeitsrechte zu schützen. Ich
verweise noch einmal, wie auch ein Redner vor mir,
auf die gestrige Diskussion zur Onlinedurchsuchung,
realer geht es nicht und deutlicher nicht mehr nach-
vollziehbar. Die rot-grüne Koalition bekennt sich in
ihrer Koalitionsvereinbarung zum Datenschutz. Wir
sehen es genauso und unterstützen vom ersten bis
zum letzten Wort diese Passage, die genau das schüt-
zen will, was ich eben auch nicht nur als gläserner
Mensch, sondern hinsichtlich der Persönlichkeitsrech-
te des und der Einzelnen in Schutz nehmen will.

Ich zitiere aus Zeitgründen nicht, obwohl es wert
ist, dass wir uns gemeinsam ein Stück daran erinnern.
Deshalb haben wir auch die recht ungewöhnliche An-
siedlung des Themas Datenschutz beim Medienaus-
schuss befürwortet. Dass die neue parlamentarische
Anbindung des Datenschutzes für alle Beteiligten na-
türlich noch etwas gewöhnungsbedürftig ist, für mich
besonders, verwundert demnach niemanden.

Wie Sie dem Bericht der Ausschussvorsitzenden
entnehmen konnten, hat sich der Ausschuss auf dem
Gebiet des Datenschutzes bisher neben dem Daten-
schutzkonzept für die Telefonüberwachung mit dem
zentralen Datenschutzkonzept der Verfahrensbe-
schreibungen beim Stadtamt Bremen und den Da-
tenverarbeitungsverfahren „Fundinfo“ befasst. Wir
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hoffen, dass wir in Zukunft im Ausschuss darüber
hinaus zu grundsätzlichen Debatten und Entschei-
dungen zum Thema Datenschutz kommen. Wir hof-
fen auch, dass wir auf diesem Gebiet den Senat nicht
treiben müssen, sondern die Sache im Sinne der Bre-
merinnen und Bremer gemeinsam mit diesem Senat
vorantreiben können. – Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bemerkungen des Ausschusses für Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie und Me-
dienangelegenheiten beitreten möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) tritt den
Bemerkungen des Ausschusses für Informations- und
Kommunikationstechnologie und Medienangelegen-
heiten bei.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem 29. Jahresbericht des Landesbeauftragten für
Datenschutz, Drucksache 16/1362, von der Stellung-
nahme des Senats, Drucksache 17/31, und von dem
Bericht des Ausschusses für Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten, Drucksache 17/151, Kenntnis.

Durch konstruktive Politik den Arbeitsmarkt
beleben und fragwürdige Beschäftigungsformen

verhindern

Antrag des Abgeordneten Tittmann
vom 27. November 2007

(Drucksache 17/154)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Rosenkötter, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Schuster.

Die Beratung ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Einige Milli-
onen Euro aus der Steuerzahlerkasse hat die Bun-
desregierung aufgewendet, um mit riesigen Anzei-
gen in Presseorganen zu verkünden, es gehe mit dem
Arbeitsmarkt aufwärts. Man fragt sich hier doch un-
weigerlich, warum eine solche Kampagne überhaupt

notwendig ist, denn wenn es wirklich reell wirtschaft-
lich aufwärts ginge, dann würde das ja wohl allge-
mein bemerkt werden und es bedürfe keiner beson-
deren Erwähnung.

Tatsache ist, der Arbeitsmarkt ist bundesweit im
Umbruch und vor allem auch im Land Bremen. Die-
ser Umbruch ist aber alles andere als ein gutes Zei-
chen, denn hierzulande stürzen immer mehr abhängig
Beschäftigte in die Armut. Hartz IV und Sozialhilfe-
empfänger lassen grüßen!

(Unruhe bei der SPD)

Ich weiß nicht, ob man über Armut lachen kann, das
kennzeichnet Ihre Politik. Hier sind die Sorgen der
Menschen, der Sozialhilfeempfänger, wahrscheinlich
völlig egal, aber na gut!

Allein von 2005 bis 2006 ist die Leiharbeit in Bre-
men um ein Drittel gewachsen, und seit 1999 hat sich
dieser Bereich verdoppelt. Zudem hat kein anderes
Bundesland eine so hohe Dichte von sogenannten
Minijobs wie der Zweistädtestaat. Nach Angaben der
Arbeitnehmerkammer zeigt die Tabelle für Bremen
35 Minijobs pro 1000 Einwohner an. Die Betroffenen,
die mit maximal 400 Euro Einkommen abgespeist
werden, müssen durch diese fragwürdigen Beschäf-
tigungsformen sehr geringe Renten erwirtschaften und
in Kauf nehmen. Das heißt, ihr Dasein im Alter wird
dadurch ganz besonders von Armut geprägt sein.

Besonders hoch ist der Anteil der Frauen bei den
Minijobs, er wird mit etwa circa 70 Prozent angege-
ben. Die Tatsache ist, dass die meisten von ihnen kein
weiteres Erwerbseinkommen haben. Deshalb sind
auch so viele mit Minijobs auf ergänzende Hartz-IV-
Leistungshilfe angewiesen, um überhaupt existieren
zu können. Im Vorjahr 2006 waren sage und schrei-
be über 12 000 Bürgerinnen und Bürger als Erwerbs-
tätige hilfsbedürftige Opfer politischen Versagens
regierender Verantwortlicher. Die Hälfte von diesen
ausgegrenzten Bremern und Bremerhavenern muss-
ten sich ausschließlich, ich betone ausschließlich, mit
einem Minijob durchschlagen.

Von etablierter Seite der Politiker ist immer wieder
zu hören, dass ausgerechnet die Leiharbeit die Ar-
beitsform der Zukunft sei. Diese Beschäftigungsform
der Sklavenarbeit boomt allerdings deshalb, weil die
Ausgebeuteten so wenig verdienen. Dass dagegen
der derzeitig diskutierte Mindestlohn ein Luxusein-
kommen wäre, darf nicht sein, meine Damen und Her-
ren.

Infolge arbeitsmarktpolitischen Totalversagens ver-
antwortlicher Politiker aller Parteien ist auch die Zahl
der sogenannten Ein-Euro-Jobs in Bremen weiter an-
gestiegen. Etwa 3300 dieser Stellen, mit der Erwerbs-
lose aus Arbeitsmarktstatistiken weggelogen werden,
gibt es derzeit in Bremen. Das sind 14 Prozent, ich
wiederhole, 14 Prozent mehr als vor einem Jahr. Auch
durch diese Beschäftigungsform sind Absturz und
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Existenzängste bei immer mehr Menschen unweiger-
lich vorprogrammiert.

Deshalb ist der Bremer Senat aufzufordern, end-
lich geeignete Maßnahmen zur Belebung des Arbeits-
marktes zu ergreifen, damit der weiteren Ausbeutung
sozialer Beschäftigungsformen wie Minijobs und Leih-
arbeit effektiv begegnet werden kann. Dringend be-
nötigt werden hier mehr reguläre sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse. Dafür mit al-
ler Kraft zu sorgen ist die Aufgabe verantwortungs-
bewusster Politiker aller Parteien, denn, das sage ich
Ihnen in aller Deutlichkeit, Arbeit darf nicht arm
machen, deshalb stimmen Sie meinem Antrag zu! –
Danke!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
glaube, das war einmal wieder so ein richtig typischer
Tittmann,

(Beifall – Zuruf des Abg. T i t t m a n n
[parteilos])

so wie er immer sagt, ein Mann, ein Wort, ein Titt-
mann, ein Mann, ein Wort, ein Bier! In dem Fall, sage
ich einmal, war es ein Bier zuviel und ein Wort zu
wenig gewesen.

(Heiterkeit und Beifall)

Ich finde es schon wichtig, dass man sich diesen
Antrag, den er uns hier „vor die Füße wirft“, einmal
wirklich genauer ansieht. Da wird in der Überschrift
ein Satz formuliert, dem hier eigentlich keiner wider-
sprechen kann. Wer hat etwas gegen konstruktive
Politik am Arbeitsmarkt, wer hat nicht etwas gegen
fragwürdige Beschäftigungsformen! Das alles ist doch
nicht das Problem. Das ist die Überschrift, und dann
wird gleich noch einmal in zwei virtuosen kurzen Sät-
zen der Senat zu irgendetwas aufgefordert, eine Be-
gründung dazu gibt es nicht.

Auch seine Ausführungen, die er hier gemacht hat,
stellen eigentlich überhaupt nichts dar. Was will er
eigentlich, was will er mit diesem Antrag?

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das fragen wir uns schon lange!)

Dies konnte weder mündlich noch schriftlich klarge-
stellt werden. Ich muss sagen, ich finde es einfach
unwürdig für dieses Parlament, mit solchen Anträ-
gen konfrontiert zu werden.

(Beifall)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Allerdings, meine Damen und Herren, gibt es noch
eine andere Seite, und ich denke, wen interessiert
Herr Tittmann, das ist nicht das Problem, sondern was
uns als Politiker und Parlamentarier interessieren
sollte, das sind natürlich die Menschen, die Herrn
Tittmann gewählt haben. Das sind die Menschen, die
offensichtlich einen Kandidaten gewählt haben, von
dem durchaus schon, er ist ja nicht das erste Mal in
diesem Parlament, bekannt ist, dass er auf diese Art
und Weise verfährt und leere Floskeln verbreitet.

Ich glaube, es ist eine Aufgabe, der wir uns alle
für die Zukunft widmen sollten, ich glaube, viele tun
es auch, aber ich finde es im Moment ganz wichtig
zu sagen, wir müssen uns darum kümmern, dass es
Menschen gibt, die jetzt mit solchen Anträgen wieder
enttäuscht werden, weil sie natürlich erwarten, dass
zu solchen Inhalten etwas gesagt wird. Ich denke, wir
als Linke sind bereit dazu, die Diskussion zu führen
und die anderen demokratischen Parteien dieses Hau-
ses auch. Von daher lautet meine Empfehlung, die-
sen Antrag abzulehnen. – Danke!

(Beifall)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehr-
ter Herr Erlanson, Ihre Rede hat wieder einmal deut-
lich bewiesen, Sie haben Sozialpolitik, Arbeitsmarkt-
politik und Finanzpolitik nicht begriffen, und Sie und
Ihre Linke haben insgesamt die Politik, über die wir
hier reden, überhaupt nicht begriffen.

(Zurufe von der CDU)

Ihre Gegenrede hat wieder einmal bewiesen und
verdeutlicht, dass der von den Politikern gefeierte Auf-
schwung zwar irgendwo in den Etagen von Bonzen
stattfindet, aber nicht beim großen Teil der Normal-
bürger. Sie geben hier immer vor, Sie vertreten die
Normalbürger, aber davon habe ich nichts gemerkt.
Diese Feststellung deckt sich in etwa auch mit der
Aussage im Nachrichtenmagazin der „Spiegel“ vor
einigen Monaten, die abhängig Beschäftigten sind
die ganz großen Verlierer von rot-grüner und schwarz-
roter Reformpolitik, und mit Blick auf die Bundeslän-
der und somit auch auf Bremen heißt es, ich darf zitie-
ren: „Fast 7 Millionen Deutsche gelten als Niedrig-
löhner. Ihr Einkommen beträgt weniger als Zweidrittel
des Lohnmittelwerts.“ Das dürfte aus meiner Sicht
bei Fortsetzung Ihrer Politik und der bisherigen Po-
litik weiterhin steigen.

Meine Damen und Herren, dazu weiter der „Spie-
gel“: „Sie haben kaum Chancen, dass es ihnen einmal
besser geht. Sie sind die Verlierer der Globalisierung.“
Einfache Arbeit ist nichts mehr wert, der Mensch ist
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nichts mehr wert, weil irgendwo auf der Welt immer
irgendwo billiger produziert werden kann. Die Schere
zwischen arm und reich wird immer deutlicher und
sie wird im Lande auch weiter auseinandergehen, da-
ran wird sich nichts ändern.

Das scheint Ihnen auch völlig egal zu sein, denn
die abhängig Beschäftigten werden in die Zange
genommen. Zum einen drückt die Konkurrenz der
billigen Arbeitsmassen aus Osteuropa oder Asien die
Löhne ganzer Branchen und Berufsgruppen mit he-
runter auf Hartz-IV-Niveau,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dann schlagen Sie doch einmal

etwas vor!)

siehe Bremen, Bremerhaven „Nadler“ und so wei-
ter. Zum anderen fordert der vielfach konstruierte So-
zialstaat und verlangt von den Arbeitnehmern die al-
lergrößten Opfer.

Wo bleibt Ihre soziale Verantwortung gegenüber
sozial schwachen Menschen? Es kann doch nicht
bestritten werden, dass über lange Zeit, besonders
in Bremerhaven und Bremen, die Anzahl der Sozi-
alhilfeempfänger gestiegen ist. Das ist eine Schan-
de Ihrer Politik! Es ist doch auch eine Schande, dass
selbst für die Ernährung immer mehr Bürgerinnen
und Bürger bei ihren Lebensmitteleinkäufen sparen
müssen, weil es immer teurer wird. Besonders Be-
dürftige sind sogar auf Suppenküchen angewiesen
und so weiter. Von Urlaubsreisen können die armen
Menschen, Hartz-IV-Empfänger und Sozialhilfeemp-
fänger ohnehin nur noch träumen. Hinzu kommt, dass
viele Menschen in Bremerhaven und in Bremen auch
bei den Ausgaben für die Gesundheit sparen müs-

sen, natürlich mit der Folge von unweigerlich erhöhten
Krankheitsanfälligkeiten.

Ich sage es noch einmal und in aller Deutlichkeit,
Politik muss zum Wohl der Bürger gestaltet werden.
Wann endlich erkennen Sie diese Pflicht und han-
deln verantwortungsbewusst? Davon merke ich nichts,
und ich werde auch noch lange darauf warten kön-
nen. – Danke!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

 Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann mit
der Drucksachen-Nummer 17/154 seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/
Die Grünen, Die Linke und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine Damen und Herren, hiermit sind wir an das
Ende der Landtagssitzung gekommen.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.53 Uhr)
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